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worden. Innerhalb von 13 Jahren eine zu vernach-
lässigende Größe. In 53 der 106 kreisfreien Städte 
sei die Anzahl der Wohnungen zwischen 2011 und 
2024 stärker gestiegen als die Zahl der Haushalte.
 
Allerdings ist laut Dr. Simons nur ein Teil der Woh-
nungen tatsächlich marktrelevant. Dieses markt-
relevante Angebot stehe einer hohen Anzahl zwei-
er Gruppen von Wohnungssuchenden gegenüber: 
die Gruppe der Zuziehenden ohne vorhandene 
Wohnung und die Gruppe der Unzufriedenen, 
die mit einer für sie unangemessenen Wohnung 
(Preis, Größe, Lage) die Nachfragezahlen pushen. 
 
Zuziehende fänden häufig keine passende Woh-
nung mit akzeptablem Preis-Leistungs-Verhältnis. 
Da sie jedoch dringend eine Wohnung benötigten, 
seien sie bereit, sowohl hohe Mieten zu zahlen als 
auch schwere Kompromisse einzugehen. Sie wür-
den also zunächst irgendeine Wohnung anmieten, 
aber sofort weitersuchen. In dieser Zeit bewohnen 
sie eine Wohnung, sind aber gleichzeitig auf der 
Wohnungssuche. Die Wohnungsnachfrage steigt 
bei einem solchen Zuzug um zwei: Eine Wohnung 
wird bewohnt (realisierte Nachfrage), eine weitere 
wird gesucht (unrealisierte Nachfrage). Ähnliches 
gelte für Haushalte, die innerhalb der Stadt umzie-
hen wollten. Während der gesamten Suchzeit trä-
ten diese Haushalte als doppelte Nachfrager auf. 
 
Hinzu komme, dass die Wohnungen mit niedrigen 
Bestandsmieten gehortet würden. Auch würden 
nach einer Trennung die große Wohnung gehalten, 
da eine kleinere, neu angemietete möglicherweise 
teurer werde. In der Folge schaukelt sich laut Dr. 
Simons sowohl das Horten von Wohnungen als 
auch die unrealisierte Nachfrage hoch. So könne 
eine Knappheit entstehen, obwohl eigentlich ge-
nug Wohnungen vorhanden seien.
 
Dr. Simons untermauert seine Theorie anhand ei-
ner Beispielrechnung für die Stadt Köln: Die Ein-
wohnerzahl stieg dort zwischen 2011 und 2024 
nur geringfügig um knapp 1 % (+11.000 Ein-
wohner). Die Zahl der Haushalte stieg stärker um 
28.000 (+5,4 %). Gleichzeitig wurden im Zeitraum 
39.500 Wohnungen fertiggestellt. Trotzdem sind 
die Angebotsmieten nach jahrelanger Konstanz 
von rund 8,50 €/m² in den Jahren vor 2011 auf 
zuletzt 14 €/m² gestiegen – ein Plus von 65 %.
 
Die gesunkene Fluktuationsrate von 7,7 % auf 
6 % pro Jahr nimmt da enormen Einfluss. Sie stei-
gert die unrealisierte Nachfrage, und diese kumu-
liert sich. Hochgerechnet sind in diesem Jahr rund 
100.000 Haushalte in Köln auf Wohnungssuche 
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– knapp 20 % aller Haushalte. Tatsächlich wer-
den vermutlich nur gut 30.000 Haushalte (Vorjahr 
32.300) eine freie Wohnung gefunden haben und 
umgezogen sein. Anders ausgedrückt: Die ge-
samte Nachfrage ist ungefähr dreimal so groß wie 
das Angebot. Hinzu kommen die Nachfrager der 
von außerhalb der Stadt zuziehenden Haushalte.
 
In der Quintessenz wird festgehalten, dass es in 
Deutschland keinen großen Mangel an Wohnun-
gen gebe. Vielmehr funktioniere die Verteilung 
nicht mehr, da die Fluktuation gelähmt sei. Daher 
müsse diese dringend wieder angekurbelt wer-
den. Dazu sei selbstverständlich auch ein ge-
wisses Maß an Neubau nötig. Dies in doppelter 
Hinsicht, denn jede Neubauwohnung erhöhe nicht 
nur das verfügbare Angebot, sondern setze auch 
eine entsprechende notwendige Umzugskette in 
Gang. 
 
Auch wenn man dieser Gesamtanalyse vielleicht 
etwas skeptisch gegenübersteht, spielen die ge-
nannten Aspekte sicherlich insbesondere auf den 
angespannten Wohnungsmärkten der Metropol-
regionen und Schwarmstädte eine nicht zu ver-
nachlässigende Rolle.
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8. BAU-TURBO | GEBÄUDETYP E

Mit der neuen Legislaturperiode wurden große Er-
wartungen geweckt. Durch den sog. „Wohnungs-
bau-Turbo“, die Reaktivierung der EH55-Förderung 
sowie die Einführung des Gebäudetyps E sollen 
Bürokratie abgebaut und Standards vereinfacht 
werden, um mehr Investitionen in den Wohnungs-
bau zu lenken und Baukosten zu senken. Es wird 
sich herausstellen müssen, ob die Projekte der 
Bundesregierung ein Papiertiger sind bzw. bleiben 
oder tatsächlich zur Beschleunigung des Woh-
nungsbaus und zur Wohnraumsicherung beitragen. 
 
Mit der Einführung des bis zum 31. Dezember 2030 
befristeten neuen § 246e BauGB („Wohnungs-
bau-Turbo“) soll die Schaffung von zusätzlichem 
Wohnraum durch vereinfachte und beschleunig-
te Verfahren ermöglicht werden. Dabei bleibt die 
kommunale Planungshoheit gewahrt, da eine Zu-
lassungsentscheidung stets der Zustimmung der 
Gemeinde bedarf. 
 
Die vorgesehene temporäre Aussetzung einzelner 
gesetzlicher Normen steht unter der Bedingung, 
dass die Gemeinde dem Vorhaben zugestimmt hat 
und die Abweichung – unter Würdigung nachbar-
licher Interessen – mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist. 
 
Letzteres erfordert insbesondere die Prüfung der 
Umweltauswirkungen des Bauvorhabens. Zur Ge-
währleistung der Kohärenz wird ein Gleichklang 
mit den übrigen Abweichungsvorschriften (§§ 31, 
34 BauGB) hergestellt. Die Entscheidung über die 
Zulassung von Vorhaben erfolgt künftig durch eine 
strategische Umweltprüfung (SUP).
 
Die Zustimmungsfiktion wird auf drei Monate ver-
längert: Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen drei Monaten nach Eingang des Ersu-
chens verweigert wird. Damit soll verhindert wer-
den, dass Kommunen aufgrund zu kurzer Fristen 
eine vorsorgliche Ablehnung aussprechen. Zudem 
sollen die Befreiungs- und Abweichungsmöglich-
keiten nach § 31 Abs. 3 BauGB (Befreiungen vom 
Bebauungsplan) und § 34 Abs. 3a BauGB (Zuläs-
sigkeit von Vorhaben innerhalb bebauter Ortsteile) 
erweitert werden. 
 

Die Neufassung des § 34 Abs. 3b BauGB sieht vor, 
dass künftig vom Erfordernis des Einfügens abge-
wichen werden kann, sofern das Vorhaben der Er-
richtung eines Wohngebäudes dient, städtebaulich 
vertretbar ist und öffentliche Belange – einschließ-
lich nachbarlicher Interessen – gewahrt bleiben. 
 
Dadurch wird u. a. die Möglichkeit geschaffen, 
hinterliegende Grundstücke („zweite Reihe“) oder 
Innenhöfe innerhalb bestehender Wohnblöcke zu 
bebauen. Ferner soll in begründeten Fällen von der 
TA Lärm abgewichen werden können, um eine er-
leichterte Bebauung von Brachflächen und Baulü-
cken sowie die Umnutzung gewerblicher Gebiete 
zu ermöglichen. 
 
Ein neuer § 36a BauGB regelt die Zustimmungs-
pflichten der Gemeinden bei Abweichungsent-
scheidungen. Auch hier gilt eine Einvernehmens-
fiktion nach Ablauf bestimmter Fristen. Gemeinden 
können zusätzlich eine öffentliche Beteiligung 
innerhalb eines Monats ermöglichen; in diesem 
Fall verlängert sich die Entscheidungsfrist entspre-
chend. 
 
Mit Einführung des neuen § 246e BauGB wird bis 
Ende 2030 ermöglicht, in erforderlichem Umfang 
von bauplanungsrechtlichen Vorschriften abzu-
weichen, sofern das Vorhaben der Errichtung von 
Wohngebäuden, der Erweiterung, Änderung oder 
Erneuerung bestehender Gebäude zur Schaffung 
von Wohnraum oder der Nutzungsänderung zu 
Wohnzwecken dient. 
 
Eine Abweichung ist unzulässig, wenn sie erheb-
liche zusätzliche Umweltauswirkungen erwarten 
lässt. In diesen Fällen kann das Verfahren dennoch 
angewendet werden, wenn eine strategische Um-
weltprüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung und Um-
weltbericht durchgeführt wird. 
 
Ziel des Gesetzesentwurfs ist es, durch verein-
fachte Verfahren, verlängerte Fristen und erweiter-
te Abweichungsmöglichkeiten die Schaffung von 
Wohnraum deutlich zu beschleunigen, ohne die 
kommunale Planungshoheit aufzugeben oder Um-
weltbelange unzureichend zu berücksichtigen.
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Aufgrund optimaler Nachverdichtungspotenziale 
im Innenstadtbereich informierte der Spar- und 
Bauverein die technische Beigeordnete Claudia 
Warnecke sowie das Stadtplanungsamt über die 
neue Gesamtsituation. Im Rahmen aktueller Pro-
jektplanungen und -realisierungen werden an-
grenzende Quartiere für die Umsetzung des neuen 
Gesetzes im Rahmen der Bebauung eines inner-
städtischen gewachsenen Siedlungsbereichs als 
prädestiniert beurteilt. Gerade die Startphase des 
neuen Gesetzes schafft einen neuen Lern- und 
Experimentierraum für Kommunen, Politik, Ver-
waltung und Investoren. Unter Berücksichtigung  
öffentlicher Belange, nachbarschaftlicher Interes-
sen sowie der erforderlichen Umweltprüfungen se-
hen wir hierin eine gemeinsame Chance, das neue 
Beschleunigungsinstrument konstruktiv zu nutzen, 
um ressourcenschonend und mit vorhandener In-
frastruktur zusätzlichen Wohnraum im innerstädti-
schen Bereich zu schaffen.
 
Auch wenn die Bundesregierung den neuen  
§ 246e BauGB in Verbindung mit dem neuen § 36a 
BauGB E als zentralen Hebel zur Beschleunigung 
des Wohnungsbaus feiert, bleiben der GdW und 
die sozial orientierte Immobilienwirtschaft weiterhin 
skeptisch. Die Fortschritte hinsichtlich des Einfü-
gungserfordernisses nach § 34 BauGB sowie die 
Möglichkeit der Abweichung bzw. partiellen Befrei-
ung vom BauGB unter Wahrung nachbarschaftli-
cher Interessen, öffentlicher Belange sowie um-
weltrechtlicher und städtebaulicher Entwicklung 
und Ordnung werden jedoch ausdrücklich begrüßt.
 
Allerdings wird deutlich mehr Mut zur Entscheidung 
gefordert: Die Kommunen hätten „den Schlüssel 
zum Bau-Turbo in der Tasche“. Ob sie ihn wirklich 
umdrehen, entscheide, ob der Turbo tatsächlich 
zünde oder erneut im Leerlauf verharre. Auf der 
Angebotsseite bestimmen nämlich die Kommunen 
maßgeblich Tempo und Umfang des Wohnungs-
baus. Ob der Bau-Turbo in der Praxis tatsächlich 
genutzt wird, hängt wesentlich von der Bereitschaft 
und Kapazität der Städte und Gemeinden ab, denn 
es zeigt sich schon jetzt auf kommunaler Sei-
te eine gewisse Zurückhaltung wegen rechtlicher 
Unsicherheiten und der Sorge vor städtebaulichen 
Präzedenzfällen. Kommunale Abwägungsprozes-
se müssten rechtlich verankert dem Wohnungs-
bau denselben Vorrang einräumen wie bereits 
heute beim Glasfaser- und Windkraftausbau. Die 
endlose Kumulation von Prüfpflichten, Berichtser-
fordernissen und Vorgaben – vielfach ohne Blick 
auf tatsächliche Wirksamkeit – erfordere einen 
echten Systemwechsel mit klaren Fristen, weniger 
bürokratischen Ermessensspielräumen und auto-  

matischen Genehmigungen bei Fristüberschrei-
tungen. 
 
Mit dem sog. „Bau-Turbo“ möchte die amtierende 
Bundesregierung also Baugenehmigungsverfah-
ren beschleunigen. Die baurechtlichen Vorschriften 
gesetzgeberisch zu vereinfachen, ist sicherlich ein 
Schritt in die richtige Richtung.
 
Bürokratie als Kurzformel für Regelungen, Gesetze 
und Verordnungen, die der Staat erlässt, um das 
Handeln der Bürger und der Wirtschaft zu regu-
lieren, ist über die Jahrzehnte hinweg immer be-
lastender geworden. Unverständliche Sprache in 
Gesetzen und Formularen, lange Warte- und Ge-
nehmigungszeiten, Dokumentationspflichten und 
Handlungsbeschränkungen sind Erscheinungs-
formen bürokratischer Lasten.
 
Die Zunahme an Regeln ist eine Folge davon, dass 
der Staat immer mehr Aufgaben übernimmt, vom 
Nachtwächterstaat des 19. Jahrhunderts über den 
Wohlfahrtsstaat des 20. Jahrhunderts bis zum Re-
gulierungsstaat des 21. Jahrhunderts.
 
Gerade im Bauwesen und in der Immobilien-
wirtschaft sind die Menge, Dichte und Wider-
sprüchlichkeit an Regeln eine Hauptursache der 
überbordenden bürokratischen Belastung. Eine 
Erweiterung der Ermessensspielräume und ein 
Verzicht auf Detailregelungen in der Rechtsetzung 
im Zusammenspiel mit einer Verwaltungsführung, 
die Mitarbeiter ermutigt, Spielräume positiv zu nut-
zen, könnten mittelfristig durchaus einen kulturellen 
Wandel bewirken. 
 
Prof. Dr. Nathalie Behnke, Leiterin des Arbeitsbe-
reichs „Öffentliche Verwaltung, Public Policy“ am 
Institut für Politikwissenschaft der TU Darmstadt, 
stellte aktuell zentrale Ergebnisse ihrer Studie zur 
Überbürokratisierung im Bauwesen vor und machte 
deutlich: Bürokratie entsteht nicht nur durch kom-
plexe Gesetze, sondern vor allem durch Routinen, 
Risikovermeidung und fest eingeschliffene Struktu-
ren in den Behörden. Ihrerseits braucht es dringend 
mehr Ermessensspielräume – und vor allem einen 
Führungswandel. Denn ohne Rückendeckung 
durch die Leitung würden Mitarbeiter „mit angezo-
gener Handbremse“ agieren. Ihr Fazit: Ein echter 
Kulturwandel könne nur durch Führung ausgelöst 
werden.
 
Mehr Eigenverantwortung und Risikobereitschaft 
der Verwaltungsmitarbeiter, angereizt und unter-
stützt durch entsprechend partizipative Verwal-
tungsführung, können auch durch ein besseres 
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wechselseitiges Verständnis der beteiligten Partei-
en erreicht werden. Transparente Kommunikation, 
Geduld und Verständnis auf beiden Seiten sind 
niederschwellige Wege, um die Verwaltungskultur 
von einer Verhinderungskultur hin zu einer Ermög-
lichungskultur zu verändern. 
 
Es ist sehr zu begrüßen, dass sich in unserem Ge-
schäftsgebiet die Kommune sich gegenüber der 
Chance des Bau-Turbos nicht zurückhaltend ver-
hielt und zu zögerlich bei der Umsetzung agierte 
aus der Sorge, Fehler zu begehen. Dem Impuls der 
Bundesregierung wurde mit einer grundsätzlich po-
sitiven Einstellung und gleichzeitigen Evaluierung 
begegnet. Am 25. und 26. März 2026 beschlossen 
der Bauausschuss und der Rat der Stadt Pader-
born die Grundsätze zur Anwendung der §§ 246e 
und 36a BauGB. Dieser Grundsatzbeschluss impli-
zierte die vier Leitprinzipien: „Gleichbehandlung | 
Vorabstimmung | Einschränkung des Anwen-
dungsbereichs | Evaluierung und Information“. Mit 
der Intention des Gesetzgebers, insbesondere hin-
sichtlich der Forcierung der innerstädtischen Nach-
verdichtung ergibt sich – innerhalb klar definierter 
Leitplanken – nun die Chance erheblicher Verfah-
rensbeschleunigungen und -vereinfachungen.

Nach der üblichen Vorabstimmung mit der Bauver-
waltung hat der Spar- und Bauverein im Anschluss 
an die Beschlüsse entsprechende Voranfragen zu 
Projektierungen gestellt. Unter Berücksichtigung 
der genannten vier Aspekte wird den Projekt- 
realisierungen im Rahmen des „Bau-Turbos“  
positiv und optimistisch entgegengesehen.
 
Auch die Reaktivierung der EH55-Förderung ist 
ein zunächst einmal prinzipiell richtiger Schritt der 
Bundesregierung in puncto mehr und bezahlbarer 
Wohnungsbau. Die befristete Förderung umfasst 
annuitätische Darlehen mit zehnjähriger Laufzeit 
und Zinsbindung zu einem Effektivzins von 1,94 % 
oder zu 2,84 % für ein Darlehen mit 35 Jahren Lauf-
zeit und zehnjähriger Zinsbindung. 
 
Der GdW bewertet den Neustart der EH55-Förde-
rung positiv, insbesondere im Hinblick auf die Be-
kämpfung der aktuellen Stagnation im Wohnungs-
bau. Zwar könne die Förderung den Wohnungsbau 
insgesamt beleben, angesichts der Zinshöhe sei 
jedoch fraglich, ob dadurch tatsächlich bezahl-
barer Wohnraum entstehe. „Die sozial orientierte 
Wohnungswirtschaft benötige Zinsen nahe 1 %, 
damit Neubaumieten bezahlbar sind und Projekte 
sich wirtschaftlich rechnen. Davon sind wir aktuell 
weit entfernt. Die sich aus den aktuellen Zinssätzen 
ergebenden Mieten von rund 17 €/m² sind für die 

meisten Menschen zu hoch und deutlich über dem 
Niveau, zu dem unsere Unternehmen Wohnraum 
anbieten“, sagte Axel Gedaschko, Präsident des 
GdW. 
 
Wäre der Zinssatz hingegen bei 1 %, lägen die 
Mieten etwa 2 € darunter. In der Quintessenz sei 
die EH55-Förderung zwar eine wichtige und rich-
tige Stellschraube, der aktuelle Zinssatz jedoch zu 
hoch. Zudem müsse – analog zum Effizienzhaus 40 
Standard – auch für EH55 die steuerliche Sonder-
abschreibung nach § 7b Einkommensteuergesetz 
anwendbar gestaltet werden. Darüber hinaus be-
steht große Einigkeit darüber, dass zur Stärkung 
des Wohnungsbaus übermäßige technische Vor-
gaben überprüft werden müssen. Der Gebäudetyp 
E setzt an dieser Schnittstelle an, indem er den Ver-
zicht auf nicht gesetzlich zwingende Baustandards 
ermöglicht und hierfür einen rechtssicheren Gebäu-
detyp-E-Vertrag vorsieht, der an die technischen 
Baubestimmungen der Länder anknüpft und zu-
gleich den Verbraucherschutz explizit sichern soll.   

Ob daraus tatsächlich niedrigere Herstellungskos-
ten entstehen, hängt wesentlich davon ab, ob die 
vereinbarten Abweichungen in Planung, Finanzie-
rung und Versicherung als verlässlich akzeptiert 
werden, denn ohne Gebäudetyp-E-Vertrag gelten 
weiterhin die üblichen hohen Standards, was in der 
Praxis Anreize zur Übererfüllung stabilisiert.
 
Mitte Dezember 2025 startete die zeitlich befristete 
Effizienzhaus-55-Plus-Förderung. Diese erfolgte 
mittels zinsverbilligter KfW-Kredite und kommuna-
ler Zuschüsse. Seit dem Start wurden rund 17.000 
neue Wohneinheiten gefördert.

Um das Programm attraktiver zu gestalten, wurden 
die Zinssätze zum 2. März 2026 weiter gesenkt. 
Eine Förderung war zunächst für einen Zinssatz 
von 1,0 % effektiv pro Jahr möglich – bei zehn 
Jahren Laufzeit und zehn Jahren Zinsbindung. Die 
gesenkte Verzinsung im Rahmen der Effizienzhaus-
55-Plus-Förderung sollte neue Investitionen im 
Wohnungsbau anstoßen. Bereits wenige Tage 
später stiegen die Zinsen jedoch wieder auf über 
1,2 %.

Der Spitzenverband der Wohnungswirtschaft GdW 
kritisierte, dass der kurzfristige Förderimpuls da-
mit verpuffe und statt Planungssicherheit erneut 
Unsicherheit für Investitionen entstehe. Dass die 
Zinsen im EH55-Programm nach nur einer Woche 
wieder angehoben wurden und über dem für den 
bezahlbaren Wohnungsbau notwendigen Zinssatz 
von 1,0 % liegen, mache den beabsichtigten Boost 
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für den Wohnungsbau zu einem Strohfeuer. So-
wohl Zinserhöhungen als auch eine mögliche För-
derlücke bis Anfang 2027 würgen den dringend 
benötigten Wohnungsbau wieder ab und schaden 
damit insgesamt dem bezahlbaren Wohnen, sagte 
GdW-Präsident Axel Gedaschko. 

Von den bereitstehenden 800 Mio. € wurde bis-
lang jedoch nur etwa ein Viertel abgerufen. Das 
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zeigt: Neben den Zinssätzen bestehen struk-
turelle Hemmnisse. Problematisch ist insbe-
sondere die derzeitige Auslegung des „Vorha-
benbeginns“. Weil bereits der Abschluss eines 
Liefer- und Leistungsvertrags als förderschädlich 
gilt, sind Wohnungsunternehmen, die General-
übernehmer beauftragen oder ausschreiben, 
faktisch benachteiligt.
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9. TRANSFORMATIONSANALYSE | 
GEBÄUDEMODERNISIERUNGSGESETZ

Im Jahr 2023 wurden im Rahmen einer Sonderer-
hebung des GdW umfassende Daten für den Stand 
der Energieeffizienz des Wohnungsbestands der 
Mitgliedsunternehmen erhoben. Für knapp 3,8 Mio. 
Wohnungen liegt inzwischen die Zuordnung zu Ener-
gieeffizienzklassen vor. Das entspricht etwa 90 % 
des Wohnungsbestandes der GdW-Unternehmen.  
 
Die Energieeffizienzklasse wurde im Energieaus-
weis entsprechend Gebäudeenergiegesetz GEG 
angegeben. Nach GEG wurde die Endenergie be-
wertet. Die Bezugsfläche ist die Nutzfläche AN, 
wobei die in der Wohnungswirtschaft üblicherwei-
se verwendete Wohnfläche ca. 20 % kleiner ist, 
was zu ca. 20 % größeren wohnungswirtschaftli-
chen Kennwerten führt. 

11

Spotlight
Energieeffizienz des Wohnungsbestandes  
der GdW-Unternehmen2 
Für das Jahr 2023 wurden mit einer Sondererhebung im Rahmen der jährlichen 
Statistikabfrage des GdW erstmalig umfassende Daten für den Stand der Energie-
effizienz des Wohnungsbestandes der Mitgliedsunternehmen erhoben. Für knapp 
3,8 Mio. Wohnungen liegt nun die Zuordnung zu Energieeffizienzklassen vor. 
Lediglich für 380.000 Wohneinheiten konnten die Unternehmen keine Zuordnung 
vornehmen. Damit liegt im Rahmen dieser repräsentativen Stichprobe für gut 
90 % des Wohnungsbestandes der GdW-Unternehmen eine Zuordnung zu einem 
Energie effizienzstandard vor. 

Die Energieeffizienzklasse wird im Energieausweis entsprechend Gebäudeenergie-
gesetz GEG angegeben. Nach GEG wird die Endenergie bewertet. Die Bezugsfläche 
ist die Nutzfläche AN nach GEG. Die in der Wohnungswirtschaft üblicherweise 
verwendete Wohnfläche ist ca. 20 % kleiner, was zu ca. 20 % größeren wohnungs-
wirtschaftlichen Kennwerten führt. Jedoch bei den Energieeffizienzklassen wird die 
Endenergie immer auf die Nutzfläche AN bezogen.

Energieeffizienzklassen nach GEG Anlage 10, 
Endenergie in kWh/m²a (bezogen auf die Nutzfläche AN)

A+ A B C D E F G H

≤ 30 ≤ 50 ≤ 75 ≤ 100 ≤ 130 ≤ 160 ≤ 200 ≤ 250 > 250

Die Ergebnisse zeigen für die GdW-Unternehmen über die Hälfte der Gebäude 
in den Effizienzklassen C und D. Allein in der Klasse C, der häufigsten Klasse, 
 befinden sich 30 % der Gebäude. In den neuen Bundesländern sind sogar 40 % 
der Effizienzklasse C zugeordnet. Hier zeigt sich der hohe energetische Sanierungs-
stand der  Gebäude des industriellen Wohnungsbaus, der im Wesentlichen in 
den 1990er- und 2000er-Jahren erreicht wurde, in Kombination mit einem hohen 
 Fernwärmeanteil. Ein Viertel der Gebäude ist den Klassen E bis H zuzuordnen.

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026

Energieeffizienzklassen nach GEG Anlage 10, Endenergie in kWh/m²a 
(bezogen auf die Nutzfläche AN), 

Die Sondererhebung zeigt, dass bei den GdW-
Unternehmen mehr als die Hälfte der Gebäude 
den Effizienzklassen C und D zuzuordnen sind. In 
der Klasse C, der häufigsten Klasse, befinden sich 
30 % der Gebäude.
 
Dies dokumentiert den bereits recht hohen Stand 
der Energieeffizienz, der bei den sozial orientierten 
Vermietern in Deutschland bereits realisiert wurde. 
Die Bestände der Wohnungsunternehmen sind 
im Durchschnitt insofern auf einem guten Weg 
der Dekarbonisierung, was aber nicht bedeutet, 
dass es für einzelne Unternehmen nicht zu einer 
besonders großen Herausforderung wird, auf er-
neuerbare Energien umzustellen, insbesondere 
wenn sie kaum oder wenig fernwärmeversorgte 

Gebäude und/oder einen Bestand mit überdurch-
schnittlich vielen Denkmälern oder denkmalähn-
lichen Gebäuden bewirtschaften. Insgesamt wird 
der Praxispfad zur Erreichung der Klimaneutralität 
im Gebäudesektor auch zukünftig enorme Inves-
titionen erfordern. 
 
Insbesondere für Gebäude in den Klassen F, G 
und H wird aber die wohnungswirtschaftliche Fra-
ge stehen: Abreißen, verkaufen oder sanieren? 
Die Beantwortung ist sehr spezifisch und hängt 
vom Standort, dem Leerstand, der Mietzahlungs-
fähigkeit der Mieter und im Wesentlichen von der 
Investitionsfähigkeit des Wohnungsunternehmens 
ab.

Der Blick in die Daten der amtlichen und auch 
GdW-Statistiken offenbart die enormen anstehen-
den Herausforderungen, die zu meistern sind, um 
perspektivisch einen klimaneutralen Wohnungs-
bestand zu schaffen. 
 
Die Analyse des Gebäudebestands laut Quelle 
des Statistischen Bundesamtes zeigt, dass zum 
Stichtag 12. Mai 2022 in Deutschland 83,6 % des 
Gebäudebestands mit 86,6 % des Wohnungsbe-
stands noch vor Anfang des Jahres 2000 errichtet 
wurden. 78,6 % des Gebäude- bzw. 74,7 % des 
Wohnungsbestands wurden zu diesem Zeitpunkt 
noch mit Gas und/oder Heizöl beheizt. 15,1 % der 
Wohnungen wurden durch Fernwärme mit unter-
schiedlichen Energieträgern versorgt. 
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Auch wenn sich bis 2025 die Energieeffizienz 
der Immobilienbestände weiter verbessert hat, 
so sind die vorgenannten Baualtersklassen und 
Energieträger eindeutiges Indiz dafür, dass der 
Wohnungswirtschaft exorbitante Bestandsinvesti-
tionen auf dem Klimapfad 2045/2050 abgerungen 
werden. Die notwendige wirtschaftliche Tragfähig-
keit erschwert bereits heute die gewünschte sozial 
orientierte Mietgestaltung. 
Insofern wird es alles andere als leichter, auch zu-
künftig unsere Aufgabe zu erfüllen, bezahlbares 
Wohnen qualitativ hochwertig und energieeffizi-
ent zu erstellen, sowie ebenfalls unserem hohen 
ästhetischen Anspruch gerecht zu werden. Mehr 
denn je gilt es daher, die Themen Klimaneutralität 
und Nachhaltigkeit umfassend zu bewerten: öko-
logisch, ökonomisch und sozial.
 
Unbestritten kommt der Gebäudesanierung im 
Kontext der immobilienwirtschaftlichen Transfor-
mation und Dekarbonisierung höchste Bedeutung 
zu. Aufgrund der alten Klimastrategie der Vorgän-
gerregierung mit erheblichen Umsetzungsproble-
men, mangelnder politischer Verlässlichkeit und 
ausschließlicher Fokussierung auf Energieeffizi-
enz ist die neue Bundesregierung mit dem Ver-
sprechen angetreten, zum Thema Energiewende 
vieles anders machen zu wollen. Weg von der 
Fokussierung auf Energieeffizienz, hin zur CO2-
Minderung als zentralem Maßstab: Die Bundesre-
gierung schreibt im Koalitionsvertrag, die CO2-Re-
duktion zur „zentralen Steuerungsgröße“ für den 
Gebäudebestand machen zu wollen und das neue 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) technologieoffener, 
flexibler und einfacher gestalten zu wollen. 
 
Konkrete Taten folgten den Aussagen allerdings 
zunächst nicht; wie die Reform des GEG ausse-
hen könnte, darüber hüllte sich die zuständige 
Wirtschaftsministerin Katherina Reiche ziemlich 
in Schweigen. Die Situation charakterisierte sich 
durch die Momentaufnahme, dass das Sanie-
rungsziel in Sicht, die genaue Route jedoch unklar 
ist. 
 
Den Kern der Gesetzesneufassung beinhaltet 
zwei Anliegen: Ringen um das Heizungsgesetz, 
ein Zurückdrehen der Politik des ehemaligen Wirt-
schaftsministers Robert Habeck, worauf im An-
schluss dieses Kapitels eingegangen wird. Zudem 
muss die europäische Gebäuderichtlinie (EPBD) 
in nationales Recht umgesetzt werden.
 
Quartiersansätze sollen eine größere Rolle spielen 
und die Regeln mit der kommunalen Wärmepla-
nung abgestimmt werden. Die Vorgaben, ab wann 

neue Heizungen mit 65 % erneuerbaren Energien 
in Bestandsbauten und Neubauten außerhalb von 
Neubaugebieten betrieben werden müssen, hän-
gen von dem Wärmeplanungsstand vor Ort ab. 
 
Darin begründet liegt ein enormes Problem für 
sehr viele Immobilienunternehmen, denn vieler-
orts liegen noch keine Wärmepläne vor, und wenn 
doch, sind sie unverbindlich. Das ist eine der gro-
ßen Schwächen der kommunalen Wärmeplanung. 
Wenn eine Heizung absehbar havariert und es nur 
eine vage Aussage des Fernwärmebetreibers gibt 
oder das Gebäude erst nach 2035 ans Fernwär-
menetz angeschlossen wird bzw. ein Fernwärme-
netz gar nicht erstellt wird, dann bleibt höchst-
wahrscheinlich mangels Alternativen nur noch die 
teure Investition in Wärmepumpen.
 
Das Klimaziel 2045 gilt insofern, dass bis dahin 
Heizungen zu 100 % klimaneutral betrieben wer-
den müssen. Ebenso gilt das Gesamtziel, dass bis 
zum Jahr 2045 Deutschland einen emissionsfrei-
en Gebäudebestand nachweisen kann. 
 
Insgesamt dürfte es relativ unkompliziert sein, 
die Heizungsregeln im GEG umzusetzen. Daher 
rechnen viele Beobachter mit einer ersten kleinen 
Novelle nach der Sommerpause. Das Umsetzen 
der EU-Gebäuderichtlinie könnte sich allerdings 
deutlich länger hinziehen. Bis Ende Mai 2026 hat 
Deutschland Zeit, die komplexen Vorgaben zu 
Sanierungspflichten in nationales Recht umzuset-
zen. Zu den schwierigen Themen zählen neben 
den Sanierungspflichten die Gebäudeausweise, 
die Lebenszykluskostenanalyse, die Frage nach 
Neubaustandards.
 
Für den Lebenszyklus benötigt es Ökobilanzen 
und die Verwendung von Materialien im Kreislauf 
als Steuerungselement: Holz, Lehm oder andere 
CO2-neutrale bzw. -positive Materialien verbes-
sern die Gesamtbilanz, die zwangsläufig not-
wendige Verwendung von Stahl und Beton ver-
schlechtert sie dagegen deutlich. 
Leider besteht ein grundsätzlicher Konflikt, da 
die EU mit anderen Begrifflichkeiten als die Bun-
desregierung arbeitet und andere Maßstäbe bzw. 
Kennziffern anlegt, auf denen ihre Gesetzgebung 
fußt.
 
Die Ankündigung der Bundesregierung, die CO2-
Reduktion „zur zentralen Steuerungsgröße“ zu 
machen, steht laut Nina Neumann, bei der EU-
Kommission zuständig für Gesetzgebung und 
Umsetzung im Bereich der Energieeffizienz von 
Gebäuden und Produkten, zunächst einmal in kei-
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nem Widerspruch zur EPBD, die stark auf Ener-
gieeffizienz abzielt.
 
Dennoch ermögliche die EU-Richtlinie den Mit-
gliedstaaten nicht die komplette Umstellung auf 
die Verringerung von CO2-Emissionen als allei-
nigen Maßstab. Denn eine Abkehr von hohen 
Dämmstandards lasse die Richtlinie nicht zu, ge-
rade im Neubau, für den der Nullemissionsstan-
dard gefordert ist. 
 
Das Gesamtenergieeffizienzniveau fällt (nur) dann 
positiv aus, wenn die über die wirtschaftliche Le-
bensdauer erstellte Kosten-Nutzen-Analyse nicht 
nur die Effizienz der Energiesysteme und die Nut-
zung erneuerbarer Energien berücksichtigt, son-
dern explizit auch die Gebäudehülle.
 
In der aktuellen Situation und der noch nicht 
grundsätzlich geklärten Gemengelage ohne kon-
krete Vorgaben zum Energiebedarf einzelner 
Wohngebäude verzichten viele Wohnungsunter-
nehmen im Hinblick auf den geplanten Schwenk 
der Bundesregierung auf CO₂ als Steuerungs-
größe zunächst auf verstärkte Dämmtätigkeiten 
und setzen stattdessen auf die Defossilisierung 
der Wärmeversorgung. Nahezu zwangsläufig be-
schränken sie sich darüber hinaus auf das woh-
nungswirtschaftlich Notwendige. Der nach der al-
ten Klimastrategie notwendige Investitionsbedarf 
übersteigt die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des prozentual größten Teils der deutschen Woh-
nungswirtschaft. 
 
Die Bundesregierung muss eruieren, was die Um-
stellung des Energiesystems und die Renovie-
rung des Bestands kosten, sowie austarieren, wie 
Deutschland bei den geringsten Gesamtkosten 
für Eigentümer, Mieter und Gesellschaft zu einem 
emissionsfreien Bestand kommt.
 
Die Novellierung des GEG und Neuordnung der 
Förderlandschaft sowie die sozialverträgliche 
Festsetzung von Preisobergrenzen beim CO2-
Handel im Gebäudesektor könnten ein wichtiger 
Meilenstein werden. Es gibt zurzeit zumindest 
Hoffnung, diesbezüglich ein Stück voranzukom-
men; ein Anlass, die Sektkorken knallen zu lassen, 
ist es bei Weitem nicht. Im Zusammenhang mit 
der Energieeffizienz des Gebäudebestands nimmt 
der GdW eindeutig Stellung zum Klimaschutzpro-
gramm der Bundesregierung. Im Schulterschluss 
mit Experten sowie Verbänden aus der Immobilien  
und Bauwirtschaft wird ein klarer Fahrplan zur Er-
reichung der Klimaziele bis 2045 gefordert.
 

Dabei scheint das Wie ungleich schwieriger zu 
sein als das Was. Die Komplexität des Vorhabens 
verdeutlichen einmal mehr die Stellungnahmen 
aus der Immobilien- und Bauwirtschaft, die die 
Verbände bis Mitte Januar 2026 beim Bundesum-
weltministerium einreichen durften: Von der freien 
Wahl bei der eingesetzten Technologie über aus-
reichende Subventionen, um die Umstellungen 
sozial abzufedern, bis hin zu verbindlichen Le-
benszyklusanalysen reichten die Äußerungen der 
Interessenvertreter.
 
Zudem erwarteten sie, wie die Bundesregierung 
die EU-Vorgaben für Gebäude in nationales Recht 
umsetzen will: realistisch, sozial ausgewogen und 
wirtschaftlich tragfähig gestaltet. Der Zentrale Im-
mobilien Ausschuss (ZIA) verweist bei der Frage 
nach einem Zusatz auf größere Zusammenhänge. 
Es gehe bei der CO2-Einsparung nicht nur um die 
Sanierung von Gebäuden oder den Austausch 
von Heizungen, sondern ebenso um steuerliche 
Hemmnisse und die Finanzmarktregulierung. Der 
GdW fordert zudem, Gebäude und Energiewirt-
schaft zusammen zu denken. 
 
„Wir sprechen uns gegen eine politisch erzwunge-
ne Erhöhung der Sanierungsrate aus. Systemana-
lysen zeigen: Bei Fortführung der heutigen Sanie-
rungsrate sind die Gesamtkosten für Energie- und 
Gebäudesystem geringer als bei einer künstlich 
beschleunigten Sanierung. Stattdessen schlagen 
wir mit dem Praxispfad CO2-Reduktion im Gebäu-
desektor einen verbindlichen, jährlich geprüften 
CO2-Minderungspfad für Wohnungsunternehmen 
vor - als alternative Erfüllungsoption im Gebäu-
deenergiegesetz“, so Axel Gedaschko, Präsident 
des Spitzenverbandes. 
 
Zudem bräuchte es eine zehnjährige Verstetigung 
der BEG-Mittel im Klimatransformationsfonds und 
die verlässliche zeitnahe Umsetzung der europä-
ischen Gebäuderichtlinie, um Planungssicherheit 
für langfristige Investitionen zu gewährleisten. 
 
In Sachen Förderung wünscht sich der GdW mehr 
Geld für diejenigen, die an einkommensschwa-
che Haushalte vermieten; er spricht von 50 % 
Zuschüssen „für die Modernisierung vermieteter 
Wohngebäude mit Haushalten bis 40.000 € Haus-
haltsbruttoeinkommen pro Jahr“. Ähnlich äußert 
sich der ZIA. Er fordert einen Förderbonus für Ein-
zelmaßnahmen an den energetisch schlechtesten 
Gebäuden für Selbstnutzer und Vermieter.
 
Zudem wird gefordert, etablierte Lösungen wie 
Mieterstrommodelle rechtlich zu stärken, um 
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die lokale Energieversorgung zu fördern sowie 
Stromnetze und Mieter direkt zu entlasten. Der 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) hingegen fordert mehr Vorgaben und 
Ordnungsrecht. Die zentrale 65-%-Erneuerbare-
Energien-Vorgabe müsse erhalten bleiben und 
perspektivisch auf 100 % erhöht werden, heißt es 
in dessen Stellungnahme zum umstrittenen GEG-
Paragrafen 71, um den sich die Novelle des Hei-
zungsgesetzes drehen dürfte. Nur so gelinge es, 
von fossil betriebenen Heizungen wegzukommen. 
Auch für Wohngebäude will der BUND Mindest-
effizienzstandards, die EU-Regeln sehen diese 
nicht zwingend vor. 
 
Ein Expertenrat für Klimafragen soll die verschie-
denen Eingaben mit Blick auf die zu erwartenden 
Treibhausgasminderungen beurteilen, um einen 
Entwurf und anschließenden Kabinettsbeschluss 
vorzubereiten. Gerade für die sozial orientierte 
Wohnungswirtschaft ist hierbei die Wahrung der 
sozialen Balance der entscheidende Schlüssel für 
erfolgreichen Klimaschutz im Gebäudebereich so-
wie für die Akzeptanz in der Gesellschaft. 
 
Dieses Ziel verfolgt auch der im Februar 2026 
vollzogene Switch der Bundesregierung vom 
Heizungsgesetz zum Gebäudemodernisierungs- 
gesetz. Die einzelnen Eckpunkte des Gesetzes-
entwurfs fanden nicht uneingeschränkte Zustim-
mung. Kritiker mahnten eine deutliche Verringerung 
des Klimaschutzes und damit auch eine Verfeh-
lung der Klimaschutzziele an. Ebenso wie der 
Hochlauf grüner Brennstoffe massiv beschleunigt 
werden soll bzw. könne, ohne deutliche Kosten- 
steigerungen für Investoren, Eigentümer und 
Mieter zu verursachen. Auch droht der Bundes-
regierung mit dem neuen Heizungsgesetz Ärger 
aus Brüssel. Die „EU‑Gebäudeeffizienzrichtlinie“ 
fordert neben der Klimaneutralität von Neubau-
ten ab 2030 auch Mindestwerte für erneuerbare 
Energien in Bestandsobjekten. Ob die sogenann-
te „Biotreppe“ ausreicht, um beide EU‑Richtlinien 
einzuhalten, wurde unmittelbar infrage gestellt 
und eine Überprüfung der CO₂‑Reduzierung 
durch das deutsche Heizgesetz angekündigt.
 
Die Kernbestandteile der angedachten Reformen 
des GEG waren zum Zeitpunkt der Koalitionseini-
gung folgende: 
Durch die Reform des GEG soll das Heizungs-
gesetz des früheren Wirtschaftsministers Robert 
Habeck abgeschafft werden. Immobilienbesitzer 
sollen weiterhin Öl- und Gasheizungen in ihre 
Wohnhäuser einbauen dürfen. Die pauschale 
Pflicht, dass jede neu eingebaute Heizung mit 65 % 

erneuerbarer Energie betrieben werden soll, soll 
entfallen.
 
Allerdings müssen neue Gas- und Ölheizungen ab 
Januar 2029 mit einem wachsenden Anteil klima-
freundlicher Kraftstoffe betrieben werden. Das 
können Biomethan oder synthetische Kraftstoffe 
sein, die aus unterschiedlichen Ausgangsstoffen 
hergestellt werden können. Auf den Anteil dieser 
klimafreundlichen Kraftstoffe soll kein CO₂‑Preis 
erhoben werden, der auf fossile Brennstoffe an-
fällt. Das soll einen Anreiz zum Umstieg schaffen.
 
Die strengen Vorgaben zur Zwangsnutzung erneu-
erbarer Energien sowie Betriebsverbote bestimm-
ter Heizungen sollen also zurückgenommen wer-
den. Eigentümer, die ihre Heizung austauschen 
müssen oder wollen, sollen selbst entscheiden 
können, welche Heizung es werden soll, und aus 
einem Katalog von Optionen wählen: Wärmepum-
pen, Hybridmodelle, Biomasse, Gas- oder Öl- 
heizungen. Wer eine neue Öl- oder Gasheizung ein-
baut, muss allerdings beachten, dass er nach und 
nach den Anteil an grünem Öl oder Gas erhöhen 
muss. Im Gesetz ist von der sogenannten Biotreppe 
die Rede. Der Anteil an klimafreundlichem Gas 
oder Öl wird stufenweise erhöht: Ab 2028 soll eine 
zunächst moderate Grüngas- oder Grünölquote 
von bis zu 1 % eingeführt werden. Ab 2029 soll 
der Anteil klimafreundlicher Brennstoffe bei min-
destens 10 % liegen. Der weitere Anstieg bis 2040 
wird im Gesetz in drei Schritten festgelegt. Ein 
konkreter Endwert wurde zunächst nicht definiert; 
wahrscheinlich sollen es bis 2045 jedoch 100 % 
werden. Für den Anteil der klimafreundlichen 
Kraftstoffe soll keine CO₂‑Bepreisung anfallen, 
die auf fossile Brennstoffe erhoben wird, auch um 
einen Anreiz zum Umstieg zu schaffen.
 
Händler bzw. Lieferanten sollen verpflichtet wer-
den, anteilig klimafreundliche Gase und Heizöl 
durch Beimischung in den Verkehr zu bringen, 
insbesondere Biomethan, Wasserstoff und seine 
Derivate, synthetisches Methan und Bioöl. Mit 
Einführung der Quote sollen bis 2030 mindestens 
2 Mio. Tonnen CO₂ eingespart werden.
 
Die Finanzierung der Bundesförderung für effi-
ziente Gebäude (BEG) soll bis mindestens 2029  
sichergestellt und garantiert werden. Dazu gehören 
auch die bisherigen Investitionskostenzuschüsse 
beim Umstieg auf klimafreundliche Heizungen, wie 
zum Beispiel Wärmepumpen. Die kommunale Wär-
meplanung soll weiterhin Bestand haben. Sie gilt 
als zentrales strategisches Instrument, das Kom-
munen, Unternehmen, Privatpersonen, Energie- 
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lieferanten und Netzbetreibern Orientierung über 
die künftige Wärmeversorgung geben soll. Aller-
dings soll das Wärmeplanungsgesetz dahin- 
gehend novelliert werden, dass sich durch starke 
Vereinfachungen im Bereich der Datenverarbei-
tung etwa 20 % des bisherigen Aufwands einer 
regulären Wärmeplanung reduzieren.
 
Vorgesehen war, dass der Abschluss des Ge-
setzgebungsverfahrens so erfolgen soll, dass das 
neue Gesetz noch vor dem 01.07.2026 in Kraft 
treten soll. Die ersten Reaktionen auf das neue 
Gebäudemodernisierungsgesetz waren – wie er-
wartet – sehr unterschiedlich. Die einen begrüßten 
Technologieoffenheit, Flexibilität, Entscheidungs-
freiheit und Pragmatismus; die anderen kritisier-
ten eine Vernachlässigung des Klimaschutzes so-
wie der Kosten und finanziellen Belastungen der 
Mieter.
 
Der GdW bewertete den Entwurf zunächst als 
tragfähigen Neustart für Klimaschutz und Inves-
titionssicherheit. Der Präsident des Spitzenver-
bandes der Wohnungswirtschaft, Axel Gedasch-
ko, äußerte sich positiv: Die Aufhebung der engen 
Koppelung zwischen kommunaler Wärmepla-
nung und unmittelbaren Verpflichtungen im Ge-
bäudebestand trage der Realität vor Ort stärker 
Rechnung als frühere entwickelte Modelle. Das 
schaffe Praxistauglichkeit.
 
Die zugesicherte Finanzierung der Förderung bis 
2029 sei ein wichtiges Signal für Investitionssi-
cherheit. Auch die Umsetzung der europäischen 
Gebäudeeffizienzrichtlinie ohne zusätzliche nati-
onale Verschärfungen, etwa beim Neubaustan-
dard, sowie die Stärkung des Quartiersansatzes 
seien elementar wichtige Schritte. Ebenso die 
Vereinfachung der kommunalen Wärmeplanung, 
insbesondere für kleinere Kommunen.
 
Gleichwohl gelte für alle Maßnahmen, dass dem 
Bürger klar sein müsse, dass alle Möglichkeiten 
zur Erreichung der Klimaneutralität gegenüber 
dem heutigen System mit höheren Kosten ver-
bunden seien. Dank einer eingeführten Biogas-
quote könnten Gasheizungen nun auch über 
2044 hinaus betrieben werden, wenn sie dann zu 
100 % mit klimafreundlichen Brennstoffen befeu-
ert würden.
 
Für Investoren, Eigentümer und Mieter wird ent-
scheidend sein, wie viele Kommunen in den 
nächsten Jahren ihre Gasnetze aufgeben, wie 
sich aufgrund ausgedünnter Netze die Entgelte 
entwickeln, wie hoch der CO₂ Preis auf den fos-

silen Erdgasanteil in den nächsten Jahren steigt 
und ob überhaupt genügend Biogas und Bioöl 
produziert bzw. zur Verfügung gestellt werden 
kann.
 
Auch der VdW äußerte sich zum Eckpunktepa-
pier der GEG. Die Technologieoffenheit sei zu 
begrüßen, die konkrete Umsetzung bleibe je-
doch unklar. Die Abschaffung der 65-%-Rege-
lung, verbunden mit der Option, künftig weiter-
hin Gas- und Ölheizungen einbauen zu können, 
schaffe neue Unsicherheiten für die Wohnungs-
wirtschaft im Hinblick auf die herausfordernde 
Aufgabe, ihre Bestände bis 2045 klimaneutral 
auszubauen. Das Papier gebe keine Antwort auf 
die Frage, woher die notwendigen Mengen an kli-
maneutralen Brennstoffen kommen sollen, um die 
Bedarfe langfristig und bei über die sogenannte 
Bio-Treppe zunehmendem Grüngasanteil zu de-
cken. Es sei davon auszugehen, dass durch den 
Import neue Abhängigkeiten entstehen könnten, 
die Kosten für die Brennstoffe und dadurch für 
den Betrieb der Heizungen damit deutlich erhö-
hen würden. Darüber hinaus würden die steigen-
den CO2-Kosten bei einem längerfristigen Weiter-
betrieb der Gasheizungen zukünftig stärker zum 
Tragen kommen. Der Einbau neuer Öl- und Gas-
heizungen könne somit in eine Kostenfalle führen.
 
Auch Energieversorger wie der Stadtwerkever-
band VKU sahen durchaus Risiken. Durch „die 
neue Freiheit“ würden wahrscheinlich nun viele 
alte Brenner weiterbetrieben. Dadurch würden mit 
Gas- und Wärmenetzen parallele Infrastrukturen 
mit jeweils schlechter Anschlussdichte entstehen. 
Es stelle sich die Frage der Bezahlbarkeit. Weniger 
Wärmenetze, höhere Netzgebühren, steigende 
CO2-Preise und teure erneuerbare (Biomethan-)
Brennstoffe könnten zu enormen Erhöhungen der 
warmen Nebenkosten führen. So drohen die Kos-
ten für den Betrieb einer Gasheizung von heute 
11 Cent je Kilowattstunde auf rund 15 Cent im 
Jahr 2029 und auf mehr als 25 Cent im Jahr 2040 
anzusteigen, hieß es in der Öko-Institut-Studie. 
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10. PROJEKTE

Anhalter Weg 2

Im Jahr 2025 konnte mit dem Neubauprojekt 
„Anhalter Weg“ ein weiteres bedeutendes Bau-
vorhaben des Spar- und Bauvereins erfolgreich 
abgeschlossen werden. Das Projekt wurde termin- 
gerecht zum 1. April 2025 fertiggestellt und voll-
ständig bezogen. Sowohl die öffentlich geförder-
ten Wohnungen als auch die Apartments und Ge-
meinschaftsflächen der Lebenshilfe wurden zum 
Stichtag in Betrieb genommen. Auf dem 2.194 m² 
großen Grundstück entstand ein inklusives Wohn-
angebot, das in enger Kooperation mit der Le-
benshilfe Kreisverband Paderborn e.V. entwickelt 
wurde. Ziel des Konzepts ist es, die Selbststän-
digkeit und gesellschaftliche Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen nachhaltig zu fördern.
 
Insgesamt wurden 23 öffentlich geförderte Woh-
nungen mit einer Gesamtwohnfläche von rund 
1.400 m² realisiert. Im Erdgeschoss befindet sich 
eine „Intensiv Ambulante Wohnform“ für elf Be-
wohner mit geistiger Behinderung. Jedes Apart-
ment verfügt über einen eigenen Schlafraum, 
ein barrierefreies Bad sowie einen integrierten 
Wohn- und Kochbereich. Die Räume wurden 
hell, freundlich und barrierearm gestaltet, um ein 
selbstbestimmtes und angenehmes Wohnumfeld 
zu schaffen.
 
Die übrigen zwölf Wohnungen befinden sich in den 
Ober- und Staffelgeschossen. Sie sind für ein bis 
vier Personen ausgelegt und verfügen über Woh-
nungsgrößen zwischen 40 und 92 m². Mit einer 
ausgewogenen Mischung aus Zwei-, Drei- und 
Vierzimmerwohnungen, jeweils ausgestattet mit 
Balkonen und großzügigen Fensterflächen, wurde 
ein vielseitiges und zeitgemäßes Wohnangebot 
geschaffen, das unterschiedlichen Lebenssitua-
tionen gerecht wird.
 
Das Gebäude wurde im Effizienzhaus-55-Standard 
(EH55) errichtet. Eine Luft-Wasser-Wärmepumpe 
in Kombination mit einer Photovoltaikanlage ge-
währleistet eine energieeffiziente Beheizung und 

eine deutliche Reduzierung der Nebenkosten 
für die Mieter. Die technische Umsetzung erfolgt 
durch einen Contractor, der zugleich ein Mieter-
strommodell bereitstellt. Die Lage in der Stadthei-
de bietet zudem eine sehr gute ÖPNV-Anbindung 
sowie kurze Wege zu wohnortnahen Versorgungs-
angeboten.
 
Im Rahmen der Kooperation wurde zwischen der 
Stadt Paderborn und der Lebenshilfe eine Be-
legungsvereinbarung getroffen. Diese sieht vor, 
dass die Stadt zugunsten der Lebenshilfe auf ihr 
Besetzungsrecht für bestimmte Wohnungen ver-
zichtet. Der Spar- und Bauverein übernimmt die 
Verwaltung und Vermietung in enger Abstimmung 
mit dem Kooperationspartner. Das Projekt wurde 
unter Berücksichtigung der Förderbestimmungen 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) sowie 
der Wohnraumförderung des Landes NRW ge-
plant. Zur Sicherung dauerhaft bezahlbarer Mieten 
wurde bewusst die energieeffiziente Bauweise 
nach EH55 gewählt.
 
Die kalkulierten Kosten konnten eingehalten bzw. 
leicht unterschritten werden. Im September 2025 
fand auf Wunsch der Lebenshilfe ein Nachbar-
schaftsfest statt, das der Spar- und Bauverein 
unterstützte. Die Veranstaltung trug dazu bei, das 
neue Wohnprojekt positiv im Quartier zu veran-
kern und den Austausch mit der Nachbarschaft 
zu stärken.
 
Das Projekt „Anhalter Weg“ gilt als gelungenes 
Beispiel für inklusives und nachhaltiges Wohnen 
im Stadtgebiet. Es vereint soziale Verantwortung, 
ökologische Anforderungen und wirtschaftliche 
Machbarkeit und zeigt, wie durch die enge Zu-
sammenarbeit zwischen sozialen Trägern, kom-
munalen Stellen und Wohnungsunternehmen 
neue, zukunftsorientierte Wohnformen entstehen 
können.

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND

NEUBAU – Fertigstellung
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Quartiersentwicklung in der Südstadt | 
KlimaQuartier.NRW

Das geplante Neubauquartier „Querweg/Wigbert-
straße“ wurde bereits im November 2023 vom 
Land Nordrhein Westfalen – als eines von fünf 
ausgewählten Projekten – mit dem Titel „Klima-
Quartier.NRW“ ausgezeichnet. Die Auszeichnung 
würdigt Projekte, die durch geringe CO₂ Emissio-
nen, innovative Energiekonzepte und soziale Aus-
richtung einen Beitrag zu einem klimagerechten 
Wohnungsbau in Nordrhein Westfalen leisten.
 
Das Quartier entsteht auf einer rund 4.600 m² gro-
ßen innerstädtischen Fläche zwischen Querweg 
und Wigbertstraße, südwestlich des Paderborner 
Stadtzentrums. Im Sinne einer flächenschonen-
den, sozial ausgerichteten Nachverdichtung wer-
den neben den Neubauten auch zehn bestehende 
Gebäude im direkten Umfeld mit 153 Wohneinhei-
ten in die Quartiersentwicklung einbezogen. Ein 
nicht mehr zeitgemäßes Bestandsgebäude wurde 
– nach Abschluss aller erforderlichen artenschutz- 
und umweltfachlichen Untersuchungen – im Mai 
2025 abgebrochen, um Platz für die Neubauten 
zu schaffen. Die hohe „Stadtrendite“ des Projekts 
– also die effiziente Nutzung innerstädtischer Flä-
chen – ist politisch und gesellschaftlich ausdrück-
lich gewünscht; entsprechend wurde die Verwal-
tung frühzeitig in die Planungen eingebunden.
 
Errichtet werden vier moderne, barrierearme und 
energetisch optimierte Mehrfamilienhäuser mit 
insgesamt 51 Wohnungen und einer Wohn- und 
Nutzfläche von knapp 3.500 m². Dabei entstehen 
ein Geschosswohnungsbau mit 24 Wohnungen 
sowie drei weitere Mehrfamilienhäuser mit jeweils 
neun Wohneinheiten. Der Wohnungsmix ist be-
wusst vielfältig angelegt und umfasst zwei Ein-
raumapartments, 16 Einzimmerwohnungen, zehn 
Zweizimmerwohnungen, 14 Dreizimmerwohnun-
gen, acht Vierzimmerwohnungen sowie eine Fünf-
zimmerwohnung. Die Apartments verfügen über 
Wohnflächen von 34 bis 41 m², die Wohnungen 
liegen je nach Grundriss zwischen 64 und 123 m². 
Drei Gebäude werden frei finanzierte Wohnungen 
enthalten, das vierte Gebäude umfasst öffentlich 
geförderte Wohneinheiten. Ergänzend entstehen 
in Kooperation mit Bethel.regional 16 Einzel-
apartments für betreutes Wohnen. Darüber hinaus 
wird ein Bereich für die Tagesstruktur eingerichtet, 
ebenfalls in Nutzung durch Bethel. Das Quartier 

POTENZIELLE PROJEKTIERUNGEN setzt damit gezielt auf inklusives Wohnen und 
stärkt durch geplante Gemeinschafts- und Grup-
penräume ein sozialraumorientiertes Miteinander. 
Mit einem Anteil von rund 30 % gefördertem 
Wohnraum wird ein vielfältiges Wohnumfeld ge-
schaffen, das unterschiedliche Lebenssituationen 
und Bedarfe berücksichtigt.
 
Ein zentraler Bestandteil des Projekts ist das 
nachhaltige Energiekonzept: Eine Hackschnitzel-
Heizanlage wird künftig sowohl die Neubauten als 
auch zehn bestehende Altgebäude mit insgesamt 
rund 200 Wohneinheiten vollständig mit erneu-
erbarer Wärme versorgen. Weitere ökologische 
Maßnahmen wie Photovoltaikanlagen, Dach-
begrünungen, klimaangepasste Fassaden, eine 
optimierte Niederschlagswasserbewirtschaftung 
und Maßnahmen zum Arten- und Klimaschutz – 
darunter Nisthilfen für Mauersegler und eine Bio-
topstruktur zur Starkregenrückhaltung – ergänzen 
das ökologische Gesamtkonzept.
 
Auch die soziale Nachhaltigkeit ist ein integraler 
Bestandteil des Quartiers. Mit einem Anteil von 
rund 30 % gefördertem Wohnraum, inklusiven 
Wohnangeboten und geplanten Gemeinschafts-
flächen wird ein vielfältiges und sozialraumorien-
tiertes Wohnumfeld entstehen.
 
Erstmals in seiner langjährigen Geschichte reali-
siert der Spar- und Bauverein ein Projekt über ei-
nen externen Generalunternehmervertrag. Der GU 
Vertrag mit der Firma Wegener Massivhaus GmbH 
gewährleistet die Zusammenarbeit ausschließlich 
mit regionalem Handwerk und eröffnet in der ak-
tuellen Marktsituation eine erhöhte Kosten- und 
Planungssicherheit. Die Gesamtkosten des Pro-
jekts belaufen sich auf etwa 18 Mio. €.
 
Im Rahmen der „WohneNRW Tage 2025“ besuch-
ten Staatssekretär Daniel Sieveke sowie weitere 
Vertreter von Land, Kreis und Stadt Ende August 
2025 das KlimaQuartier.NRW und hoben den mo-
dellhaften Charakter des Projekts hervor. Die Fer-
tigstellung des Gesamtquartiers wird aktuell für 
März/April 2027 erwartet.
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Nordstraße 15 | Schallenberg

Anfang 2025 erwarb der Spar- und Bauverein das 
Grundstück „Nordstraße 15“ in Paderborn. Das 
rund 990 m² große Areal befindet sich in einer 
markanten Ecklage zwischen zwei bereits im Be-
stand befindlichen Gebäuden des Spar- und Bau-
vereins. Durch den Erwerb eröffnet sich die Mög-
lichkeit, das Quartier „TegelBogen“ städtebaulich 
und funktional sinnvoll zu erweitern. Vorgesehen 
sind der Rückbau des bestehenden Gebäudes 
und die Errichtung einer fünfgeschossigen Neu-
bebauung, die perspektivisch rund 26 Wohnein-
heiten mit einer Wohn- und Nutzfläche von etwa 
1.800  m² ermöglichen könnte. Der Besitzüber-
gang erfolgte am 1. März 2025.
 
Die auf dem Dach befindliche Photovoltaikanlage 
wurde den bisherigen Eigentümern bis zum 31. 
Dezember 2025 zur weiteren Nutzung überlassen. 
Zudem konnte zwei Untermietern des vorheri-
gen Gewerbebetriebs eine Fortführung ihrer Ge-
schäftstätigkeit bis Ende 2025 ermöglicht werden. 
Diese Übergangsregelungen sorgten für einen ge-
ordneten Ablauf und dokumentieren das gute Ver-
hältnis zwischen den beteiligten Parteien. Die Pro-
jektentwicklung für die künftige Wohnbebauung 
wurde im Laufe des Jahres 2025 aufgenommen.
 
Im Rahmen der Projektentwicklung wurde ein ers-
ter städtebaulicher Entwurf ausgearbeitet und in 
mehreren Abstimmungsschritten mit der Stadtver-
waltung erörtert. Der Entwurf sieht eine moderne 
Wohnbebauung mit ergänzenden Nebenflächen 
und einer Tiefgarage vor. Die Gebäude orientieren 
sich in ihrer Höhenentwicklung und Ausrichtung 
an der bestehenden Nachbarschaft und tragen da-
mit zur städtebaulichen Aufwertung des Quartiers 
bei. Gestalterische Details, Übergänge zwischen 
Gebäudeteilen sowie die Ausbildung der Gebäu-
deecke wurden im Planungsprozess weiter ver-
feinert. Die Wohnungen sind – je nach Grundriss 
– mit Wohnflächen von 61 bis 91 m² vorgesehen. 
 
Zur möglichen Nutzung des Erdgeschosses wur-
den im Berichtsjahr informelle Gespräche mit 
verschiedenen potenziellen Nutzern geführt. 
Diese dienten der Bedarfsermittlung und unter-
stützten die Entwicklung eines tragfähigen Ge-
samtkonzepts. In diesem Zusammenhang wurde 
die Caritas frühzeitig in wesentliche Planungs-
schritte einbezogen: Sie betreibt in Paderborn 

ANKAUF Ausbildungs- und Integrationsprogramme für in-
ternationale Pflegefachkräfte und benötigt hierfür 
langfristig gesicherten Wohnraum. Vor diesem 
Hintergrund ist vorgesehen, im Neubau dauerhaft 
vier Erdgeschosswohnungen für die Unterbrin-
gung migrantischer Pflege-Auszubildender so-
wie internationaler Fachkräfte bereitzustellen. Die 
zugrunde liegende Planung berücksichtigt dabei 
insbesondere die Anforderungen von Wohnge-
meinschaften einzelner Personen.
 
Die Caritas stellt im Rahmen eines integrativen, 
wohnungsbegleitenden Dienstes sicher, dass die 
künftigen Bewohner betreut werden. Damit wird 
ein verlässlicher Rahmen für ein gutes nachbar-
schaftliches Zusammenleben geschaffen.
 
 
Ein bedeutender Meilenstein war die Vorstellung 
des Projekts im neu eingerichteten städtischen 
Gestaltungsbeirat im August 2025. Die dort aus-
gesprochenen Empfehlungen wurden anschlie-
ßend in die Planung integriert. Auch wesentliche 
planungsrechtliche Fragestellungen konnten im 
Austausch mit den beteiligten Stellen der Stadt 
Paderborn geklärt werden. Die überarbeitete Ent-
wurfsvariante fand im weiteren Verlauf Zustim-
mung seitens der Verwaltung. Die finalisierten 
Unterlagen wurden dem Gestaltungsbeirat im 
Rahmen eines Umlaufbeschlusses zur abschlie-
ßenden Bewertung vorgelegt.
 
Auf Basis der erreichten Planungsfortschritte und 
vorgelegten Abstimmungen mit dem Stadtpla-
nungsamt wurden Ende März 2026 die Unterla-
gen für das Bauantragsverfahren eingereicht. Bei 
planmäßigem Verlauf erscheint ein Baubeginn ab 
Sommer/Spätsommer 2026 realistisch. 
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Nachhaltige Quartiersentwicklung und 
strategische Bestandsinvestitionen
Die Attraktivität einer Stadt und ihres Immobili-
enportfolios entsteht nicht allein durch Neubau- 
projekte. Auch im Jahr 2025 blieben gezielte Inves-
titionen in den vorhandenen Wohnungsbestand 
ein zentraler Bestandteil unserer Unternehmens- 
strategie. Durch kontinuierliche bauliche Maßnah-
men entwickeln wir unsere Bestandsobjekte be-
darfsgerecht weiter und sichern so deren langfris-
tige Wettbewerbsfähigkeit.
 
Der Fokus unserer Investitionen liegt weiterhin auf 
der Steigerung der Energieeffizienz, der Redu-
zierung des Wärmeenergieverbrauchs sowie auf 
Maßnahmen zur Verbesserung der Barrierefrei-
heit. Neben ökonomischen Parametern berück-
sichtigen wir in unseren immobilienwirtschaft-
lichen Entscheidungen stets auch soziale und 
städtebauliche Aspekte.
 
Unsere nachhaltige Bestands- und Quartiersent-
wicklung erfolgt im engen Dialog mit unseren 
Mietern. Dabei orientieren wir uns an langfristigen 
Maßstäben: Solides Wirtschaften, kontinuierliche 
Investitionen in eine optimierte Bestandsstruk-
tur sowie eine zukunftsorientierte Quartiers- und 
Stadtentwicklung bleiben die grundlegenden Leit-
linien unseres Handelns.
 
Investitionen und Maßnahmen im Berichtsjahr
Im Geschäftsjahr 2025 wurden insgesamt 
5.187 T€ in die marktorientierte Weiterentwicklung 
unseres Wohnungsbestandes investiert. Damit 
setzen wir den kontinuierlichen Investitionskurs 
der vergangenen Jahre fort. Die Maßnahmen kon-
zentrierten sich insbesondere auf energetische 
Modernisierungen, Wohnungsmodernisierungen 
sowie Verbesserungen der technischen Gebäude-
ausstattung.
 
Im Berichtsjahr wurden rund 83 Wohnungen 
mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von ca. 
1.190  T€ teil- oder vollständig modernisiert. Die 
Maßnahmen umfassten unter anderem Grundriss-
optimierungen, Modernisierungen von Küchen 
und Bädern sowie die Erneuerung von Wasser- 
leitungen, Elektroinstallationen, Türen und Boden-
belägen. Ziel dieser Investitionen ist es, zeitgemä-
ßen Wohnraum zu schaffen und zugleich alters- 
gerechte Wohnraumanpassungen zu ermöglichen. 

INSTANDHALTUNG | 
MODERNISIERUNG

Darüber hinaus wurden etwa 180 T€ in die In-
standsetzung und Modernisierung von Treppen-
häusern investiert. Hierzu zählten insbesondere 
der Einbau schall- und wärmegedämmter Haus-
eingangs- und Wohnungstüren, die Erneuerung 
der Elektroinstallationen sowie die Modernisie-
rung von Beleuchtungssystemen und Kommuni-
kationsanlagen. Ergänzend hierzu erfolgte in den 
Bestandsobjekten Wigbertstraße 1–7, Borchener 
Straße 88/90, Franz-Egon-Straße 12–18 und 
Theodor-Heuss-Straße 27–33 ein weiterer Aus-
tausch veralteter Fensteranlagen gegen moder-
ne Wärmeschutzverglasungen mit einem Investi- 
tionsvolumen von rund 330 T€.
Der sukzessive Fensteraustausch wird im Jahr 
2026 mit einem geplanten Investitionsvolumen 
von etwa 560 T€ in den Wohnanlagen Sachsenweg 
34–40, Benhauser Straße 16–20 und Fechteler- 
straße 9–13 fortgeführt. Hierdurch wird sowohl 
die Energieeffizienz der Gebäude nachhaltig ge-
steigert als auch der Wohnkomfort für die Mieter 
verbessert.
 
Ein weiterer Schwerpunkt lag im Berichtsjahr auf 
der technischen Modernisierung der Gebäude-
infrastruktur. So wurden in den Objekten Neu-
enheerser Weg 7 und 9 die Aufzugsanlagen voll-
ständig erneuert. Durch den Einsatz moderner, 
platzsparender Aufzugstechnik konnten eine Ver-
größerung der Kabinen sowie eine Verbreiterung 
der Türöffnungen realisiert werden. Neben einer 
deutlichen optischen Aufwertung wurde damit 
zugleich ein barrierearmer Zugang zu den Woh-
nungen geschaffen.
 
Auch im Jahr 2025 wurde der Ersatz veralteter 
Heizungsanlagen konsequent fortgeführt. Nach 
eingehender technischer und wirtschaftlicher Prü-
fung alternativer Versorgungssysteme wurden in 
den Objekten Sachsenweg 34–40 und Liegnit-
zer Straße 11/11a die bestehenden Gaszentral-
heizungen durch moderne, energieeffiziente und 
klimafreundliche Luft-Wasser-Wärmepumpen-
systeme ersetzt. In der Wohnanlage Am Stadt- 
graben 5/7 wurden zudem ältere Luft-Wasser-
Wärmepumpen durch leistungsfähigere Neuanla-
gen substituiert. In diesem Bereich belief sich das 
Investitionsvolumen insgesamt auf rund 500 T€.
 
Mit einem Investitionsvolumen von etwa 235 T€ 
wurden in der Wohnanlage Schleswiger Weg 27/29 
die bislang ungedämmten obersten Geschoss-
decken instand gesetzt, energetisch ertüchtigt 
und mit einer neuen Abdichtung versehen.
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Ausblick
Die Anforderungen an die Wohnungswirtschaft 
werden auch in den kommenden Jahren auf einem 
hohen Niveau verbleiben. Steigende Bau- und  
Finanzierungskosten, verschärfte regulatorische 
Vorgaben im Bereich der Energieeffizienz sowie 
herausfordernde makroökonomische Rahmen- 
bedingungen werden die Branche weiterhin maß-
geblich prägen.
 
Der Spar- und Bauverein wird seinen eingeschla-
genen Transformationspfad konsequent fort-
setzen – durch verantwortungsbewusstes und 
zukunftsorientiertes Wirtschaften, nachhaltige 
Investitionen in den Gebäudebestand sowie eine 
strategisch ausgerichtete, quartiersbezogene 
Entwicklungsplanung. Die systematische Instand-
setzung sowie Teil- und Vollmodernisierung des 
Wohnungsbestands werden in den kommenden 
Jahren fortlaufend vorangetrieben. Ziel bleibt die 
kontinuierliche Steigerung der baulichen, energe-
tischen und prozessualen Qualität im Sinne eines 
wertorientierten und ressourceneffizienten Port-
foliomanagements.
 
Im Jahr 2026 wird der schrittweise Austausch 
fossiler, gasbetriebener Heizungsanlagen durch 
klimaneutrale bzw. klimafreundliche Wärme- 
erzeugungssysteme in den Wohnanlagen Lieg-
nitzer Straße 13/13a, Erzbergerstraße 28 sowie 
Theodor-Heuss-Straße 23/25 fortgesetzt. Durch 
die geplante Dachsanierung einschließlich ener-
getischer Dämmung am Objekt Cheruskerstraße 
4/6 können die Energieverbräuche signifikant ge-
senkt und gleichzeitig die CO₂-Emissionen des 
Gebäudes nachhaltig reduziert werden.
 
In Kooperation mit dem Unternehmen Glasfaser 
NordWest beginnt 2026 zudem der flächen- 
deckende Aufbau einer gigabitfähigen Glasfaser-
infrastruktur im gesamten Wohnungsbestand. 
Schrittweise werden somit alle Bestandsgebäude 
an die leistungsfähige und zukunftssichere Breit-
bandtechnologie angeschlossen. 
 
Mit dieser ganzheitlichen Strategie stärkt der 
Spar- und Bauverein seine unternehmerische Re-
silienz und Zukunftsfähigkeit und leistet zugleich 
einen substanziellen Beitrag zur Bereitstellung at-
traktiven, bezahlbaren und ökologisch nachhalt-
igen Wohnraums für seine Mitglieder und Mieter.

Der Spar- und Bauverein Paderborn ist aufgrund 
seiner Größenordnung und seiner Rechtsform als 
Genossenschaft nicht verpflichtet, einen eigen-
ständigen Nachhaltigkeitsbericht zu erstellen. 
Gleichwohl berichten wir freiwillig und transparent 
über wesentliche Nachhaltigkeits- und Klima-
schutzthemen in unserem Geschäftsbericht. Ziel 
ist eine Darstellung, die verständlich, nachvoll-
ziehbar und – soweit möglich – überprüfbar ist.
 
Dabei orientieren wir uns an anerkannten, in der 
Wohnungswirtschaft etablierten Leitlinien und 
Mindestanforderungen – insbesondere am VSME 
als freiwilligem europäischem Berichtsrahmen für 
nicht berichtspflichtige Unternehmen sowie an 
branchenüblichen Standards zur Klimabilanzie-
rung und ESG-Mindestangaben.
 
Die klimapolitischen Zielsetzungen – insbesondere 
das Nullemissionsziel bis 2045 – erhöhen die Anfor-
derungen an Wohnungsunternehmen, die Klima- 
wirkungen ihres Bestands nachvollziehbar zu er-
fassen, Klimarisiken angemessen zu berücksich-
tigen und daraus eine belastbare Klimastrategie 
abzuleiten.
 
Unabhängig davon erwarten Banken, Geschäfts-
partner und Kommunen zunehmend belastbare 
Informationen zu Klima, sozialen Aspekten und 
verantwortungsvoller Unternehmensführung. Der 
freiwillige VSME-Rahmen bietet hierfür eine struk-
turierte, modulare und verhältnismäßige Grund-
lage, die einen schrittweisen Ausbau der Bericht-
erstattung ermöglicht.
 
Seit Längerem orientieren wir uns zudem am 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) und ver-
ankern Nachhaltigkeit in unserer strategischen 
Ausrichtung sowie in einer teamorientierten, 
partizipativen Unternehmensführung. Dabei bin-
den wir relevante Bezugsgruppen in der Region 
ein – von Aufsichtsrat, Mitgliedern und Vertretern 
über Geschäftspartner und Dienstleister bis hin 
zu Nachbarschaften, Verbänden, Banken, Versi-
cherungen, Organisationen, Politik und Medien. 
Inhaltlich handeln wir entlang klarer Handlungs- 
felder: bezahlbarer und gesunder Wohnraum, 
Umwelt, Energie und Klima, Gesellschaft und Le-
ben im Quartier sowie Unternehmenskultur und 
Mitarbeiterteam.
 

NACHHALTIGKEIT | NACHHAL-
TIGKEITSBERICHTERSTATTUNG
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Nachhaltigkeit – unser Verständnis und Fokus 
2025
Wir verstehen Nachhaltigkeit als Zusammenspiel 
von Ökologie, sozialer Verantwortung und wirt-
schaftlicher Solidität. Unser Schwerpunkt liegt 
auf dem Wohnungsbestand: Hier entstehen we-
sentliche Umweltwirkungen – insbesondere durch 
Wärme- und Stromverbräuche –, und hier können 
Maßnahmen Klimaschutz und Wohnqualität zu-
gleich verbessern.
 
Klimaschutz im Bestand: Wir priorisieren die ener-
getische Modernisierung, die Weiterentwicklung 
der Wärmeversorgung und den Ausbau erneu-
erbarer Energien (z. B. Photovoltaik). Ziel ist es, 
Energieverbräuche und Treibhausgasemissionen 
schrittweise zu senken und die Abhängigkeit von 
fossilen Energieträgern zu reduzieren – ohne die 
soziale Balance aus dem Blick zu verlieren.
 
Digitalisierung: Ergänzend entwickeln wir unsere 
digitale Infrastruktur weiter, um Prozesse effizien-
ter, transparenter und ressourcenschonender zu 
gestalten. Durch den Ausbau digitaler Arbeitsab-
läufe und cloudbasierter Systeme reduzieren wir 
Papierverbrauch und Verwaltungsaufwand. Zu-
dem entwickeln wir die Gebäudekonnektivität im 
Bestand schrittweise weiter, um digitale Anwen-
dungen in der Bestandsbewirtschaftung und im 
Mieterservice zuverlässig betreiben und perspek-
tivisch ausbauen zu können – unter Berücksich-
tigung technischer, wirtschaftlicher sowie daten-
schutzrechtlicher Anforderungen.
 
Klimaanpassung, Grün und Biodiversität: Neben 
der Emissionsminderung gewinnt die Anpassung 
an Extremwetterereignisse an Bedeutung. Hitze-
perioden und Starkregen können Gebäude, Außen- 
anlagen und das Wohlbefinden der Bewohner be-
einflussen. Daher berücksichtigen wir bei Planung 
und Bewirtschaftung zunehmend Maßnahmen zur 
Stärkung der Resilienz unserer Quartiere – etwa 
durch Begrünung, Verschattung, wassersensible 
Gestaltung und die Weiterentwicklung von Außen- 
anlagen. Gleichzeitig fördern wir Biodiversität 
durch naturnahe Pflegekonzepte und gezielte 
Projekte (z. B. Blühflächen oder Kooperationen 
zum Schutz von Bestäubern).

Soziale Nachhaltigkeit: Soziale Nachhaltigkeit 
bleibt Kern unseres genossenschaftlichen Auf-
trags. Bezahlbarkeit, Verlässlichkeit und ein res-
pektvoller Umgang mit unseren Mitgliedern und 
Mietern prägen unsere Entscheidungen.
 

Klimapfad, Klimabilanz und Methodik
Für die Weiterentwicklung unserer Nachhaltig-
keitsarbeit setzen wir auf schrittweise Profes-
sionalisierung und messbare Fortschritte. Dazu 
erfassen wir Kennzahlen systematischer, doku-
mentieren Maßnahmenwirkungen besser und ver-
bessern Entscheidungsgrundlagen. Im Berichts-
jahr haben wir die Grundlage geschaffen, unsere 
Aktivitäten – insbesondere im Bereich Klima und 
Energie – künftig transparenter darzustellen und 
die Steuerung über klar definierte Ziele und Indi-
katoren weiter auszubauen.
 
Seit 2025 sind wir Mitglied der Initiative Woh-
nen.2050 (IW.2050). Damit sind wir Teil eines 
branchenweiten Zusammenschlusses sozial ori-
entierter Wohnungsunternehmen, die die Transfor-
mation des Gebäudebestands in Richtung Klima- 
neutralität praxisnah, wirtschaftlich tragfähig und 
sozialverträglich gestalten wollen. Für uns bedeu-
tet das: Klimaschutz im Bestand ist eine konkrete 
Umsetzungsaufgabe, die wir konsequent mit un-
serem genossenschaftlichen Auftrag verbinden. 
Wir wollen Treibhausgasemissionen wirksam sen-
ken und gleichzeitig bezahlbares Wohnen sowie 
stabile Betriebskosten sichern.
 
Um Klimaschutz gezielt steuern zu können, 
braucht es eine belastbare Datengrundlage. In der 
Wohnungswirtschaft ist ein CO₂e-Monitoring die 
zentrale Basis für Klimastrategie und Nachhaltig-
keitsberichterstattung. Wir richten uns dabei an 
einer in der Branche abgestimmten Methodik aus, 
die mit der Initiative Wohnen.2050 kompatibel ist 
und eine bessere Vergleichbarkeit ermöglicht. Me-
thodisch folgt die Klimabilanz dem Grundprinzip:
 

Energieverbrauch × Emissionsfaktor = 
Treibhausgasemissionen (CO₂e)

Die Kennzahlen beziehen sich auf den bewirt-
schafteten Eigenbestand (bezogen auf die bewirt-
schaftete Wohn- und Nutzfläche). Die Bilanz wird 
nach Emissionskategorien (Scopes) strukturiert. 
Für die Wohnungswirtschaft sind insbesondere 
Emissionen aus Wärme- und Warmwasserberei-
tung sowie aus dem Allgemeinstrom im vermiete-
ten Bestand relevant.
 
Für die Energiebilanz und den Nachhaltigkeitsbe-
richt wenden wir den market-based Ansatz an, da 
unsere Stromlieferverträge als Grünstromverträge 
mit Emissionsfaktor 0 vertraglich abgesichert sind 
und diese Eigenschaft in der Bilanzierung ent-
sprechend berücksichtigt werden soll. 
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Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.; Energiedaten. BMWK 20.01.2022 – Datenreihe endet 2020. Energieverbrauch privater 
Haushalte. UBA 19.03.2024 – Datenreihe beginnt 2015.

Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.

Entwicklung des spezifischen Heizwärmeverbrauchs in Deutschland seit 1990

Entwicklung THG-Emissionen

19

Im Jahr 1990 betrugen die Treibhausgas-Emissionen im Gebäudesektor noch 
210 Mio. Tonnen, bis zum Jahr 2022 wurden die Emissionen auf rund 112 Mio. Ton-
nen reduziert und das, obwohl der Wohnungsbestand in diesem Zeitraum um knapp 
30 Prozent bzw. um über 9 Mio. Wohnungen angewachsen ist [2]. Bis 2030 sollen die 
Treibhausgas­Emissionen im Gebäudesektor laut Klimaschutzplan 2050 / Bundes­Klima­
schutzgesetz 2021 der Bundesregierung in Bezug auf das Jahr 1990 um insgesamt 66 Pro-
zent sinken. Dem Gebäudesektor wird dabei das ambitionierteste CO2-Minderungs-
ziel aller Sektoren beigemessen [3]. Trotz aller – aufwendigen – Maßnahmen stagniert 
allerdings der spezifische Energieverbrauch seit 2013: 

Entwicklung des spezifischen Heizwärmeverbrauchs in Deutschland seit 1990 
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Quelle: Energiedaten. BMWK 20.01.2022 – Datenreihe endet 2020. Energieverbauch privater Haushalte. UBA 19.03.2024 –
Datenreihe beginnt 2015 https://www.umweltbundesamt.de/daten/private-haushalte-konsum/wohnen/energieverbauch-
private-haushalte#mehr-haushalte-grossere-wohnflachen-energieverbrauch-pro-wohnflache-sinkt,
zuletzt abgerufen 22.10.2024

Quelle: Energiedaten. BMWK 
20.01.2022 – Datenreihe endet 
2020. Energieverbauch privater 
Haushalte. UBA 19.03.2024 –
Datenreihe beginnt 2015

Abbildung 1: Entwicklung des spezifischen Heizwärmeverbrauchs in Deutschland seit 1990
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Abbildung 2: Fördereffizienz – eingesetzte Fördermittel je eingesparter Tonne CO2e Sanierungen gemäß  
BEG WG (Effizienzhäuser) und BEG EM (Einzelmaßnahmen)
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Die Grafik zeigt, dass der spezifische Heizwärme-
verbrauch in Deutschland von 1990 bis etwa 2010 
deutlich gesunken ist, seitdem jedoch weitgehend 
stagniert. Das lässt sich u. a. damit erklären, dass 
viele „leicht umsetzbare“ Effizienzpotenziale bereits 
gehoben wurden und zusätzliche Einsparungen 
heute stärker von Sanierungstiefe und -rate sowie 

Der Median der IW.2050-Unternehmen liegt derzeit 
bei 23,36 kg CO₂-Äqv./m²a (2024: 23,93) und soll bis 
2045 auf 7,36 kg CO₂-Äqv./m²a sinken. Damit wird 
die Größenordnung der erforderlichen Emissions-
minderung sichtbar – und warum Klimabilanz, Prio-
risierung und Finanzierung als Bindeglied zwischen 
Zielbild und konkreten Maßnahmen zentrale Steue-
rungsfragen sind. Unsere Genossenschaft liegt un-
ter dem Median der IW.2050-Partnerunternehmen. 

von Nutzungs- und Struktureffekten (z. B. Kom-
fortansprüche, mehr beheizte Fläche) beeinflusst 
werden Damit unterstreicht die Abbildung, dass 
weitere Fortschritte vor allem durch eine konse-
quente Wärmewende und gezielte wirksame Maß-
nahmen im Bestand erreicht werden müssen.

Dieses Niveau ist Ergebnis einer vorausschauenden 
Bestands- und Investitionsplanung sowie kontinu-
ierlicher Modernisierungs- und Optimierungsschritte 
der letzten Jahrzehnte. Ergänzend übersetzen Effi-
zienzklassen (A+ bis H) den Klimapfad in eine be-
standsnahe Einordnung: D steht für einen mittleren 
Effizienzbereich, B für eine deutlich bessere energe-
tische Qualität.

36

KLIMANEUTRALITÄT: WO STEHEN DIE UNTERNEHMEN DER IW.2050? 

Klimaneutralität hat weiterhin oberste Priorität in der Wohnungswirtschaft. Aber: 
Extern gesetzte Zeitfenster werden immer enger, adäquate Förder- und Finanzmittel 
sind nicht in Aussicht, Fachpersonal fehlt – trotz gewaltiger Anstrengungen in Aus­
bildung und Recruiting. Dennoch wird die Personalsituation etwas besser bewertet als 
noch in den Vorjahren, denn immerhin stufen von 75 knapp ein Drittel den eigenen 
Personalstatus als sehr gut und gut ein, 32 bewerten ihn immerhin noch als befriedi­
gend, 15 als ausreichend und nur 4 sehen hier ein mangelhaft oder gar ungenügend.

TREIBHAUSGAS-EMISSIONEN: HEUTE UND IN ZUKUNFT

Der Median der Treibhausgas-Emissionen der IW.2050­Unternehmen liegt gemäß 
Abfrage 2025 derzeit bei 23,36 kg CO2/m²/a (2024: 23,93 kg CO2/m²/a). Damit rangie­
ren die IW.2050 ­Partner in der Größenordnung des beim GdW empirisch ermittelten 
Mittelwerts aller GdW ­Unternehmen in Höhe von 23 kg CO2e/m²/a (THG­Äquivalente) 
in 2023. Zu berücksichtigen ist, dass der GdW­Durchschnitt durch die östlichen Bundes­
länder mit ihrem hohen Sanierungsstand des industriellen Wohnungsbaus und einem 
hohen Fernwärmeanteil geprägt ist. Sie weisen zwischen 18 und 20 kg/m²/a auf. Bei der 
IW.2050­Auswertung lag der niedrigste Wert bereits bei 7 kg CO2/m²/a, der höchste bei 
64,10 kg CO2/m²/a (2024: 65,95 kg CO2/m²/a). 

7,36 kg CO2/m²/a – das ist der Median für das Zieljahr 2045. Ein deutlicher Beleg für die 
zahlreichen Projekte und Maßnahmen, die in den Wohnungsunternehmen der IW.2050 
bereits umgesetzt werden, um das Erreichen der Klimaneutralität im vorgegeben Zeit­
fenster zu ermöglichen. 

Dennoch ist diese Zahl – gerade im politischen Kontext – mit Vorsicht zu betrachten, 
da sie nicht in allen Fällen mit der Finanzierbarkeit korreliert: Bei vielen Unterneh­
men steht nach Ermittlung des Klimapfades noch ein Abgleich aller ins Auge gefassten 
klimarelevanten Investitionen mit der langfristigen Wirtschaftsplanung an. Denn: 
Bei der strategischen Auseinandersetzung mit der Dekarbonisierung der Wärme-
versorgung der eigenen Bestände werden schnell die wirtschaftlichen Grenzen 
überdeutlich sichtbar. Auch der von der neuen Bundesregierung im Koalitionsvertrag 
anvisierte Paradigmenwechsel von der alleinigen Fokussierung auf Energieeffizienz 
hin zu einer umfassenderen Strategie der CO2-Reduktion bedarf noch immer besserer 
finanzieller Rahmensetzungen (s. Kapitel 3 und 6).

INITIATIVE WOHNEN.2050 // Praxisbericht 2025/2026 // Auf dem Weg zur Klimaneutralität – Praxisfakten der IW.2050-Partner

Median der aktuellen und geplanten THG-Emissionen der Unternehmen der IW.2050.
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Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.

Klimazielpfad – Effizienzklassen – heute und 2045

42

EFFIZIENZKLASSEN IM GEBÄUDEBESTAND 

Die EU-Gebäuderichtlinie EPBD (Energy Performance of Buildings Directive), seit Mai 
2024 in Kraft, fordert von den Mitgliedstaaten einen klimaneutralen Gebäudebestand 
bis 2050. Sie müssen die diesbezüglichen EU­Vorgaben bis Ende Mai 2026 in nationales 
Recht umsetzen. Parallel gilt es, in den jeweiligen Ländern entsprechende Planungen zu 
erstellen, um die Dekarbonisierung der Wärme- und Kälteversorgung sowie die Ver­
besserung der Energieeffizienz zu fördern. 

Am 30. Juni 2025 hat die EU Leitlinien zur Umsetzung der EPBD auf den nationalen 
Ebenen publiziert. Die für die Wohnungswirtschaft relevantesten Punkte in diesem 
Kontext sind die Umstellung auf Gesamtprimärenergie als Anforderung, Nullemis-
sionsgebäude als Neubauanforderung ab 2030, die Veränderungen bei den EPCs 
(EPBD­konforme Energieausweise), die einzurichtenden nationalen Datenbanken 
für die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden sowie das Thema der Solarenergie in 
Gebäuden (Details in Kapitel 6).
 
Ab 2030 sollen alle neuen Gebäude Nullemissionsgebäude sein, öffentliche Gebäude 
müssen bereits ab 2028 diesen Standard erfüllen. Ab 2027 bzw. 2028 sind für Neu­
bauten und renovierte Nichtwohngebäude stufenweise Solaranlagen vorgeschrie­
ben, ebenso Gebäudeautomations- und -steuerungsgeräte, sofern dies technisch, 
wirtschaftlich und funktio nell realisierbar ist. Letztendlich sieht die EPBD vor: Der 
Gesamtprimärenergieverbrauch von Wohngebäuden soll bis zum Jahr 2030 für 
den gesamten Wohngebäudebestand im Schnitt um 16 Prozent und bis 2035 um 20 
bis 22 Prozent sinken. 55 Prozent muss dabei aus den 43 Prozent Gebäuden mit der 
schlechtesten Gesamtenergieperformance stammen.

Die nachfolgende Grafik verdeutlicht die Verteilung der Gebäude bzw. Wohneinheiten 
der an der Umfrage beteiligten IW.2050­Unternehmen auf Energieeffizienzklassen. 
Dabei wurde jeweils der aktuellste Wert berücksichtigt:
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Die IW.2050 liefert uns hierfür einen praxisnahen 
Orientierungsrahmen und belastbare Argumente 
aus der Wohnungswirtschaft. Der Praxisbericht 
2025/2026 beschreibt die Transformation des Ge-
bäudebestands als Umsetzungsaufgabe unter re-
alen Investitions- und Kostenbedingungen – und 
damit als Balance aus Klimawirkung, Finanzier-
barkeit und sozialer Tragfähigkeit.
 
Vor diesem Hintergrund wird diskutiert, Klima-
schutz stärker wirkungsorientiert zu steuern: 
Statt ausschließlich Effizienzstandards in den 
Mittelpunkt zu stellen, rückt ein CO₂-orientierter 
Emissionsminderungspfad („Praxispfad CO₂-
Reduktion“) in den Fokus.
Als Orientierungsgrößen werden dabei u. a. ein er-
warteter Investitionsbedarf von 96 Mrd. € pro Jahr 
(statt 263 Mrd. € pro Jahr im reinen Effizienzpfad) 
sowie deutlich niedrigere CO₂-Vermeidungskosten 
genannt (941 €/t statt 2.578 €/t).
 
Für die Wohnungswirtschaft leitet sich daraus ab: 
Maßnahmen sollten priorisiert werden, wenn sie 
messbar CO₂e senken, im bewohnten Bestand 
umsetzbar sind und die Bezahlbarkeit nicht über-
fordern. Inhaltlich betont der Praxisbericht, dass 
Wärmewende und Gebäudehülle zusammen ge-
dacht werden müssen: Eine klimaneutrale Wär-
meversorgung (lokal im Gebäude bzw. Quartier 
oder zentral über Fernwärme) ist ein Schlüssel-
hebel; gleichzeitig bleiben anlagentechnische Op-
timierungen und – wo sinnvoll – gezielte Eingriffe 
an der Gebäudehülle relevant.
 
Ein wiederkehrender Punkt ist die Bedeutung von 
Quartierslösungen und Skalierung: Standardi-

sierung, serielle bzw. industrialisierte Ansätze und 
gebündelte Maßnahmen können helfen, Kosten 
zu stabilisieren, Bauzeiten zu verkürzen und Um-
setzungen im Bestand zu erleichtern.
 
Deshalb priorisieren wir Maßnahmen dort, wo sie 
eine hohe CO₂e-Wirkung erzielen und zugleich 
wirtschaftlich tragfähig bleiben. Im Mittelpunkt 
stehen die Defossilisierung der Wärmeversorgung, 
die Optimierung und Modernisierung der An-
lagentechnik sowie quartiersbezogene Lösungen, 
die technische Machbarkeit, Förderfähigkeit und 
soziale Verträglichkeit zusammenführen.
Energetische Eingriffe an der Gebäudehülle setzen 
wir zielgerichtet um – insbesondere dann, wenn 
sie baulich sinnvoll sind oder deutliche Ver-
brauchsvorteile erwarten lassen.
 
Instandhaltung und Modernisierung sind zentra-
le Voraussetzungen für Klimaschutz im Bestand 
– zugleich stehen sie unter erheblichem Kosten-
druck. Im IW.2050-Vergleich steigt der Mittelwert 
2025 auf 35,31 €/m² (Median 33,40 €/m²); die 
Spannweite reicht von 11,52 bis 78,12 €/m².
 
Für die Transformation des Wohngebäudebe-
stands werden bis 2045 – abhängig vom gewähl-
ten Pfad – deutlich unterschiedliche Investitions-
größen diskutiert: Der Praxispfad liegt bei rund  
96 Mrd. € p. a. (ca. 1,92 Bill. € bis 2045), ein kon-
sequent auf hohe Effizienzstandards ausgerichte-
ter Pfad bei 263 Mrd. € p. a. (ca. 5,26 Bill. €). Das 
verdeutlicht, warum wir Maßnahmen nach CO₂e- 
Wirkung, Finanzierbarkeit und sozialer Tragfähig-
keit priorisieren müssen.
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Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.; Initiative Praxispfad

Investitionen CO2-Reduktion im Gebäudebestand

143

6.5 NEUER ANLAUF: GEG

„ … Das neue GEG machen wir technologieoffener, flexibler und einfacher. Die erreichbare 
CO2-Vermeidung soll zur zentralen Steuerungsgröße werden. Den Quartiersansatz werden 
wir stärken. Die Sanierungs- und Heizungsförderung werden wir fortsetzen. …“

Dies ist die wichtigste Passage aus dem Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung. 
Ganz wesentlich für die Immobilien­ und Wohnungswirtschaft: Der vereinbarte  
Wechsel auf CO2 als zentrale Steuerungsgröße und die Abkehr von einem praxis-
fernen und für alle sozial orientierten Wohnungsunternehmen sehr teuren Weg der 
maximalen Effizienz. Denn: Ein klimaneutraler Gebäudesektor mit Blickrichtung auf 
2045 wird mit Einsparungen entlang eines Emissions­Minderungspfades, nicht durch 
Energie­Effizienz­Pfade, erreicht. Dass auch der Emissionsminderungspfad mit Energie­
einsparungen verbunden ist, versteht sich von selbst. Der Unterschied besteht im Ver­
zicht auf die Erwartung und den Druck, größere Anteile des Bestandes in einem hohen 
Effizienzhaus­Standard zu sanieren. 

Ein äußerst komplexes GEG und praxisferne Fördergegenstände – wie die Paketför­
derung von hohen Effizienzstandards, die in der Realität nicht die errechneten Ein­
sparungen erreichen – reizen ein kostenintensives Vorgehen an, das die theoretischen 
Effizienzsteigerungen in der Praxis nicht erreicht. Der Kern der Klimaneutralität – die 
möglichst kosteneffiziente Minimierung von CO2­Emissionen – wird dadurch nicht 
erreicht. Auf diesem Pfad bleiben große Teile des Portfolios bis 2045 unmodernisiert 
und ohne regenerative Wärmeversorgung. 

INITIATIVE WOHNEN.2050 // Praxisbericht 2025/2026 // Wohnungswirtschaft und Klima  neu tralität: Spannungsfelder und Lösungen

Investitionen CO2-Reduktion im Gebäudebestand
Notwendige Investitionen in den Wohngebäudebestand bis 2045

Neubau: 80 Mrd. €

Stand 2025 (Sanierungsrate Ø 0,7% p. a., GEG-Bestand mit dem Fokus auf Energieeffizienz)

bei Kapazitätsauslastung der Bauwirtschaft (Bau insgesamt) in Höhe von ca. 75%

PRAXISPFAD  
(Sanierungsrate Ø 1,4% p. a., Leitstandard: GEG-Bestand mit dem Fokus auf Niedertemperaturfähigkeit)

ÜBEROPTIMIERUNGSPFAD  
(Sanierungsrate Ø 2,1% p. a., Leitstandard: Effizienzhaus 55 mit dem Fokus auf hohe Energieeffizienz)

6 oder 10 Bill. € bis 2045 

+ Generationsgerechte Anpassungen des Wohngebäudebestands: 6–12 Mrd. € p. a.
+ Abbau Überlegung / Zukunftsgerechte Anpassung im Wohngebäudebestand: 30–50 Mrd. € p. a.
+ Instandhaltung und sonstige Modernisierung (Wohnwertverbesserung) 150–200 Mrd. € p. a.

Bauvolumen Wohnungsbau

davon energetische Sanierung 65 Mrd. €

Bestand: 230 Mrd. €

=̂ bis 2045 ca. 1,92 Bill. €96 Mrd. € p. a.

=̂ bis 2045 ca. 5,26 Bill. €263 Mrd. € p. a.

Aus dem Evaluationsbericht zur Bundesförde-
rung für effiziente Gebäude (BEG) (BMWK, Stand: 
März 2025; Förderwirkungen 2023) wird deutlich, 
dass die Fördereffizienz je nach Instrument stark 
variiert: Für Effizienzhausstandards werden im 
Durchschnitt 1.034 € je vermiedener Tonne CO₂e 
ausgewiesen (z. B. EH 40 > 2.000 €/t, EH 85 ca. 
400 €/t). Einzelmaßnahmen erreichen deutlich 
niedrigere Werte (im Mittel 132 €/t), insbesondere 
Heizungstechnik/Wärmeerzeuger (97 €/t) und die 
Dämmung einzelner Bauteile (336 €/t). Das ist ein 
Hinweis darauf, dass eine CO₂e-wirksame Prio-
risierung auch aus Fördersicht sinnvoll ist.

Quelle: www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/C18_MCC_Publications/2023_MCC_CO2-Bepreisung_Klimaneutralität_Verkehr_Gebäude.pdf

EU-Richtlinie über Treibhausgas-Emissionshandel – 
mögliche Entwicklung des CO2-Preises für Gebäude

Neben der Entwicklung der CO₂-Preise ist die kom-
munale Wärmeplanung ein wichtiger und konkreter 
Orientierungsrahmen. In der aktuellen Situation 
bewerten wir sie jedoch nur eingeschränkt als ver-
lässliche Grundlage für eine zeitnahe Versorgung –  
insbesondere in innerstädtischen Lagen.
 
Vor diesem Hintergrund verfolgen wir einen robusten, 
mehrgleisigen Ansatz: Wir treiben CO₂e-wirksame 
Maßnahmen im eigenen Einflussbereich voran,  
prüfen Wärmeversorgungsoptionen fortlaufend  
und richten Entscheidungen an Versorgungssicher-
heit, Wirtschaftlichkeit und Sozialverträglichkeit aus. 
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Unternehmensweiter Vergleich
Im Vergleich zu den im Praxisbericht 2025/2026 
der IW.2050 veröffentlichten Werten liegt unsere 
CO₂e-Intensität (Scope 1 und 2) bei 15,6 kg CO₂- 
Äqv./m² Wohnfläche, während der Median der 
IW.2050-Unternehmen bei 23,36 kg CO₂-Äqv./m² 
Wohnfläche liegt. Die ausgewiesenen Kennzahlen 
sind unternehmensspezifisch und spiegeln die für 
uns festgelegte Methodik und Datenbasis wider; 
Benchmark- oder Peer-Vergleiche sind daher als 
indikative Orientierung zu verstehen, nicht als ex-
akter Leistungsvergleich.

Auf Basis der vorliegenden Kennwerte lassen sich 
die nächsten Schritte ableiten. Unser langfris- 
tiges Ziel ist es, perspektivisch einen Beitrag zur 
Klimaneutralität zu leisten. Die Treibhausgasbilanz 
verstehen wir dabei als wichtigen Ausgangspunkt, 
nicht als Endpunkt: Auf Grundlage der erho- 
benen Daten entwickeln wir unsere Klimastrategie 
schrittweise weiter.
 
Dabei geht es insbesondere darum, realistische 
und wirksame Reduktionspfade für den Bestand zu 
bestimmen, geeignete Maßnahmen (z. B. Moder-
nisierung, Energieträgerwechsel, Effizienz sowie 
ggf. Eigenversorgung und Grünstromkonzepte) 
zu priorisieren und Investitionen, technische 
Machbarkeit sowie soziale Aspekte wie Bezahl-
barkeit und Mieterbelange ausgewogen zu be-
rücksichtigen.
 
Fortschritte sollen künftig über geeignete Kenn-
zahlen und Meilensteine nachvollziehbar gemacht 
und durch eine regelmäßige Aktualisierung der Bi-
lanz transparent dokumentiert werden.
Unsere ausgewiesenen Kennzahlen sind unter-
nehmensspezifisch und spiegeln die für uns fest-
gelegte Methodik und Datenbasis wider. Die dar-
gestellten Benchmark- oder Peer-Vergleiche sind 
daher nicht als exakter Leistungsvergleich oder 
als abschließende Bewertung einzelner Unterneh-
men zu verstehen, sondern als indikative Orien- 
tierung im Kontext der im Praxisbericht 2025/2026 
der IW.2050 im November 2025 veröffentlichten 
Werte.
 

Governance & Steuerung
Unsere Nachhaltigkeitsaktivitäten sind in die regulä-
ren Führungs-, Planungs- und Controllingprozesse 
der Genossenschaft eingebunden. Nachhaltigkeit 
ist für uns kein separates Projekt, sondern ein Quer-
schnittsthema. Es wirkt insbesondere auf Investiti-
onsentscheidungen, Instandhaltung und Moderni-
sierung, Neubauplanung, Bewirtschaftung sowie 
auf das Risikomanagement (z. B. Energiepreis-, 
Förder- und Klimarisiken). Ziel ist eine verlässliche 
Steuerung, die ökologische Wirkung, Wirtschaft-
lichkeit und soziale Verträglichkeit zusammenführt.

Berichterstatter CO2e Intensität Einheit

Spar- und Bauverein Paderborn eG 15,6 kg CO₂-Äqv./m² Wfl.

Initiative Wohnen.2050 e.V. 23,36 kg CO₂-Äqv./m² Wfl.

Die strategische Verantwortung liegt beim Vor-
stand. Er setzt die wesentlichen Ziele und Prio-
ritäten, entscheidet über grundlegende Pro-
gramme und stellt die erforderlichen Ressourcen 
bereit. Die Umsetzung erfolgt in den zuständigen 
Fachbereichen – insbesondere in der Technik (Be-
standsentwicklung, Modernisierung, Energiever-
sorgung) sowie im Bestandsmanagement und in 
der Wohnungsbewirtschaftung. Bei Bedarf ziehen 
wir externe Fachplaner, Energieberater und weite-
re Partner hinzu. Der Aufsichtsrat wird im Rahmen 
der regulären Berichterstattung über wesentliche 
Vorhaben, Risiken und Fortschritte informiert.
 
Bei Projekten und Investitionen berücksichtigen 
wir Nachhaltigkeitsaspekte systematisch. Neben 
technischen und finanziellen Kriterien betrachten 
wir insbesondere die erwarteten Effekte auf Ener-
gieverbrauch und Emissionen, die Auswirkungen 
auf die Wohnqualität sowie mögliche Belastungen 
für unsere Mieterinnen und Mieter. Wo es sinnvoll 
ist, bündeln wir Maßnahmen objekt- oder quartiers-
bezogen, um Synergien zu nutzen und die Umset-
zung effizient zu gestalten. Entscheidungen und 
zentrale Annahmen (z. B. Energiepreise, Förder- 
bedingungen, technische Varianten) werden doku- 
mentiert und regelmäßig überprüft.

Unsere Fortschritte machen wir über ausgewählte 
Kennzahlen und den jährlichen Berichtsrhythmus 
nachvollziehbar. Gerade im Schwerpunkt Klima 
und Energie bauen wir die Datengrundlage schritt-
weise aus, um Wirkung und Zielerreichung künftig 
konsistenter darstellen zu können (z. B. Energie-

Eigene Tabelle: Spar- und Bauverein
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kennwerte, Emissionsintensitäten, Ausbau erneu-
erbarer Energien). Die Ergebnisse fließen in die 
mittelfristige Investitionsplanung ein und unterstüt-
zen die Priorisierung der nächsten Maßnahmen. 

Mieterstrom 
Seit 2024 bauen wir das Thema Mieterstrom kon-
tinuierlich aus. Mieterstrom ermöglicht es unseren 
Mieterinnen und Mietern, lokal erzeugten Solar-
strom aus Photovoltaikanlagen auf den Dächern 
unserer Gebäude direkt vor Ort zu beziehen. Der 
Strom wird ihnen zu attraktiven, marktüblich wett-
bewerbsfähigen Konditionen bereitgestellt. Der 
erzeugte Strom wird – soweit verfügbar – direkt 
im Objekt genutzt; ergänzend erfolgt die Versor-
gung in Zeiten geringerer Erzeugung (z. B. in den 
Abendstunden oder in den Wintermonaten) über 
das öffentliche Netz mit Grünstrom. Damit ermög-
lichen wir unseren Mieterinnen und Mietern den 
Zugang zu erneuerbarem Strom aus dem eigenen 
Wohnumfeld und stärken die lokale Energiewende 
im Bestand.
 

Im Berichtsjahr 2025 konnten wir unsere Aktivi-
täten im Bereich Mieterstrom deutlich ausweiten 
und weitere Anlagen erfolgreich realisieren. Um-
setzung, Betrieb, Betreuung und Abrechnung 
erfolgen in Zusammenarbeit mit zwei Kooperati-
onspartnern, die die Projekte vollumfänglich über-
nehmen.
 
Insgesamt wurden im Jahr 2025 rund 200 Wohn- 
ungen mit Mieterstromlösungen ausgestattet und 
aufgeschaltet. Zahlreiche weitere Vorhaben be-
finden sich aktuell in Planung und Beantragung 
bzw. bereits in der Umsetzung; perspektivisch 
werden ausgewählte Projekte zur weiteren Opti-
mierung durch Speicherlösungen ergänzt. Damit 
ermöglichen wir unseren Mieterinnen und Mietern 
die Teilhabe an der Energiewende und eröffnen 
ihnen die Möglichkeit, aktiv an einer klimafreundli-
cheren Stromversorgung im eigenen Wohnumfeld 
mitzuwirken. Über die Weiterentwicklung und die 
nächsten Schritte auf unserem Transformations-
pfad werden wir auch künftig im Rahmen unserer 
Berichterstattung transparent informieren.
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Auch 2026 und in den Folgejahren werden sich 
die wesentlichen Entwicklungstrends der letzten 
Jahre im Grundsatz höchstwahrscheinlich fort-
setzen. Von signifikanten Trendbrüchen ist nicht 
auszugehen, da sich die Rahmenbedingungen des 
Wohnungsmarktes gemäß aktuellen Erkenntnissen 
nicht signifikant verändern werden, bzw. aufgrund 
der jüngsten geopolitischen Verwerfungen volatil 
und kaum prognostizierbar geworden sind. 
 
Die inzwischen zurückgegangene Auslandszuwan-
derung dürfte ohne exogene Sondersituation auch 
zukünftig nicht ausreichen, den steigenden Sterbe-
überschuss auszugleichen, sodass die Zahl der 
Einwohner in Deutschland voraussichtlich weiter 
sinken dürfte. Aufgrund von Haushaltsverkleine-
rungen ist die Wohnungsnachfrage in der Vergan-
genheit stärker gestiegen als die Zahl der Einwoh-
ner. Damit ist grundsätzlich wohl auch in Zukunft 
zu rechnen. Auch zukünftig wird die Neubaunach-
frage durch zunehmende Alterung, veränderte 
Wohnwünsche sowie regionale Verschiebungen 
bestimmt werden.
 
Der Rückgang des Wohnungsneubaus, welcher 
sich im Jahr 2024 deutlich beschleunigte, wird 
sich vermutlich abschwächen. Die Zahl der Fertig-
stellungen wird nochmals etwas tiefer liegen, dann 
aber sehr wahrscheinlich den Tiefpunkt erreicht 
haben.
 
Für 2026 werden die Fertigstellungen voraus-
sichtlich noch relativ schwach bleiben, da sich 
der Einbruch der Genehmigungen zeitverzögert 
in der Bauproduktion niederschlägt. Ein Anziehen 
des Neubaus wird dementsprechend erst ab dem 
Jahr 2027 erwartet. Dies auch nur, wenn sich die 
Auswirkungen der militärischen Auseinanderset-
zungen und Handelskriege im Laufe des aktuellen 
Jahres relativ schnell wieder normalisieren. Ins-
gesamt befindet sich der Markt seit 2025 in einer 
neuen Phase mit mehr Stabilität und steigenden 
Marktaktivitäten. Voraussetzung hierfür ist, dass 
die Finanzierungskosten stabil bleiben bzw. sinken, 
die Baukosten nur moderat steigen sowie die Pla-
nungs- und Genehmigungsbeschleunigungsmaß-
nahmen spürbar greifen. Mit Blick auf die ökono-
mischen Auswirkungen des Irankrieges sind die 

immobilienwirtschaftlichen Parameter jedoch eher 
im Spannungsfeld zwischen „Hoffen und Bangen“ 
zu betrachten. 
 
Insgesamt ist davon auszugehen, dass die Bauin-
vestitionen im Wohnsegment nach dem preisbe-
reinigten Rückgang von –20 % seit 2021 wieder 
leicht steigen werden, u. a. auch weil die Bundes-
regierung durch die Reaktivierung der Neubauför-
derung für Effizienzhäuser des Standards EH55 
verbesserte Rahmenbedingungen schuf. 
 
Seit der Zinswende wurden die Förderprogramme 
des sozialen Wohnungsbaus so stark nachgefragt, 
sodass zeitweise die Förderung mangels Finanzie-
rung ausgesetzt werden musste. Positiv für unser 
Geschäftsgebiet ist, dass Nordrhein-Westfalen 
Ende 2025 sein mehrjähriges Wohnraumförder-
programm 2023 bis 2027 um 1,5 Mrd. € auf insge-
samt 12 Mrd. € aufstockte und damit den Neubau 
im Ländervergleich am stärksten förderte.
 
Dies gilt wohl auch für die Zahl der genehmigten 
Wohnungen. Angesichts der derzeit weiterhin noch 
sehr schlechten Rahmenbedingungen und weite-
rer hoher, insbesondere klimapolitischer Anforde-
rungen sollte hier nicht zu euphorisch vom Beginn 
eines neuen Wohnungsbauzyklus ausgegangen 
werden.
 
Die kalkulatorische Miete, die sich aus den Bau- 
und Bodenkosten ergibt, liegt laut Berechnungen 
der empirica AG in westdeutschen Großstädten bei 
rund 20 €/m², in kleineren Städten und Landkreisen 
etwa 1 bis 2 €/m² niedriger, in Hochpreisstandorten 
sogar noch höher.
 
Mit einem Rückgang der Angebotsmieten für neu-
gebaute Wohnungen ist wohl nicht zu rechnen. 
Diese Neubaumieten sind daher leider keine kurz-
fristige Preisübertreibung, sondern dokumentie-
ren wohl auch zukünftig den Normalzustand. Die 
Wirtschaftlichkeit von Wohnungsneubau jenseits 
von Mieten, die nicht von der Allgemeinheit getra-
gen werden können, wird mittel- und langfristig nur 
noch mit preiswerten Grundstücken, moderateren 
Baukosten und damit schlichterer Ausstattung dar-
stellbar sein. 
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Für eine Abschwächung der Steigerungsraten von 
Neubau- und Bestandsmieten spricht in langfristi-
ger Betrachtung die prognostizierte leicht sinkende 
Bevölkerungszahl. Die dadurch bestimmte Miet- 
belastung der Haushalte wird auch zukünftig we-
sentlich von der Einkommensentwicklung be-
stimmt werden. 
 
Auch in der Zukunft wird es hinsichtlich der Mie-
tenentwicklung erhebliche Unterschiede ge-
ben zwischen den bereits heutigen hochprei- 
sigen Metropolen und den mittleren Städten bzw. 
Landkreisen. Vor diesem Hintergrund ist für 2026 
insgesamt von einer anhaltenden regionalen An-
spannung auszugehen. In den Metropolräumen 
wird die Nachfrage weiterhin durch Arbeitsmarkt- 
und Bildungsstandorte, Binnenwanderung sowie 
international geprägte Zuzüge gestützt. Zugleich 
bleibt der Bedarf räumlich stark konzentriert und 
sollte insbesondere in der politischen Diskussion 
nicht verallgemeinert werden. 
 
Vor dem Hintergrund der dargestellten Problema-
tik hat die Wohnungswirtschaft sechs Handlungs-
felder identifiziert, die zur schnellen Überwindung 
der Investitionsschwäche und der Knappheit in 
angespannten Märkten entscheidend beitragen 
könnten: 
Planungs- und Genehmigungsverfahren be-
schleunigen | Kosten im Bauwesen reduzieren | 
Erwerbsnebenkosten senken, insbesondere die 
Grunderwerbsteuer | Steuer- und Förderpolitiken 
besser aufeinander abstimmen | Objekt- und Sub-
jektförderung neu ausbalancieren | Mietregulie-
rung optimieren. 

Zudem muss laut Experten die richtige Balance 
zwischen Entbürokratisierung und Deregulierung 
gefunden und eine Harmonisierung der Lan-
desbauordnungen erreicht werden. Die soziale 
Wohnraumförderung scheint vielen Experten zu 
stark auf die Objektförderung fokussiert zu sein, 
während bei der Mietrechtsregulierung Anreize für 
Investitionen durch die extreme Ausrichtung auf 
den Mieterschutz kontraproduktiv geschmälert 
würden. 
 
Entlastungen bei Erwerbsnebenkosten könnten 
dagegen Transaktionen erleichtern und Investiti-
onen anstoßen, weil dadurch Eigenkapitalhürden 
gesenkt würden. Mit bis zu 6,5 % ist die Grunder-
werbsteuer extrem hoch. Eine Reduzierung hätte 
das Potenzial, die Zahl der Baugenehmigungen sub-
stanziell zu erhöhen. Gerade im Gebäudebereich 
bedarf es deshalb Strukturreformen, die Förder- 
politik und Steuerrecht konsequent verzahnen 

und damit Erwartungsstabilität für Eigentümer,  
Vermieter, Projektentwickler und Finanzierer 
schaffen.
 
Die CO2-Bepreisung und die Einbindung des Ge-
bäudesektors in den europäischen Emissionshan-
del müssten nach Expertenmeinung zudem zu-
künftig wieder stärker im Mittelpunkt stehen, um 
Investitionen der Gebäudeeigentümer in klimaneu-
trale Lösungen wirtschaftlich zu machen. Die Ver-
schiebung des Starts des EU-ETS 2 (EU-Emissi-
onshandelssystem) von 2027 auf 2028 hat dazu 
geführt, dass die Preiserwartungen gefährlicher-
weise deutlich zurückgegangen sind und daher In-
vestitionen verschoben werden. In Zukunft sei es 
enorm wichtig, dass neben dem sukzessiven An-
stieg der Bepreisung auch Rückverteilung und ziel-
genaue Unterstützung über Klimageld-Konzepte 
systematisch mitgedacht würden. Die Novelle des 
GEG und dessen Umwandlung zum Gebäude- 
modernisierungsgesetz sollte dafür genutzt werden, 
die Regelungen beim Heizungstausch zu verein- 
fachen, Treibhausgase als leitende Bewertungsgröße 
einzuführen und die EU-Richtlinie über die Gesamt-
energieeffizienz von Gebäuden (EPBD) umzusetzen.   

Um im öffentlich geförderten Wohnungsbau Ziel-
genauigkeit und Verlässlichkeit zu erhöhen, soll-
te ein Instrumentenmix aus Objektförderung und 
Subjektförderung neu ausbalanciert werden. 
Die Objektförderung kann Belegungsbindungen 
schaffen und damit den Zugang für benach- 
teiligte Gruppen verbessern, während die Subjekt- 
förderung über Wohngeld und die Grundsicherung 
die laufende Wohnkostenbelastung stabilisiert. 
Die reine Objektförderung hat nachweislich zu 
hohen Fehlbelegungen geführt, sodass Teile der 
Bindungsbestände von eigentlich nicht bzw. nicht 
mehr berechtigten Personen bewohnt werden.  
 
Abschließend soll noch auf die Optimierung der 
Mietregulierung hingewiesen werden. Die De-
batte um bezahlbares Wohnen beinhaltet seit 
Jahren die Förderung stärkerer Mietregulierung, 
was aus ökonomischer Sicht widersprüchliche 
Anreize setzt. Allerdings hat sich inzwischen ge-
zeigt, dass vor allem Bestandsmieter von der 
Mietregulierung profitieren und häufig nur Mie-
ten weit unter Marktniveau zahlen müssen, wäh-
rend Wohnungssuchende besonders in Groß-
städten auf hohe Neuvertragsmieten stoßen. 
Dies führt zu Lock-in-Effekten und einer ineffizi-
enten Verteilung von Wohnraum. Eine Harmo- 
nisierung des Mietrechts zur Erhöhung der sozi-
alen Treffsicherheit scheint daher geboten. Die 
eingeleitete Mietrechtskommission beschäftigt 
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sich zurzeit primär mit schärferen Regeln für die 
Mietpreisbremse und Mietwuchertatbestände. 
Verschärfungen für möbliertes Wohnen und 
Kurzzeitvermietungen, die Einführung einer Kap-
pungsgrenze für Indexmieten sowie Ideen zur 
Vergesellschaftung von Immobilienunternehmen 
adressieren zwar einzelne Verwerfungen, werden 
dem Marktverhalten der meisten professionellen, 
insbesondere sozial orientierten Wohnungsunter-
nehmen jedoch in keiner Weise gerecht. 
 
Zur Erhöhung der Rechtssicherheit sollten qualifi-
zierte Mietspiegel eine stärkere Berücksichtigung 
von Neuvertragsmieten durch eine Verkürzung 
des Betrachtungszeitraums auf vier Jahre festle-
gen. Auf Empfehlung der Immobilienweisen sollte 
die Kappungsgrenze nach § 558 Abs. 3 BGB im 
frei finanzierten Segment gelockert werden, da 
die ortsübliche Vergleichsmiete bereits eine wirk-
same Schutzfunktion erfüllt sowie Indexmieten 
durch Flexibilisierung gestärkt werden, indem die 
Indexierung neben der Inflation auch die allge-
meine Mietenentwicklung abbilden darf. 
 
Ebenso sollten die starren Kappungsgrenzen 
von 2 € und 3 € für Modernisierungsmaßnahmen 
und 0,50 € für Heizungsanlagen an die Baupreis-
entwicklung angepasst werden. Das Frühjahrs-
gutachten 2026 der Immobilienweisen setzt zur 
Verbesserung der Wohnungsmarktsituation ein-
deutig auf die Schaffung investitionsfreundlicher 
Rahmenbedingungen statt auf einseitige Ver-
schärfungen des Mietrechts. 
 
In der Gesamtbewertung ist in der aktuellen 
Marktsituation die Kombination aus gestärkter 
Neubauförderung inklusive Bauüberhang-Abbau 
und der Deregulierung bzw. Standardkostensen-
kung grundsätzlich positiv zu bewerten. Ebenso 
sind die steuerlichen Anreize über Abschreibun-
gen ein Investitionsimpuls. Insgesamt wird für 
den Erfolg der aktuellen Politikmaßnahmen ent-
scheidend sein, ob die angekündigten Struktur-
reformen (z. B. rechtssichere Standardreduktion 
über „Gebäudetyp E“ und „Bau-Turbo“) schnell in 
der Praxis ankommen und ob Kommunen diese 
gut gedachten Beschleunigungsinstrumente tat-
sächlich anwenden. Andererseits ist zu kritisieren, 
dass durch Verschärfungen des Mietrechts und 
Vergesellschaftungs- bzw. Enteignungsdiskus-
sionen die Anreize für Investoren sinken, in die 
Wohnungsmärkte zu investieren.
 
Auch unsere Branche und unser Unternehmen 
erleben einen tiefgreifenden, schnellen und glo-
balen Wandel mit enormem Druck zu Neuaus-

richtungen. Zu den hohen Energie-, Arbeits- und 
Baukosten, komplexen Genehmigungsverfahren 
und Bürokratiekosten, digitalem Wandel durch 
KI gesellen sich Disruption sowie geopolitische  
Krisen und Verschiebungen.
 
Ausgelöst durch den Irankrieg befindet sich die 
deutsche Wirtschaft – einschließlich der Immo-
bilienbranche – in stürmischen Zeiten mit einem 
rotierenden ökonomischen Kompass. Entgegen 
der Hoffnung auf einen spürbaren Aufschwung 
nach drei Jahren Rezession und Stagnation hal-
bierten die führenden Wirtschaftsforschungs- 
institute im April ihre Wachstumsprognosen für 
2026 und 2027 auf nur noch 0,6 % bzw. 0,9 %.

Die Auswirkungen der kriegerischen Auseinander-
setzungen sowie die allgemein zunehmende pro-
tektionistische (Industrie-)Politik sind schlichtweg 
nicht prognostizier- und kalkulierbar. Wir werden 
diesen Wandel als Aufgabe annehmen und auch 
weiterhin mit Erneuerungswillen die Zukunft aktiv 
(mit)gestalten: nah am Kunden, fokussiert und in-
novativ orientiert.
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12. DANKE

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hinter uns liegt ein weiteres Berichtsjahr, das von 
anspruchsvollen Rahmenbedingungen geprägt 
war. Die vergangenen Jahre haben uns als Woh-
nungswirtschaft in besonderer Weise gefordert – 
durch Unsicherheiten in den Märkten, steigende 
Anforderungen und eine hohe Dynamik in nahezu 
allen relevanten Themenfeldern. Umso mehr zeigt 
sich: Entscheidend ist nicht, ob Herausforderun-
gen auftreten, sondern wie wir ihnen begegnen – 
mit Haltung, Verlässlichkeit und einem klaren Blick 
nach vorn.
 
Gerade deshalb sind wir dankbar, dass wir auch 
im Jahr 2025 auf eine starke Gemeinschaft bauen 
konnten: auf unsere Mitglieder, Mieter, auf unsere 
Partner sowie auf Politik und Verwaltung, die den 
Dialog mit uns konstruktiv und lösungsorientiert 
geführt haben. Vor allem danken wir unseren Mit-
arbeitern, die mit großem Engagement, Fachkom-
petenz und Verantwortungsbewusstsein täglich 
dazu beitragen, dass unsere Genossenschaft zu-
verlässig arbeitet und sich weiterentwickelt.
 
Trotz der Herausforderungen der letzten Jahre 
dürfen wir mit Überzeugung sagen: Wir sind stolz 
darauf, dass wir unsere zahlreichen Projekte und 
Investitionen konsequent weiterführen und umset-
zen konnten. Das ist keine Selbstverständlichkeit – 
es ist das Ergebnis von Teamarbeit, guter Planung, 
belastbaren Entscheidungen und einer Zusam-
menarbeit, die auch dann trägt, wenn die Bedin-
gungen schwieriger werden.
 
Ein besonderer Dank gilt dem Aufsichtsrat für die 
vertrauensvolle, kritische und zugleich stets kon-
struktive Begleitung unserer Arbeit. Dabei möchten 
wir ausdrücklich den im Juni 2025 ausgeschie-
denen Aufsichtsratsmitgliedern Rüdiger Bonke,  
Edmund Donschen und Sandra Weiffen danken. 
Sie haben die Entwicklung unserer Genossen-
schaft über Jahre hinweg mit großer Sachkenntnis, 
Augenmaß und persönlichem Einsatz unterstützt. 
Für ihre Zeit, ihre Impulse und ihre verantwortungs-
volle Mitwirkung sprechen wir ihnen unseren herz-
lichen Dank aus und wünschen ihnen für die Zu-
kunft alles Gute.
 

Ebenso möchten wir bereits an dieser Stelle dem 
Aufsichtsratsvorsitzenden Hubert Böddeker dan-
ken, der im Juni 2026 aus dem Aufsichtsrat aus-
scheiden wird. Er hat die Arbeit des Gremiums 
über viele Jahre geprägt und die Genossenschaft 
mit hoher Verlässlichkeit, klarer Haltung und gro-
ßem Verantwortungsbewusstsein begleitet. Herr  
Böddeker hat mit viel menschlichem Einfühlungs-
vermögen und einer stets verlässlichen Orien-
tierung in den 23 Jahren seiner Tätigkeit als Auf-
sichtsratsmitglied und Aufsichtsratsvorsitzender 
Herausragendes geleistet. Er hat wesentlich dazu 
beigetragen, dass das Wohnen in den Quartieren 
des Spar- und Bauvereins zu dem geworden ist, 
was Genossenschaften auszeichnet: ein leben-
diges Miteinander. Für die stets vertrauensvolle 
Zusammenarbeit, die klugen Impulse und die en-
gagierte Wahrnehmung seines Amtes danken wir 
ihm schon heute sehr herzlich.
 
Eine Genossenschaft lebt vom Miteinander – von 
Menschen, die Verantwortung übernehmen, die 
zuhören, abwägen, anpacken und gemeinsam 
Lösungen finden. Für dieses Miteinander, für das 
Vertrauen und für die Unterstützung im Jahr 2025 
sagen wir mit höchster Wertschätzung: Danke!

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Der Spar- und Bauverein Paderborn wurde 1893 
gegründet. Das satzungsmäßige Unternehmens-
ziel der Genossenschaft ist die gute und siche-
re Versorgung breiter Bevölkerungsschichten mit 
Wohnraum. Das Kerngeschäft umfasst die Ver-
mietung, Bewirtschaftung und Entwicklung der  
eigenen Wohnungsbestände. Der Geschäfts- 
betrieb der Genossenschaft ist dabei auf öko-
nomische und soziale Nachhaltigkeit zum Woh-
le ihrer Mitglieder ausgerichtet. Im Vordergrund 
stehen die Wohnungsvermietung zu einem fairen 
und ausgewogenen Preis-Leistungs-Verhältnis, 
die Bewirtschaftung und Weiterentwicklung be-
stehender Objekte sowie Stadt- und Quartiers- 
entwicklung durch Neubauprojektierungen u. a. 
mit verschiedenen Kooperationspartnern.
 
Die Schaffung und Bewahrung von lebens- 
werten Quartieren mit lebendigen Nachbarschaf-
ten liegen dem Spar- und Bauverein seit 133 Jahren 
besonders am Herzen. Auch wenn die aktuellen 
Rahmenbedingungen leider sehr schwierig sind, 
strebt die Genossenschaft weiterhin an, durch ak-
tive Neubautätigkeit und mit einer angemessenen 
Quote von öffentlich geförderten Wohnungen der 
regionalen Nachfrage zu begegnen. Zusätzlich ist 
dem Unternehmen im Rahmen einer guten Pflege 
und Werterhaltung des Wohnungsbestands so-
wie einer serviceorientierten Betreuung ein hoher 
Grad an Kundenzufriedenheit wichtig. Die durch-
schnittliche Nettokaltmiete in Höhe von 6,26 €/
m²/mtl. per 31.12.2025 dokumentiert ein attrak- 
tives Preis-Leistungs-Verhältnis für viel Wohn- und  
Lebensqualität. 
 
2. GESCHÄFTSVERLAUF 
(Immobilien-)wirtschaftliche
Rahmenbedingungen
Das Jahr 2025 war volkswirtschaftlich erneut 
von einer insgesamt verhaltenen konjunkturel-
len Entwicklung, von hoher Unsicherheit sowie 
strukturellen Belastungsfaktoren geprägt. Der 
Sachverständigenrat beschreibt für Deutschland 
eine Stagnationsphase, deren Ursachen neben 
konjunkturellen Faktoren auch im Strukturwandel 
sowie in geopolitischen Veränderungen liegen, die 
das exportorientierte Modell unter Anpassungs-
druck setzen. Diese Gemengelage spiegelte sich 
in einer weiterhin zurückhaltenden Investitionstä-
tigkeit und insgesamt gedämpften Wachstums-
perspektiven wider. 
 
Die im Folgenden dargestellten Analysen und 
Prognosen berücksichtigen nicht die durch die 
am 28. Februar 2026 ausgebrochenen kriege-

1. GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS rischen Auseinandersetzungen im Nahen Osten 
und in der Golfregion verschärften geopolitischen 
Unsicherheiten und weltwirtschaftlichen Verwer-
fungen. Diese werden explizit im Teil A des Ge-
schäftsberichts „Stellungnahme 2025 I Vorstand“ 
sowie in dem Kapitel „Prognose | Risiko | Chance“ 
thematisiert. Es ist davon auszugehen, dass die 
eingetrübten Wachstumsaussichten, verbunden 
mit Preisschocks und steigender Inflation, er-
hebliche negative Auswirkungen auf die Gesamt-
wirtschaft und damit auch auf die Immobilien-
wirtschaft haben werden. Das konkrete Ausmaß 
dieser Auswirkungen hängt wesentlich von der 
zum Berichtszeitpunkt nicht absehbaren weiteren 
internationalen Eskalation ab. 
 
Nach zwei Rezessionsjahren wuchs die deut-
sche Wirtschaft 2025 nach ersten Berechnungen 
wieder leicht: Das preisbereinigte Bruttoinlands- 
produkt (BIP) lag 0,2 % über dem Vorjahr (kalender- 
bereinigt 0,3 %). Das preisbereinigte BIP be-
schreibt die gesamtwirtschaftliche Leistung ohne 
den Einfluss von Preissteigerungen und bildet da-
mit die reale Veränderung der Wirtschaftsaktivität 
ab; die kalenderbereinigte Angabe berücksichtigt 
darüber hinaus Effekte durch die Zahl der Arbeits-
tage. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung blieb 
damit insgesamt verhalten. Träger des leichten 
Zuwachses waren vor allem höhere Konsum- 
ausgaben der privaten Haushalte und des Staates; 
demgegenüber gaben die Exporte erneut nach, 
und die Investitionstätigkeit blieb zurückhaltend.
 
Die Inflationsrate lag im Jahresdurchschnitt 2025 
bei 2,2 %. Sie beschreibt die Veränderung des 
allgemeinen Preisniveaus und ist damit ein zent-
raler Indikator für die Kaufkraftentwicklung priva-
ter Haushalte sowie für die Kosten- und Ertrags- 
kalkulation von Unternehmen. Nach dem deut- 
lichen Preisauftrieb der Vorjahre blieb die Teuerung 
2025 insgesamt moderater, lag jedoch weiter- 
hin leicht oberhalb des geldpolitischen Zielwerts. 
In diesem Umfeld blieb die wirtschaftliche Un- 
sicherheit erhöht und die Investitionsneigung ent-
sprechend gedämpft.
 
Der deutsche Arbeitsmarkt zeigte sich im Jahr 
2025 insgesamt robust, zugleich aber zuneh-
mend von der schwachen Konjunktur und von 
strukturellen Anpassungsprozessen geprägt. Im 
Jahresdurchschnitt stagnierte die Erwerbstätig-
keit in Deutschland bei rund 46,0 Mio. Perso-
nen, nachdem der langjährige Beschäftigungs- 
aufbau seit 2006 bereits seit Anfang 2024 deut-
lich an Dynamik verloren hatte. Parallel nahm die 
Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt zu; die  
Arbeitslosenquote lag 2025 bei 6,3 %. 
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Auffällig war eine zweigeteilte Branchenentwick-
lung. Beschäftigungszuwächse konzentrierten 
sich weiterhin auf die Dienstleistungsbereiche; 
insbesondere öffentliche Dienstleister, Erziehung 
und Gesundheit stützten die Beschäftigung. 
Demgegenüber kam es in den produzierenden 
Wirtschaftszweigen zu einem spürbaren Beschäf-
tigungsabbau, der vor allem das verarbeitende 
Gewerbe betraf. In der Gesamtbetrachtung stag-
nierte die Erwerbstätigkeit insgesamt. 
 
Die nachlassende Arbeitskräftenachfrage spiegel-
te sich zudem in der Entwicklung offener Stellen 
wider: Das vom IAB erhobene gesamtwirtschaft-
liche Stellenangebot ging im Jahresverlauf zurück 
und lag im dritten Quartal 2025 bei rund 1,0 Mio. 
offenen Stellen – auf einem Niveau, das zuletzt 
während der Covid-19-Pandemie erreicht wurde. 
Gleichzeitig blieb das Risiko, arbeitslos zu wer-
den, im längerfristigen Vergleich zwar niedrig; die 
Chancen, aus Arbeitslosigkeit heraus eine sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung aufzuneh-
men, waren jedoch deutlich verschlechtert. 
 
Für das Jahr 2026 wurde – aufgrund einer er-
warteten konjunkturellen Belebung im Jahres-
verlauf – gleichwohl eine weiterhin gedämpfte 
Beschäftigungsentwicklung beschrieben. In der 
Jahresprojektion wird insgesamt mit einem leich-
ten Rückgang der Erwerbstätigenzahl gerech-
net; zugleich wird eine Stabilisierungstendenz im 
Jahresverlauf erwartet, auch unter dem Einfluss 
finanzpolitischer Impulse und einer allmählichen 
Erholung der Nachfrage. Unverändert bleibt, dass 
der Arbeitsmarkt zunehmend durch den demo-
grafischen Wandel beeinflusst wird und damit 
Fachkräfteengpässe sowie Fehlanpassungen/
Qualifikationsdiskrepanzen (Mismatch) trotz kon-
junktureller Schwäche eine zentrale Herausforde-
rung darstellen.
 
Zum Jahresende 2024 lebten in Deutschland 
nach einer ersten Schätzung des Statistischen 
Bundesamtes rund 83,6 Mio. Menschen (+0,1 % 
gegenüber 2023). Für das Jahresende 2025 wird 
die Bevölkerungszahl schätzungsweise auf rund  
83,5 Mio. Einwohner beziffert; die Entwicklung 
bleibt dabei wesentlich durch Wanderungsbewe-
gungen geprägt, da die natürliche Bevölkerungs-
bilanz negativ ausfällt. 
 
Im Jahr 2024 lag die Nettozuwanderung bei rund 
430.000 Personen (rund 35 % unter dem Vorjahr 
und 15,5 % unter dem 15 Jahres Durchschnitt von 
509.000 p. a.). 
Für 2025 zeichnet sich eine weiter abnehmen-
de Zuwanderungsdynamik ab (Trendschätzung: 

rund 200.000 Personen). Gleichzeitig zeigen sich 
Verschiebungen nach Herkunftsregionen (u. a. 
rückläufige Nettozuwanderung aus Syrien, Türkei 
und Afghanistan); die Nettozuwanderung aus der  
Ukraine blieb 2024 insgesamt bei 121.000 Perso-
nen, lag Anfang 2025 jedoch deutlich unter dem 
Vorjahreszeitraum. 

Ergänzend ist die demografische Entwicklung 
weiterhin durch eine Alterung der Bevölkerung 
geprägt: In den kommenden Jahren erreichen 
geburtenstarke Jahrgänge zunehmend das Ren-
tenalter, wodurch der Anteil älterer Bevölkerungs-
gruppen weiter steigt. 
Damit bleibt die weitere Bevölkerungs- und 
Haushaltsentwicklung angesichts geopolitischer  
Risiken und möglicher Rückkehrbewegungen mit 
Unsicherheiten behaftet; zugleich ist Deutschland 
zur Stabilisierung des Arbeitskräftepotenzials wei-
terhin auf Migration angewiesen. 
Vor diesem Hintergrund werden die demo- 
grafischen Entwicklungen und ihre Auswirkungen 
auf die Wohnraumnachfrage fortlaufend beobach-
tet und in der Planung angemessen berücksichtigt. 
 
Die nominalen und realen Einkommen der pri-
vaten Haushalte entwickelten sich im Jahr 2025 
trotz der schwachen konjunkturellen Lage insge-
samt dynamischer als zuvor erwartet. Die Effek-
tivlöhne (nominale Bruttolöhne und -gehälter je 
Arbeitnehmer) stiegen 2025 um 4,6 %; aufgrund 
einer stabilisierten Teuerung konnten auch die Re-
allöhne erneut spürbar zulegen (im Jahresdurch-
schnitt rund +2,5 %). Gleichwohl spiegelten sich 
die Einkommenszuwächse nur teilweise in einer 
entsprechend kräftigen Konsumbelebung wider: 
Angesichts weiterhin erhöhter Unsicherheit und 
gedämpfter Erwartungen blieb die Konsumnei-
gung verhalten; die Sparquote wird für 2025 im 
Jahresdurchschnitt bei rund 10,5 % eingeordnet. 
 
Für die Wohnungswirtschaft sind diese Entwick-
lungen insofern bedeutsam, als sich eine stabilere 
Realeinkommenslage grundsätzlich positiv auf die 
Zahlungsfähigkeit der Haushalte auswirkt, gleich-
zeitig aber die weiterhin spürbare Preisniveau- 
anhebungen der letzten Jahre sowie Unsicher-
heiten die Ausgabenbereitschaft und größere 
finanzielle Dispositionen dämpfen können. 
 
In der Tendenz kann dies die Dynamik bei Haus-
haltsgründungen, Umzugsentscheidungen und 
damit auch die Umzugs- bzw. Fluktuationsnei-
gung beeinflussen, zumal Wechsel in höherprei-
sige Segmente oder Eigentumsbildung weiterhin 
von Finanzierungskosten und der allgemeinen 
Vorsicht der privaten Haushalte geprägt bleibt. 
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Die Entwicklungen bei Einkommen, Kaufkraft und 
Konsumverhalten sind zentrale Einflussgrößen für 
die Wohnraumnachfrage, die Vermietbarkeit und die 
Fluktuation und werden in der Einordnung der Rah-
menbedingungen entsprechend berücksichtigt. 

Die Bauinvestitionen blieben auch im Jahr 2025 
insgesamt rückläufig; preisbereinigt sanken sie 
um 0,9 %, während die Wohnungsbauinvestitio-
nen mit –2,4 % erneut überdurchschnittlich nach-
gaben. In Neubau und Modernisierung flossen 
2025 rund 272 Mrd. €; damit entfielen weiterhin 
rund 59 % der Bauinvestitionen auf den Woh-
nungsbau. Gleichzeitig mehrten sich im Jahres-
verlauf Anzeichen einer Stabilisierung, nachdem 
die Bauinvestitionen im zweiten Quartal 2025 
im Vorquartalsvergleich zum dritten Mal in Folge 
leicht zunahmen. Belastend wirken weiterhin das 
hohe Preisniveau und die Finanzierungskonditio-
nen: Die Baukosten stiegen in wesentlichen Berei-
chen auch 2025 stärker als die allgemeine Teue-
rung; im zweiten Quartal 2025 lagen die Preise für 
Instandhaltungsarbeiten bei +3,8 % und für Aus-
bauarbeiten bei +3,7 % gegenüber dem Vorjahr, 
während der Preisanstieg im Rohbau moderater 
ausfiel. 
 
Zwar hatte die EZB ihren Leitzins im März auf 
2,15 % gesenkt und damit den Zinsdruck gegen-
über dem Höchststand reduziert; die Folgen des 
abrupten Endes der Niedrigzinsphase wirken je-
doch weiterhin investitionsdämpfend.
 
Die Auswirkungen zeigen sich zeitverzögert in der 
Bautätigkeit: Im Jahr 2024 wurden bundesweit 
rund 251.900 Wohnungen fertiggestellt und da-
mit deutlich weniger als im Vorjahr; zugleich liegt 
dieses Niveau klar unter dem vom Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) für 
2023 bis 2030 ermittelten jährlichen Bedarf von 
320.000 Wohnungen. Nach Modellrechnungen 
des GdW dürfte die Zahl der Fertigstellungen 
2025 weiter zurückgegangen sein (Schätzung: 
rund 218.000 Wohnungen) und 2026 nochmals 
auf etwa 200.000 Wohnungen sinken.
 
Auf der Genehmigungsseite wird hingegen – aus-
gehend vom niedrigen Niveau – für 2025 wie-
der ein Anstieg beschrieben (Schätzung: rund 
239.000 genehmigte Wohnungen). Gleichwohl ist 
die Genehmigungsentwicklung als Frühindikator 
nur dann wirksam, wenn Projekte unter den ak-
tuellen Kosten- und Finanzierungskonditionen 
tatsächlich realisiert werden können. Insgesamt 
bleibt der Wohnungsbau damit trotz hoher Be-
darfe gebremst; zugleich verlagern sich Investi-
tionsschwerpunkte teilweise in Richtung Instand-

haltung, während Modernisierung und Neubau in 
Umfang und Maßnahmentiefe unter Druck stehen.

Damit bleiben die Herausforderungen im Woh-
nungsbau erheblich. Ohne spürbare Verbesse-
rungen der Rahmenbedingungen und eine kon-
sequente wohnungsbaupolitische Unterstützung 
wird es schwierig sein, den Bedarf an bezahlba-
rem Wohnraum zu decken. Demgegenüber ste-
hen nach Angaben des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes 
Nordrhein Westfalen (MHKBD NRW) eine umfang-
reiche Förderkulisse sowie deutlich aufgestockte 
Fördermittel: Im Jahr 2025 wurden 13.356 Wohn-
einheiten mit einem Fördervolumen von rund  
2,4 Mrd. € bewilligt; zudem wurde das Budget der 
öffentlichen Wohnraumförderung nach einer Auf- 
stockung 2024 auf 10,5 Mrd. € Ende 2025 noch-
mals um 1,5 Mrd. € erhöht und umfasst damit 
12,0 Mrd. € bis 2027 – damit bietet Nordrhein 
Westfalen im Bundesvergleich relativ verhältnis-
mäßig attraktive Förderkonditionen für bezahl-
baren Wohnraum.
 
Für die Verwaltungs- und Bauämterpraxis bedeu-
tet dies, dass sich die Antrags- und Genehmi-
gungslage gegenüber den Vorjahren tendenziell 
stabilisieren kann. Gleichzeitig ist davon auszu-
gehen, dass sich eine erhöhte Förder- und Geneh-
migungsaktivität aufgrund der zeitlichen Verzöge-
rung zwischen Bewilligung bzw. Genehmigung, 
Baubeginn und Fertigstellung erst zeitversetzt in 
den Fertigstellungszahlen niederschlägt; diese 
dürften daher zunächst weiterhin auf einem ver-
gleichsweise niedrigen Niveau bleiben. Entschei-
dend wird sein, Genehmigungsverfahren weiter zu 
beschleunigen und zugleich die Wirtschaftlichkeit 
von Vorhaben zu verbessern.
 
Eine zielgerichtete Weiterentwicklung der Förder-
politik sowie ein konsistenter Rahmen zur Sen-
kung von Baukosten erscheinen erforderlich. Aus 
Sicht der Wohnungswirtschaft sollte die Förder- 
kulisse so ausgestaltet werden, dass sie trotz 
gestiegener Zinsen und Baukosten investitions- 
wirksam bleibt, ohne überkomplexe Anforderun-
gen zu setzen. Zugleich sind Maßnahmen zur 
Kostendämpfung – etwa durch Standardverein-
fachungen und verlässliche Förderbedingungen – 
zentral notwendig, um die Lücke zwischen Bedarf 
und tatsächlicher Bautätigkeit zu verkleinern.

Für die Einordnung der regionalen Marktlage ist ein 
Blick auf den Wohnungsmarkt in Paderborn und 
im Kreis Paderborn hilfreich: In der Stadt Pader-
born war in den Jahren 2021 bis 2023 – gemessen 
an der Einwohnerzahl – eine überdurchschnitt-
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liche Bauintensität zu beobachten; während lan-
desweit im Durchschnitt rund 27 neue Wohnun-
gen je 10.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt 
wurden, lag der Wert in Paderborn bei etwa 40 bis 
50 Wohneinheiten je 10.000 Einwohner, wobei der 
Geschosswohnungsbau besonders ausgeprägt 
war. Auch im regionalen Vergleich zeigt sich für 
das Geschäftsgebiet des Spar- und Bauvereins, 
den Kreis Paderborn, seit Jahren eine hohe Bau-
tätigkeit: Nach Angaben der NRW.BANK lag die 
Gesamtbauintensität in einer Spanne von mehr 
als 30 bis 40 Wohneinheiten je 10.000 Personen 
und damit über dem NRW-Durchschnitt von 25; 
entsprechend liegt auch die Bauintensität im Ge-
schosswohnungsbau mit bis zu 25 Wohneinheiten 
je 10.000 Personen über dem Landesdurchschnitt 
von 14. 
 
Zudem spiegelte sich eine tendenziell positive 
Entwicklung – sowohl im frei finanzierten als auch 
im öffentlich geförderten Wohnungsbau – in der 
Stadt Paderborn in der Zahl der Baugenehmigun-
gen und freigestellten Verfahren wider: Im Ver-
gleich 2024/2025 stieg die Zahl der genehmig-
ten Wohnungen um 30 % auf 694 Einheiten; die 
daraus resultierende genehmigte Wohnfläche er-
höhte sich um 23 % auf 58,3 Tsd. Quadratmeter. 
Ergänzend wird unter Bezugnahme auf IT.NRW 
berichtet, dass in Ostwestfalen Lippe in abso-
luten Zahlen im Kreis Paderborn 825 Genehmi-
gungen registriert wurden.

Ungeachtet dessen bleibt – auch regional – der 
Druck auf die Wohnungswirtschaft aufgrund wei-
terhin hoher Bau- und Finanzierungskosten so-
wie steigender bzw. komplexer regulatorischer 
Anforderungen insgesamt hoch.
 
Für die Einordnung der regionalen Angebots- und 
Nachfragesituation ist ergänzend der Blick auf den 
Grundstücks- und Immobilienkaufmarkt im Jahr 
2025 hilfreich. Die Grundstücksmarkt-berichte 
für die Stadt Paderborn sowie den Kreis Pader-
born (ohne Stadt) zeigen – nach den eher zurück-
haltenden Marktjahren 2023 und 2024 – eine ge-
wisse Belebung des Transaktionsgeschehens in 
zentralen Teilmärkten. Diese Entwicklung ist un-
ter Berücksichtigung weiterhin anspruchsvoller 
Rahmenbedingungen (insbesondere Bau- und Fi-
nanzierungskosten) einzuordnen und erlaubt, für 
sich genommen, noch keine belastbare Aussage 
über eine nachhaltige, breit angelegte Normali-
sierung der Marktbedingungen oder über eine 
strukturelle Entspannung am Wohnungsmarkt. 
 
In der Stadt Paderborn zeigte sich 2025 in den 
Marktsegmenten „bebaute Grundstücke“ und „Ei-

gentumswohnungen“ wieder ein höheres Markt-
geschehen als in den Vorjahren. Im Segment der 
mit Ein- und Zweifamilienhäusern (einschließlich 
Doppelhaushälften und Reihenhäusern) bebau-
ten Grundstücke wurden 315 Verkäufe registriert 
und damit deutlich mehr als im Vorjahr. Die zum 
01.01.2026 beschlossenen Bodenrichtwerte für 
Baugrundstücke blieben gegenüber dem Vorjahr 
weitgehend unverändert; soweit Anpassungen 
vorgenommen wurden, erfolgten diese überwie-
gend in Form leichter Absenkungen. Insgesamt 
deutet dies auf eine Marktaktivität hin, die zwar 
wieder zunimmt, aber nicht mit einem breiten 
Preisdruck nach oben in der Fläche einhergeht. 
Für Eigentumswohnungen wird ebenfalls ein er-
höhtes Marktgeschehen beschrieben. Vor dem 
Hintergrund weiterhin erhöhter Bau- und Finan-
zierungskosten ist dabei davon auszugehen, dass 
die Marktaktivität im Wohnungseigentum über-
wiegend durch Transaktionen im Bestand (Ge-
brauchtwohnungen) getragen wurde, während 
der Neubau im Eigentumssegment weiterhin nur 
begrenzt zur Entlastung des Angebots beitragen 
konnte. Gleichzeitig wurden für Neubaueigen-
tumswohnungen in der Kernstadt im Durchschnitt 
erstmals mittlere Werte von über 5.000 EUR/
m² ausgewiesen. Damit bleibt das Wohnungs-
eigentum – insbesondere im Neubau – preislich 
auf einem hohen Niveau, was die Zugänglichkeit 
für breite Haushaltsgruppen zusätzlich begrenzt 
und die Entlastungswirkung für den Gesamt- 
wohnungsmarkt tendenziell schmälert.
 
Auch der Grundstücksmarktbericht für den Kreis 
Paderborn (ohne Stadt Paderborn) unterstreicht 
für 2025 eine weiterhin relevante Marktaktivität: 
Insgesamt gingen 1.436 Kaufverträge ein (1.329 
ausgewertete Kaufverträge). Im Teilmarkt „Woh-
nungs- und Teileigentum“ wurden 278 Erwerbsvor-
gänge mit einem Geldumsatz von rund 55,1 Mio. € 
ausgewertet; bei bebauten Grundstücken wur-
den 567 Erwerbsvorgänge mit einem Geldumsatz 
von rund 218,1 Mio. € registriert. Insgesamt deu-
tet dies auf eine Belebung der Transaktionsseite 
hin. Eine Entspannung der Wohnungsmarktlage 
lässt sich daraus jedoch nicht ableiten: Die An-
gebotslage bleibt – insbesondere im bezahlbaren 
Segment – weiterhin angespannt, sodass aus der 
Transaktionsentwicklung allein keine Entlastung 
struktureller Nachfrageüberhänge abgeleitet wer-
den kann.
 
Für das Geschäftsgebiet werden zum Stichtag 
01.01.2026 Bodenrichtwerte als Orientierungs-
größe zur Einordnung der Wertentwicklung von 
Bau- und Grundstücksflächen herangezogen. 
Für die Stadt Paderborn werden für Wohnbau-



110

III. LAGEBERICHT 2025

land (erschließungsbeitragsfrei) lage- und teil-
raumbezogene Wertspannen ausgewiesen; in 
der zusammenfassenden Darstellung reichen die 
Mittelwerte von rund 260 €/m² (Neuenbeken) bis 
rund 710 €/m² (Kernstadt, sehr gute Lage).
 
Für das übrige Kreisgebiet Paderborn (ohne 
Stadt Paderborn) weist der Grundstücksmarkt-
bericht zum Stichtag 01.01.2026 gebiets- 
typische Bodenrichtwerte nach Städten/Gemein-
den und Ortsteilen aus und differenziert u. a. nach 
Wohnbauland, Gewerbebauland sowie Acker- 
und Grünland. Exemplarisch werden für Wohn-
bauland (erschließungsbeitragsfrei) unterschied-
liche Richtwertniveaus ausgewiesen, z. B. Bad 
Lippspringe (475/420/350 €/m² für gute/mittlere/ 
mäßige Lage) oder Borchen (Nord-/Kirch- 
borchen) (385/365/330 €/m²).
Dabei ist zu berücksichtigen, dass Bodenricht-
werte durchschnittliche Lagewerte darstellen 
und die konkreten Werte im Einzelfall – je nach 
Grundstücksmerkmalen – abweichen können.
 
In Nordrhein Westfalen setzte sich 2024 (und im 
Trend auch 2025) der Anstieg der Wiederver-
mietungsmieten (Bestandsangebote) auf durch-
schnittlich 9,41 €/m² sowie der Neubaumieten auf 
13,33 €/m² fort; dabei ist zu berücksichtigen, dass 
es sich um Angebotsmieten aus Onlineportalen 
handelt, die insbesondere das preisgünstige Seg-
ment nur unzureichend abbilden. 
 
Für den Kreis Paderborn werden die mittleren 
Wiedervermietungsmieten (netto kalt) für Be-
standsangebote mit bis zu 9,00 €/m² und damit 
leicht unter dem NRW Durchschnitt ausgewiesen; 
zugleich gewinnt für die Wohnkostenbelastung 
die „zweite Miete“ an Bedeutung (2024/2025 im 
Mittel rund 2,00 €/m² kalte und 1,50 €/m² warme 
Nebenkosten im Geschosswohnungsbau). 
 
Die Mietenentwicklung in Paderborn ist insgesamt 
weiterhin als eher moderat zu bewerten; als Ori-
entierungsrahmen für die ortsübliche Vergleichs- 
miete dient der qualifizierte Mietspiegel 2025 
(gültig seit 01.04.2025), der beispielhaft für Woh-
nungen von 66 bis 80 m² eine Basismiete mit 
einem Mittelwert von 6,27 €/m² ausweist. Flan-
kierend wirken mietrechtliche Begrenzungen: 
Die Mietpreisbremse gilt in NRW bis 31.12.2029 
(grundsätzlich max. +10 % über ortsüblicher Ver-
gleichsmiete; Paderborn ist einbezogen) sowie 
eine reduzierte Kappungsgrenze von 15 % in drei 
Jahren in den betroffenen Kommunen. Ungeach-
tet dieser dämpfenden Instrumente ist davon aus-
zugehen, dass Mietanpassungen perspektivisch 
nicht vollständig vermeidbar sind, da die – auch 

gesellschaftlich und regulatorisch geforderten – 
Investitionen in Erhalt und energetische Optimie-
rung die Kostenbasis erhöhen.

Die Stadt Paderborn als Oberzentrum und Univer-
sitätsstadt ist als Wohnstandort weiterhin nach-
gefragt. Im Jahresendvergleich 2025 zeigt sich je-
doch eine leicht rückläufige Tendenz: Die Zahl der 
Einwohnerinnen und Einwohner mit Hauptwohn-
sitz sank von 157.777 (31.12.2024) auf 157.263 
(31.12.2025), während die Nebenwohnsitze von 
1.593 auf 1.612 stiegen; die wohnberechtigte Be-
völkerung verringerte sich damit von 159.370 auf 
158.875. Diese Entwicklung bestätigt eine insge-
samt stagnierende bis punktuell rückläufige Be-
völkerungsdynamik und verdeutlicht, dass sich 
die wohnungswirtschaftlichen Anforderungen zu-
nehmend durch qualitative Aspekte (u. a. Haus-
haltsstruktur, Barrierefreiheit, energetische Anfor-
derungen und Bezahlbarkeit) bestimmen.
 
Ergänzend ist festzuhalten, dass diese Entwick-
lung nicht nur eine Momentaufnahme der Mel-
destatistik darstellt, sondern auch durch die na-
türliche Bevölkerungsentwicklung unterlegt wird. 
Nach Angaben der städtischen Statistik lag diese 
2025 erneut im negativen Bereich: 1.297 Gebur-
ten standen 1.471 Sterbefällen gegenüber, so-
dass sich ein natürlicher Saldo von –174 Perso-
nen ergab (2024: –11; 2023: –73); zugleich wird 
darauf hingewiesen, dass dies bereits zum vierten 
Mal seit 2022 ein negatives Ergebnis war. 
 
Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass 
die Zukunft des Wohnungsmarktes in Paderborn in 
besonderem Maße demografisch geprägt sein wird 
und sich die Nachfrage weniger über reines Men-
genwachstum, sondern stärker über Struktur- und 
Qualitätsanforderungen definiert. Hierzu zählen ins-
besondere bedarfsgerechte Wohnungsgrößen und 
Grundrisse, barrierearme bzw. barrierefreie Aus-
stattungen, energetisch zukunftsfähige Gebäude-
qualitäten sowie dauerhaft bezahlbare Wohnkosten.
 
Die Nachfragesituation beim Spar  und Bauver-
ein war und ist entsprechend stark geprägt von 
Veränderungssuchen infolge von Mehr  oder Min-
derbedarfen sowie dem Wunsch verschiedener  
Altersgruppen nach barrierefreien Wohnungen bzw. 
unterstützenden Serviceangeboten. Neben fami-
liären oder altersbedingten Änderungssuchanfra-
gen zeigte sich weiterhin eine erhöhte Nachfrage 
nach größeren Mehrzimmerwohnungen sowie nach  
Single Wohnungen; im frei finanzierten Wohnungs-
bau setzte sich der Trend zu Homeoffice und zu 
familiengeeigneten großen Wohnungen fort. Dies 
auch vor dem Umstand, dass aufgrund der Bau-
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preisentwicklung und der Verknappung von Bau-
flächen im Stadtgebiet der Schritt ins Eigentum für 
viele Haushalte erheblich schwerer oder nicht mehr 
darstellbar wurde.

Gleichzeitig gewinnen neben der Wohnung selbst 
die sozialen Anforderungen an Quartierslösungen 
an Bedeutung: stabile Nachbarschaften, alters- 
und familiengerechte Wohnumfelder, wohnungs-
nahe Infrastruktur sowie bei Bedarf niedrigschwel-
lige Unterstützungs- und Serviceangebote. Damit 
rücken nicht nur Neubaukonzepte, sondern ins-
besondere auch die Weiterentwicklung und Quali-
fizierung des Bestands – sowohl baulich als auch 
sozial orientiert im Quartier – in den Mittelpunkt, 
um die Wohnraumsituation langfristig bedarfs- 
gerecht und zukunftsfähig zu gestalten.
 
Die wohnungswirtschaftliche Diskussion in Pader-
born befindet sich – auch in Anbetracht der kon-
junkturellen und demografischen Rahmenbedin-
gungen – erkennbar in einem Umschwung hin zu 
einem „neuen Realismus“. In diesem Zusammen-
hang sind in jüngerer Zeit in unterschiedlichen 
Austausch- und Abstimmungsformaten zentrale 
Handlungsfelder wie Wohnraumangebot, Nach-
frage bzw. Zielgruppen, Bezahlbarkeit und Miet-
preisgestaltung sowie Wohnqualität (einschließlich 
Infrastruktur und Wohnumfeld) strukturiert adres-
siert worden. Zugleich wird dabei regelmäßig her-
vorgehoben, dass Best Practice Ansätze anderer 
Städte nur begrenzt übertragbar sind und Ein-
zelbedürfnisse nicht zum Maßstab der künftigen 
Wohnraumentwicklung gemacht werden können. 
 
Aufgrund einer absehbar angespannten kommu-
nalen Finanzlage und perspektivisch steigender 
Konsolidierungsanforderungen gewinnt die Not-
wendigkeit an Bedeutung, wohnungspolitische 
Zielsetzungen stärker an finanzieller Tragfähigkeit, 
rechtlichen Rahmenbedingungen und priorisier-
ten Wirkungen auszurichten. In diesem Kontext 
kommt der fortlaufenden Überprüfung und An-
passung von Planungsannahmen – insbesonde-
re von Prognosen zur Bevölkerungs- und Nach- 
frageentwicklung – eine erhöhte Relevanz zu. Dies 
betrifft auch die Einordnung und Aktualisierung 
von Bevölkerungsprognosen sowie deren fach-
liche Validierung als Grundlage weiterer Abstim-
mungen.
 
Der „neue Realismus“ betrifft dabei nicht nur Ziel-
zahlen, sondern auch die praktische Umsetzbar-
keit sowie die Verfügbarkeit von Flächen. So kön-
nen selbst bei weit fortgeschrittenen Planungen 
Umsetzungsperspektiven kurzfristig durch verän-
derte Rahmenbedingungen beeinflusst werden; 

damit sind Zeitpläne und Realisierungsmöglich-
keiten mit Unsicherheiten behaftet. Vor diesem 
Hintergrund gilt es, großmaßstäbliche Entwick-
lungsperspektiven insgesamt konsequent an den 
aktuellen Realitäten des Paderborner Marktes 
auszurichten. Hierzu zählen eine realistische Ein-
ordnung der demografischen Entwicklung, eine 
bedarfsgerechte Segmentierung nach Zielgrup-
pen (einschließlich bezahlbarer Angebote und 
passender Wohnformen) sowie die Vermeidung 
städtebaulicher und sozialpolitischer Fehlsteuer-
ungen durch einseitige oder monostrukturelle 
Ausprägungen.
 
Unter Berücksichtigung der fortschreitenden de-
mografischen Veränderungen sowie neuer regula-
torischer und wirtschaftlicher Anforderungen wird 
damit deutlich, dass die wohnungswirtschaftli-
chen Herausforderungen der kommenden Jahre 
nicht allein durch Neubauaktivitäten in Rand- 
lagen der Städte oder durch einen großvolumigen,  
flächenintensiven Ausbau zu beantworten sind. 
Dies gilt umso mehr angesichts stagnierender bzw. 
rückläufiger Bevölkerungszahlen und der sich zu-
gleich verändernden Bedarfe der Bevölkerung. 
 
Die zukünftigen Schwerpunkte liegen vielmehr 
in einer bestandsorientierten Weiterentwicklung: 
in der konsequenten Nutzung und Stärkung vor-
handener Quartiers- und Infrastrukturen, in der 
Sanierung und Modernisierung sowie in klein- 
teiligen Maßnahmen zur Stabilisierung und Be-
lebung innerstädtischer Bereiche. Zugleich ge-
winnt eine effiziente Flächen- und Bauverwertung 
an Bedeutung, um vorhandene Potenziale ziel- 
gerichtet zu aktivieren und bestehenden Wohn-
raum bedarfsgerecht weiterzuentwickeln.
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Entwicklung Jahresüberschuss 
in T€

Bestandsbewirtschaftung  
und -entwicklung 

Grundstücksbestand
Die Spar- und Bauverein Paderborn eG verfüg-
te am 31.12.2025 über folgenden Grundbesitz im  
Anlagevermögen:
a) bebaute Grundstücke 345.445  m² 
    (davon Erbbaugrundstücke 27.196 m²)
b) unbebaute, in Bebauung befindliche 
    Grundstücke 3.807  m²  

Im Bereich des Umlaufvermögens verfügte die  
Genossenschaft per 31.12.2025 unverändert über 
99 m² Grundstücksfläche.

Wohnungen Wohnfläche Gewerbe Nutzfläche Garagen/ 
Stellplätze

Anzahl m² Anzahl m² Anzahl
Stand 01.01.2025 3.011 204.056,24 7 3.876,55 1.388
Zugänge
Neubau Anhalter Weg 2 + 12 + 837,36 + 1 + 616,56 + 11
Anbau Balkone + 8,20
Stellplätze/Garagen +31
Abgänge
Verkleinerung Bestandswohnung  –3,00
Stand 31.12.2025 3.023 204.898,80 8 4.493,11 1.430

Entwicklung Wohnungsbestand | Bewirtschaftete Einheiten

Wohnungsbestand
Der Immobilienbestand des Spar- und Bauvereins 
umfasst zum Bilanzstichtag 3.023 Wohnungen, 
acht Gewerbeeinheiten sowie 1.430 Garagen und 
Stellplätze. Die Wohn- und Nutzfläche beträgt rund 
209.392 m².

Über die insgesamt 3.023 Wohnungen 
kann die Genossenschaft wie folgt verfügen:SparBau1
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Über die insgesamt 3.023 Wohnungen kann die Genossenschaft wie folgt 
verfügen:

frei verfügbar ohne Belegungsbindung

Belegungsbindung gem § 25 II. WoBauG
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Über die insgesamt 3.023 Wohnungen kann die Genossenschaft wie folgt 
verfügen:

frei verfügbar ohne Belegungsbindung

Belegungsbindung gem § 25 II. WoBauG
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Vermietung
Der größte Teil des Wohnungsbestandes befindet 
sich in attraktiven Lagen am Kernstandort Pa-
derborn. Die Nachfrage nach Wohnungen war im 
Geschäftsjahr 2025 sehr gut. Vermietungsschwie-
rigkeiten bzw. strukturelle Leerstände bestanden 
nicht. Bei insgesamt 218 Mieterwechseln im Jahr 
2025 beträgt die Fluktuationsquote 7,2 % (Vorjahr: 
7,1 %). Zum Jahresende waren aus dem gesamten 
Wohnungsbestand 20 Einheiten nicht vermietet. 
Für die nicht vermieteten Wohnungen bestanden 
zum 31.12. schon für 9 Einheiten Anschlussmiet-
verträge. Die Leerstandsquote ist mit knapp 0,9 % 
(Vorjahr: 0,7 %) zum 31.12. nach wie vor auf einem 
äußerst niedrigen Niveau. Durch unsere gut ausge-
statteten Wohnungen und die kontinuierliche An-
passung sowie Weiterentwicklung der Bestandsge-
bäude ist im Rahmen von Wohnungskündigungen 
die Wiedervermietung unverändert gewährleistet. 

Modernisierung | Instandhaltung
Bei der Bestandsbewirtschaftung standen wie in 
den Vorjahren die Instandhaltung und Modernisie-
rung des Wohnungsbestandes im Mittelpunkt. Die 
Investitionen in die Qualität der Wohnungsbestände 
haben für die Genossenschaft einen hohen  
Stellenwert zur Sicherung einer guten und lang-
fristigen Vermietbarkeit. Unsere Genossenschaft 
zählt zu den führenden Wohnungsanbietern am 
Paderborner Markt. Wir schaffen und erhalten zu-
kunftsfähigen und bezahlbaren Wohnraum für die 
Menschen in Paderborn. Mit einem Investitions-
volumen von über 9,5 Mio. € in Neubau, Moder-

2025 2024 2023 2022 2021
Wohnungen 3.023 3.011 3.023 3.006 2.990

frei finanziert 2.212 2.212 2.220 2.188 2.172

öffentlich gefördert 811 799 803 818 818

Gewerbe 8 7 7 6 6

Garagen/Stellplätze 1.430 1.388 1.360 1.345 1.320

Wohn-/Nutzfläche (m²) 209.392 207.933 208.687 206.458 205.274

Nettokaltmiete 
je m²/mtl. per 31.12. 6,26 € 5,94 € 5,91 € 5,79 € 5,62 €

frei finanziert 6,55 € 6,13 € 6,09 € 6,03 € 5,82 €

öffentlich gefördert 5,44 € 5,40 € 5,39 € 5,14 € 5,09 €

Bestandszahlen 

nisierung und Instandhaltung tragen wir zu einer 
guten Wohnqualität unserer Mitglieder bei. Bei der 
Auftragserteilung achten wir vorzugsweise dar-
auf, dass unsere regionalen Handwerksfirmen und 
Fachbetriebe beauftragt werden. Damit leisten wir 
auch einen Beitrag zur Stärkung der regionalen 
Wirtschaft vor Ort. 
 
Die seit einigen Jahren zum Teil massiven Kosten-
steigerungen im Bereich der Handwerkerleistungen 
sind nach wie vor Preistreiber in der Wohnungs- 
und Immobilienbranche. Die steigenden Baustoff- 
und Lohnkosten haben sich inzwischen auf alle 
Bereiche der Modernisierung und Instandhaltung 
sowie im Neubau ausgewirkt. Zusätzlich wirkt sich 
der Mangel an Fachkräften manchmal leider auch 
negativ auf die Terminvereinbarung und Erledigung 
von Reparaturarbeiten aus. Aufgrund der guten 
wirtschaftlichen Position unserer Genossenschaft 
sind wir in der Lage, unsere Ziele zur langfristigen 
Werterhaltung des Wohnungsbestandes und im 
Neubau zu erreichen. Trotz hoher Investitionen in 
die Wohnungsbestände können wir unsere Woh-
nungen auch weiter zu angemessenen und wett-
bewerbsfähigen Mieten anbieten. Die Nutzungs-
gebühren für frei finanzierte Wohnungen betrugen 
durchschnittlich per 31.12. des Jahres 6,55 €/m²/
mtl., während für öffentlich geförderte Wohnungen 
die Nettokaltmiete bei 5,44 €/m²/mtl. lag. 

Die Fremdkosten für Instandhaltung betragen im 
Berichtsjahr 24,77 € je Quadratmeter 
Wohn-/Nutzfläche (Vorjahr: 23,66 €).

Darüber hinaus verfügt die Genossenschaft über sechs öffentliche E-Ladesäulen mit insgesamt zwölf Stell-
plätzen und Ladepunkten.
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Investitionen in den Objektbestand
in T€

Im Rahmen des Instandhaltungs- und Moder-
nisierungsprogramms wurden im Jahr 2025 u. a. 
insgesamt circa 2.277 T€ für folgende Maß- 
nahmen aufgewendet:

Wohnungseigentumsverwaltung
Seit vielen Jahren betreut der Spar- und Bauver-
ein im Rahmen der Fremdverwaltung Immobilien 
im Eigentümerauftrag. Dabei übernimmt unsere 
Genossenschaft die kaufmännische und tech-
nische Verwaltung im Rahmen von branchen- 
üblichen Verwalterverträgen. Im Geschäftsjahr 
2025 verwaltete unsere Genossenschaft insge-
samt 232 Eigentumswohnungen mit 145 Pkw-
Stellplätzen. Die Verwaltungsleistungen ergänzen 
den genossenschaftlich-sozialverantwortlichen 
Unternehmenszweck.

Mitglieder und Geschäftsguthaben 
Im Verlauf des Jahres 2025 sind 288 Mitglie-
der mit 1.040 Geschäftsanteilen einschließlich 
der Zeichnung weiterer Anteile hinzugekommen. 
Ausgeschieden sind 268 Mitglieder mit 1.575 Ge-
schäftsanteilen. Die Veränderung entspricht einem 
Wachstum von 20 Mitgliedern.

Die Anzahl der Geschäftsanteile ist gegen-
über dem Vorjahr um 535 auf insgesamt 56.515  
zurückgegangen (Vorjahr: 57.050).
Das Geschäftsguthaben der verbleibenden Mit-
glieder verringerte sich im Vergleich zum Vorjahr 
um 160,6 T€ auf 17.512,1 T€.

Modernisierung | Instandhaltung

Modernisierung / nachträgliche Baukosten NeubauInstandhaltung
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Mitgliederbewegung

Anzahl 
der  

Mitglieder

Anzahl 
der  

Anteile
Stand am 01.01.2025 5.893 57.050
Zugang 2025 288 1.040
Abgang 2025 268 1.575
Stand am 31.12.2025 5.913 56.515

Anzahl 
der  

Mitglieder

Anzahl 
der  

Anteile
Kündigung der 
Mitgliedschaft 180 674

Anteilskündigung - 217
Übertragung 4 12
Tod 83 642
Beendigung juristische 
Person 1 30

268 1.575

Der Abgang an Mitgliedern und Anteilen 
hatte folgende Gründe:

Altersstruktur der Mitglieder

bis einschließlich 30 Jahre

17 %

bis einschließlich 50 Jahre

33 %

bis einschließlich 70 Jahre

30 %

über 70 Jahre

20 %
3. DARSTELLUNG 
    DER WIRTSCHAFTLICHEN LAGE
3.1 ERTRAGSLAGE
Die Ertragslage des Spar- und Bauvereins ist 
durch eine langjährige stabile Entwicklung ge-
prägt. Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Jahres- 
überschuss von 3.233,0 T€ um 675,0 T€ auf 
3.908,0 T€ erhöht und lag damit leicht über dem 
prognostizierten Ergebnis.

Das Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit mit 
einem Ergebnisbeitrag von 3.598,9 T€ ist die wich-
tigste und nachhaltigste Ergebniskomponente.

2025
T€

2024
T€

Veränderungen
T€

Bewirtschaftungstätigkeit 3.598,9 2.981,3 617,6

Betreuungstätigkeit 0,0 0,0 0,0

Sonstiger Geschäftsbereich –85,8 10,5 –96,3

Finanzergebnis 370,2  252,2 118,0

Neutrales Ergebnis 39,1 4,0 35,1

Ergebnis vor Steuern 3.922,4 3.248,0 674,4

Steuern 14,4 15,0 –0,6

Jahresüberschuss 3.908,0 3.233,0 675,0

Zum Vorjahr hat sich die Ertragslage wie folgt verändert: 
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Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit 
in T€ 

Das Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit hat 
sich gegenüber dem Vorjahr um 617,6 T€ erhöht. 
 
Die Mieterlöse sind gegenüber dem Vorjahr um 
812,4 T€ auf 16.168,5 T€ gestiegen. Der Anstieg re-
sultiert u. a. mit 104,7 T€ aus der Fertigstellung des 
Neubauprojektes „Anhalter Weg 2“ im April 2025 
und der zwischenzeitlichen Vermietung des zum Ab-
riss vorgesehenen Gebäudes in der „Nordstraße 15“. 

Außerdem erfolgten für die frei finanzierten Bestand-
sobjekte Mietanpassungen nach BGB mit einer 
Auswirkung im Jahr 2025 von 571,1 T€. Durch Ein-
zelmodernisierungen sowie Erhöhungen nach Mieter- 
wechseln auf die festgelegten Objektmieten ist ein 
Anstieg der Mieten um 71,9 T€ zu verzeichnen. Bei 
den öffentlich geförderten Wohnungen führte die 
Anpassung der Instandhaltungs- und Verwaltungs-
pauschalen zur Veränderung der Kostenmiete um 
1,2 T€. Die Erhöhungen durch die Neuschaffung und 
Mietanpassungen von Pkw-Stellplätzen betragen 
18,5 T€. 

Die Umlagen für Betriebskosten sind um 355,2 T€ 
angestiegen. 

Die monatlichen Nutzungsgebühren betrugen per 
31.12.2025 durchschnittlich 6,26 €/m² (Vorjahr: 
5,94 €/m²).

2025 2024 2023 2022 2021
T€ T€ T€ T€ T€

Sollmieten 16.168,5 15.356,1 15.199,6 14.760,2 14.341,1
Gebühren und Umlagen 4.854,3 4.499,1 4.146,9 4.556,1 4.121,5
./. Erlösschmälerungen 160,2 154,0 208,4 193,0 160,8

Gesamt 20.862,6 19.701,2 19.138,1 19.123,3 18.301,8

Umsatzerlöse der Hausbewirtschaftung 

Die Erlösschmälerungen auf Mieten und Umlagen 
sind im Vergleich zum Vorjahr von 154,0 T€ um 
6,2 T€ auf 160,2 T€ gestiegen und begründen sich 
i.  W. mit strategischem Leerstand von Wohnungen 
aufgrund von Neubau- und Modernisierungsmaß-
nahmen sowie Mieterwechseln. 

Auf der Aufwandsseite wirken sich gestiegene Be-
triebskosten von 506,8 T€ und Instandhaltungs-
kosten von 256,5 T€ auf das Ergebnis aus der 
Bewirtschaftungstätigkeit aus. Weiter wirken sich 
höhere Abschreibungen von 99,4 T€ und gesunkene 
Verwaltungskosten von 376,8 T€ sowie höhere Zins- 
aufwendungen von 104,9 T€ auf das Sparten- 
ergebnis aus. 

Instandhaltungsaufwendungen 
in T€

Zinsaufwendungen für die Bewirtschaftungs-
tätigkeit
in T€
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Der Bereich Betreuungstätigkeit (WEG-Verwal-
tung) schließt im Geschäftsjahr 2025 mit einem 
ausgeglichenen Ergebnis ab. Den Erlösen aus der  
Wohnungseigentumsverwaltung von 72,9 T€ stehen 
zugeordnete Verwaltungsaufwendungen in gleicher 
Höhe gegenüber. 
Im sonstigen Geschäftsbereich stehen den Um-
satzerlösen aus anderen Lieferungen und Leis-
tungen sowie anderen Erträgen von 39,8 T€ Ab-
risskosten für ein Neubauprojekt und andere 
Aufwendungen von 125,6 T€ gegenüber. 

Das Finanzergebnis mit einem positiven Deckungs-
betrag von 370,2 T€ ist bestimmt durch Zinserträge.

Das neutrale Ergebnis in Höhe von 39,1 T€ ist 
i. W. geprägt durch Erträge aus der Auflösung von 
Rückstellungen. 

3.2 VERMÖGENSLAGE

Die Vermögens- und Kapitalstruktur stellt sich wie folgt dar:

31.12.2025 31.12.2024
T€ % T€ %

Immaterielle Vermögensgegenstände 9,7 0,0 4,7 0,0
Sachanlagen 133.910,7 84,8 132.211,3 89,3
Finanzanlagen 8,0 0,0 8,0 0,0
Umlaufvermögen kurzfristig 23.949,9 15,2 15.801,6 10,7
Gesamtvermögen 157.878,3 100,0 148.025,6 100,0

Eigenkapital (inkl. Bilanzgewinn) 98.020,7 62,1 95.033,6 64,2
Rückstellung langfristig 9.953,1 6,3 9.796,6 6,6

Fremdkapital langfristig 38.467,0 24,3 33.381,7 22,5
Rechnungsabgrenzung langfristig 3.309,0 2,1 1.551,0 1,1

Kapital langfristig 149.749,8 94,8 139.762,9 94,4
Rückstellung kurzfristig 168,6 0,1 347,9 0,2
Fremdkapital kurzfristig 7.897,6 5,0 7.852,5 5,3
Rechnungsabgrenzung kurzfristig                      62,3                        0,1                     62,3                        0,1
Gesamtkapital             157.878,3                    100,0             148.025,6                    100,0
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Das Gesamtvermögen zum 31.12.2025 beträgt 
157.878,3 T€ und ist zum Vorjahr um 9.852,7 T€ 
angestiegen.

Die immateriellen Vermögensgegenstände erhöh-
ten sich gegenüber dem Vorjahr um 5,0 T€. Den An-
schaffungen von 10,4 T€ stehen Abschreibungen 
von 5,4 T€ entgegen. Das Sachanlagevermögen 
hat sich gegenüber dem Vorjahr um 1.699,4 T€ 
auf 133.910,7 T€ erhöht. Den Bestandsinvesti- 
tionen von 5.308,9 T€ stehen anlageplanmäßige 
Abschreibungen von 3.608,5 T€ und Anlagen- 
abgänge von 1,0 T€ gegenüber.

Die Finanzanlagen blieben unverändert bei 8,0 T€.
 
Das Umlaufvermögen erhöhte sich gegenüber dem 
vorangegangenen Stichtag um 8.148,3 T€. Der An-
stieg resultiert aus der Zunahme der liquiden Mittel 
von 7.628,2 T€ und der unfertigen Leistungen und 
anderen Vorräte von 659,0 T€. Die Forderungen 
und sonstigen Vermögensgegenstände verminder-
ten sich um 138,9 T€.

Auf der Passivseite erhöhte sich das bilanzielle  
Eigenkapital um 2.987,1 T€.
Der Anstieg begründet sich durch den erzielten 
Jahresüberschuss von 3.908,0 T€ abzüglich der  

Dividendenausschüttung des Vorjahres von 
884,8  T€ und des Rückganges der Geschäfts- 
guthaben von 36,1 T€.

Die Eigenkapitalquote verminderte sich im Ver-
gleich zum Vorjahr um 2,1 Prozentpunkte und be-
trägt nunmehr 62,1 %. Die Eigenkapitalrentabilität 
beläuft sich auf 4,0 %.

Die langfristigen Pensionsrückstellungen sind um 
156,5 T€ auf 9.953,1 T€ angestiegen. 

Die Kapitalstruktur zeigt ein langfristiges Fremd-
kapital von 38.467,0 T€ sowie ein kurzfristiges 
Fremdkapital von 7.897,6 T€. Im Vergleich zum 
Vorjahr erhöhte sich das langfristige Fremdkapital 
um 5.085,3 T€, die kurzfristigen Verbindlichkeiten 
stiegen um 45,1 T€ an.

Die Veränderungen der langfristigen Verbindlichkei-
ten gegenüber Kreditinstituten und anderen Kredit- 
gebern sind auf Darlehensauszahlungen in Höhe 
von 8.284,7 T€ für die Neubauprojekte „Anhalter 
Weg“ und „Querweg“, planmäßige Darlehens- 
tilgungen von 1.433,0 T€ und Tilgungsnachlässe 
der NRW.BANK von 1.875,1 T€ zurückzuführen.
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3.3 FINANZLAGE

Das Finanzmanagement bildet einen zentralen Teil 
der Unternehmenssteuerung. Die Liquidität, die 
langfristigen Objektfinanzierungen, künftige Dar- 
lehensprolongationen und die beobachtbaren 
Zinsänderungsrisiken werden dabei gezielt ge-
plant, kontrolliert und gesteuert.

Die Liquidität der Genossenschaft sowie der Kapital- 
dienst der Darlehen waren jederzeit gesichert. 

Die Eigenkapitalausstattung – in Euro, absolut – hat 
sich in den letzten Jahren kontinuierlich verbessert. 
Das langfristige Eigenkapital liegt mittlerweile bei 
96.671 T€. Hierauf bezogen entspricht dies einer 
Eigenkapitalquote von 61,2 %.

Mit dem guten Jahresergebnis 2025 geht die Ver-
besserung der betriebswirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens einher. 

2025 | T€ 2024 | T€
Jahresüberschuss 3.908 3.233
Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 3.614 3.499
Zahlungsunwirksame Erträge –117 –70
Zunahme der langfristigen Rückstellungen 156 487
Cashflow 7.561 7.149
Abnahme der kurzfristigen Rückstellungen –179 –122
Gewinn aus dem Abgang von Anlagevermögen –5 0
Ab-/Zunahme der unfertigen Leistungen sowie anderer Aktiva –519 –532
Zu-/Abnahme der erhaltenen Anzahlungen sowie anderer Passiva 277 –449
Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 7.135 6.046
Einzahlungen aus dem Abgang von Anlagevermögen 6 2.000
Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen –5.319 –3.434
Cashflow aus Investitionstätigkeit –5.313 –1.434
Valutierung von Darlehen 8.285 2.121
Baukostenzuschüsse 0 1.275
Planmäßige Tilgungen von Darlehen –1.433 –1.402
Auszahlungen von Dividenden –885 –903
Veränderung der Geschäftsguthaben 
verbleibender Mitglieder –161 –73
Cashflow aus Finanzierungstätigkeit 5.806 1.018
Zahlungswirksame Veränderung 
des Finanzmittelbestandes 7.628 5.630
Finanzmittelbestand am 1. Januar 10.708 5.078
Finanzmittelbestand am 31. Dezember 18.336 10.708

Kapitalflussrechnung

Die Finanzierung der Instandhaltungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen sowie eines Teils der in der 
Bebauung befindlichen Neubauprojekte erfolgt aus 
dem Cashflow.

Aus der Fortschreibung der Finanzlage nach dem 
31.12.2025 für die im Bau befindlichen Neubau-
projekte ergeben sich zu erwartende Kosten von 
16.147,5 T€. Diese werden durch noch ausstehen-
de Auszahlungen von Fremdmitteln in Höhe von 
5.490,0 T€ sowie aus dem laufenden Cashflow  
finanziert.

Für das Jahr 2026 ist der Baubeginn des Neubau-
projektes „Nordstraße 15“ mit einer geplanten In-
vestitionssumme von 8.845 T€ für den Zeitraum bis 
2027 geplant. Der Investition steht im entsprechen-
den Zeitraum eine geplante Fremdkapitalaufnahme 
von 4.323 T€ gegenüber. 

Insgesamt stellt sich die wirtschaftliche Lage des 
Spar- und Bauvereins als geordnet dar. 

Die Mittelherkunft und die Mittelverwendung ergeben sich aus vorstehender Kapitalflussrechnung. 
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3.4 KENNZAHLENÜBERSICHT
Die für die Genossenschaft bedeutsamen Leistungsindikatoren stellen sich im Vergleich zu den Vorjah-
ren wie folgt dar:

2025 2024 2023
Bestandskennzahlen
Bewirtschafteter Bestand
Wohnungseinheiten Anz. 3.023 3.011 3.023
Gewerbeeinheiten, sonstige Vermietungseinheiten Anz. 8 7 7
Garagen/Einstellplätze Anz. 1.430 1.388 1.360
Wohn- und Nutzfläche m² 209.392 207.933 208.687
Betreuungstätigkeit    
Wohnungen Anz. 232 232 232
Garagen/Einstellplätze Anz. 145 145 145
Jahresabschlusskennzahlen    
Bilanzsumme T€ 157.878 148.026 145.205
Sachanlagevermögen T€ 133.911 132.211 133.554
Eigenkapital lt. Bilanz am 31.12. T€ 98.021 95.034 93.113
Eigenkapital lt. Bilanz am 31.12. (langfristig) T€ 96.671 93.806 91.531
Eigenkapitalquote (bezogen auf EK langfristig) % 61,2 63,4 63,0
Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder T€ 17.512 17.673 17.746
Bestand der verbleibenden Mitglieder Anz. 5.913 5.893 5.912
Geschäftsanteile der verbleibenden Mitglieder Anz. 56.515 57.050 57.291
Sollerlöse T€ 21.127 19.948 19.426
Erlösschmälerungen T€ 160 154 208
Anteil der Erlösschmälerungen am Umsatzerlös % 0,8 0,8 1,1
Jahresüberschuss (nach Steuern) T€ 3.908 3.233 2.800
Cashflow T€ 7.561 7.149 7.044
Kennzahlen der Rentabilität    
Gesamtkapitalrentabilität % 2,7 2,4 2,1
Eigenkapitalrentabilität (bezogen auf EK langfristig) % 4,0 3,4 3,1
Instandhaltung, Modernisierung, Betriebskosten    
Instandhaltungsaufwand (Fremdkosten) je m² Wohn-/Nutzfläche €/m² 24,77 23,66 22,90
Betriebskosten T€ 5.432 4.795 4.188
Bewirtschaftungstätigkeitskosten je m² Wohn-/Nutzfläche €/m² 26,04 23,17 20,24
Personal durchschnittlich    
Vollzeitbeschäftigte Anz. 17 16 15
Teilzeitbeschäftigte Anz. 5 8 7
Geringfügig Beschäftigte Anz. 1 1 1

Die Mittelzuflüsse aus laufender Geschäftstätigkeit 
und die Darlehensvalutierungen wurden zur Ge-
genfinanzierung der Investitionstätigkeit sowie für 

planmäßige Darlehenstilgungen und Dividenden-
auszahlungen verwendet. Zusätzlich konnte die 
vorgehaltene Liquidität aufgestockt werden.
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4. RISIKEN-, CHANCEN- UND 
    PROGNOSEBERICHT

Der Spar- und Bauverein verwendet ein umfas-
sendes EDV-gestütztes Risikofrüherkennungs-
system. Ein wesentlicher Bestandteil des internen 
Risikokontrollsystems ist das zentrale Controlling, 
das die ergebnisrelevanten Risiken überwacht. 
Schwerpunkte sind ein Mieten- und Instandhal-
tungscontrolling, ein Projektcontrolling für den 
Baubereich sowie die Liquiditätssteuerung. Dar-
über hinaus besteht ein Monitoring der Energie-
kostenentwicklung. Diese Instrumente dienen der 
Priorisierung künftiger Investitionen.

Im Rahmen der unterjährigen Wirtschaftsplanun-
gen unserer Genossenschaft werden alle das je-
weilige Jahresergebnis tangierenden Parameter 
erfasst, denn insbesondere steigende Baukosten 
und Zinsen können dazu führen, dass Neubau- 
und Modernisierungsmaßnahmen, die sich in den 
zurückliegenden Jahren noch als wirtschaftlich 
dargestellt haben, unrentabler oder gänzlich un-
rentabel werden. 
 
Während des abgelaufenen Geschäftsjahres 2025 
wurde in diesem Zusammenhang regelmäßig an 
den Aufsichtsrat über die unterjährige Entwick-
lung von Kennzahlen aus der Vermietung der 
Mietobjekte mit dazugehörigen Marktdaten, der 
Forderungsentwicklung, der Instandhaltung, den 
Neubauprojekten und deren Auswirkungen auf die 
Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage des Unter-
nehmens berichtet. 

Das Risikomanagementsystem unserer Genos-
senschaft ist darauf ausgerichtet, wesentliche 
und potenziell bestandsgefährdende Entwick-
lungen frühzeitig zu erkennen, sodass geeignete 
Maßnahmen zur Begrenzung negativer Einflüsse 
und zur Vermeidung wirtschaftlicher Schäden ein-
geleitet werden können.

Neben den internen Betrachtungen werden wei-
terhin die zusätzlich relevanten externen Beob-
achtungsbereiche, wie beispielsweise die Ent-
wicklung des Wohnungs- und Kapitalmarktes 
sowie die Baukostenentwicklung, in die Beobach-
tungen und Bewertungen mit einbezogen.

Die wirtschaftlichen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine erhöhen Risiken, 
auch globale Handelskonflikte wie die Zollpolitik 
der USA sowie Unsicherheiten über Chinas Ein-
fluss im internationalen Handel. Insbesondere die 
Auseinandersetzungen im Nahen Osten und in 

der Golfregion belasten die konjunkturellen Ent-
wicklungen in Deutschland, und auch die Ent-
wicklung der Energiekosten bleibt aufgrund geo-
politischer Spannungen ungewiss. Die genauen 
Auswirkungen auf die Immobilienbranche lassen 
sich weiterhin nur begrenzt abschätzen. Nach wie 
vor sind die strukturellen Veränderungen auf den 
Wohnungsmärkten und deren langfristige Auswir-
kungen derzeit sehr schwer zu prognostizieren. 
 
Die Klimaschutzgesetzgebung und die damit ein-
hergehenden Anforderungen und Verpflichtungen 
für den Gebäudesektor bzw. die Wohnungswirt-
schaft stellen ganz erhebliche Herausforderungen 
für unsere Genossenschaft auf dem Weg zur Klima- 
neutralität dar. 
 
Die gesetzlichen Vorgaben zur Dekarbonisierung 
des Wohnungsbestands bis 2045 sind hinsichtlich 
der technischen, wirtschaftlichen und finanziellen 
Gegebenheiten sicherlich anspruchsvoll. Daher 
werden die Investitionsprogramme in den kom-
menden Jahren einen besonderen Schwerpunkt 
auf die energetische Bestandssanierung legen. 
Zwangsläufig wird es zur notwendigen Refinan-
zierung zu moderaten Mieterhöhungen kommen. 
 
Ungeachtet der geopolitischen Spannungen, 
der makroökonomischen Unsicherheiten, poli-
tisch unklarer Zielvorgaben und Kostenentwick-
lung konnten bisher alle Neubauvorhaben plan- 
mäßig realisiert werden. Trotz erheblicher – im Ge-
schäftsbericht dargestellter – Herausforderungen 
und Risiken blicken wir optimistisch in die Zukunft. 
Wir erwarten für das Geschäftsjahr 2026 keine au-
ßerplanmäßigen Verzögerungen oder Stornierun-
gen unserer aktuell geplanten Neubauprojekte. 
Die wirtschaftliche Umsetzung wird jedoch – ohne 
vollständigen Renditeverzicht – Erlössteigerungen 
aus angepassten Neuvertragsmieten beinhalten.
 
Die Portfoliosteuerung durch Modernisierungs-, 
Instandhaltungs- und Neubaumaßnahmen wird 
auch zukünftig von höchster Bedeutung sein. Bei 
gleichzeitiger Berücksichtigung ökologischer und 
sozialer Belange werden wir so die Werthaltigkeit 
unseres Wohnungsbestands sichern. Im Segment 
des sozial gebundenen, preisgünstigen Woh-
nungsbaus bleibt die öffentliche Förderung des 
Landes Nordrhein-Westfalen weiter unabdingbar. 
Hier setzen wir auf die bisher veröffentlichten För-
derkonditionen sowie eine faire, faktenbasierte 
Mittelzuteilung im Rahmen bedarfsgerechter Kon-
zepte.
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Mit einem besonderen Augenmerk auf ein solides 
Verhältnis der Erlöse zu den Kosten unserer Ge-
nossenschaft gewährleisten wir auch in Zukunft 
eine stabile wirtschaftliche Entwicklung mit posi-
tiven Ergebnissen aus dem Kerngeschäft der Be-
wirtschaftungstätigkeit. Die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Spar- und Bauvereins ist 
stabil und bildet eine gute Basis für eine weiterhin 
positive Geschäftsentwicklung. 
 
Eine Eskalation der bestehenden geopolitischen 
Konflikte könnte die anhaltenden Unsicherheiten 
weiter vertiefen und zudem die Inflation befeuern. 
Dies würde die Zentralbanken zwingen, die Zin-
sen nicht weiter zu senken, sondern sie wieder 
zu erhöhen. Eine sich abzeichnende Erhöhung 
der Staatsverschuldung kann zusätzlich eine Ver-
schlechterung der Finanzierungsbedingungen für 
Immobiliendarlehen und in der Folge eine weitere 
Einschränkung von Investitionsmöglichkeiten be-
wirken.
 
Kurz vor Ostern 2026 verdunkelten sich die wirt-
schaftlichen Aussichten deutlich. Infolge der ne-
gativen Auswirkungen des Irankrieges senkten 
führende Wirtschaftsforschungsinstitute in ihrer 
Gemeinschaftsdiagnose die prognostizierten BIP-
Wachstumsraten für 2026 und 2027 auf 0,6 % 
bzw. 0,9 %. Die Botschaft der Frühjahrsdiagnose 
fiel insgesamt pessimistisch aus: So wurden ein 
Anstieg der Inflation auf etwa 3 %, eine durch-
schnittliche Arbeitslosenzahl von über 3 Mio. 
Menschen sowie eine zunehmende Investitions-
zurückhaltung der Unternehmen prognostiziert. 
Nur die expansive Fiskalpolitik würde ein stärke-
res Abrutschen voraussichtlich verhindern.

Die drohenden Turbulenzen in nahezu allen Wirt-
schaftssektoren werden sehr wahrscheinlich auch 
an der Immobilienbranche nicht vorübergehen. In 
der keineswegs überwundenen Wohnungsbau-
krise wirken verteuerte Baumaterialien schnell 
toxisch. In Kombination mit den Themen Energie, 
Finanzierung und Inflation drohen wirtschaftliche 
Schieflagen bis hin zur Substanzgefährdung.
 
Unsere Ertragslage wird weiterhin von Mietanpas-
sungen geförderter Wohnungen auf Grundlage 
des NRW-Wohnraumfördergesetzes sowie Miet-
erhöhungen frei finanzierter Wohnungen unter-
halb des am Markt möglichen Umfangs bestimmt 
werden.
 
Dank der langfristigen Finanzierung der Immo-
bilien des Spar- und Bauvereins sind nach ak-
tuellem Kenntnisstand keine Anzeichen für eine 

Gefährdung der Investitionstätigkeiten oder der 
Finanzlage der Genossenschaft erkennbar, die zu 
wesentlichen negativen Abweichungen von den 
Kennzahlen und der Unternehmensplanung füh-
ren könnten. 
 
Risikobehaftete besondere Finanzierungsinstru-
mente und Sicherungsgeschäfte werden nicht in 
Anspruch genommen. Bei den zur Finanzierung 
des Anlagevermögens abgeschlossenen Fremd-
mitteln handelt es sich vorwiegend um langfristige 
annuitätische Hypothekendarlehen mit entspre-
chenden Tilgungsanteilen. Der Kapitalmarkt und 
die Auswirkungen auf die Baukreditzinsen wer-
den kontinuierlich beobachtet und analysiert. Bei 
der gegebenen Liquiditätslage und langfristigen 
Finanzierungen mit differenzierten Zinsbindungs-
fristen halten wir das Zinsänderungsrisiko für un-
sere Genossenschaft derzeit für sehr begrenzt.
 
Eventuell könnte die schwierige gesamtwirt-
schaftliche Situation zumindest temporär zu  
höheren Mietausfällen führen. Durch das seit vie-
len Jahren praktizierte Angebot, bei Zahlungs-
schwierigkeiten von Mietern individuelle Ver-
einbarungen treffen zu können, ist aktuell keine 
außerordentliche negative Entwicklung im Bereich 
des Forderungsmanagements zu verzeichnen. 
Risiken aus Zahlungsstromschwankungen sowie 
Liquiditätsrisiken schätzen wir auf Basis der ak-
tuellen Planungen und der laufenden Liquiditäts-
steuerung derzeit als gering ein.
 
Ständige Veränderungen des Miet- und Baurechts 
sowie von Märkten und Rahmenbedingungen 
werden fortlaufend beobachtet. Die sich daraus 
ergebende operative Steigerung/Steuerung wird 
durch eine komplexe Informationstechnologie 
gestützt. Deren Sicherheit und Stabilität werden 
durch externe Dienstleister und qualifizierte inter-
ne Mitarbeiter gesichert. Das Zusammenspiel aller 
Faktoren eröffnet und ermöglicht Chancen der zu-
künftigen Entwicklung.
 
Die Fortsetzung des demografischen Wandels 
wird auch zukünftig weiter durch den Trend zur 
Verkleinerung der Haushalte gekennzeichnet sein. 
Neben der Alterung der Gesellschaft liegt der 
Hauptgrund hierfür in einem Wandel des Lebens-
umfeldes und der sich ändernden Bedürfnisse 
großer Teile der Bevölkerung. Unsere Genossen-
schaft wird auch weiterhin durch den Ausbau des 
Angebots spezieller Wohnformen, neuer Mobili-
tätsangebote und den Ausbau von Sozialange-
boten auf die geänderten Rahmenbedingungen 
reagieren. Auch zukünftig werden wir bei sämt-
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lichen Umbau-, Ausbau- bzw. Modernisierungs-
maßnahmen unseren Bestand so weit wie mög-
lich nach den Gesichtspunkten der Barrierefreiheit 
umgestalten. 
 
Weiterhin werden wir mithilfe entsprechender de-
taillierter Analysen die Bedürfnisse und Wünsche 
der Wohnungssuchenden erfassen, um so eine 
zielgenauere Vermietung im Rahmen unseres Be-
legungsmanagements zum Erhalt stabiler Haus-
gemeinschaften zu ermöglichen, den entspre-
chenden Bedarf an neuem Wohnraum in unseren 
neuen Projekten zur Verfügung zu stellen, um 
schlussendlich unsere Marktposition zu stabilisie-
ren oder sogar noch weiter verbessern zu können.
 
Die aktuelle Klimaschutzgesetzgebung mit dem 
Nullemissionsziel im Jahr 2045 erfordert von den 
Wohnungsgenossenschaften eine Bestandsauf-
nahme der Emissionen, die Einbindung in das  
Risikomanagementsystem sowie die Erstbewer-
tung einer Klimastrategie.
Im Rahmen einer technischen Bestandsanalyse 
wurde zur Umsetzung der Klimaziele nach dem 
Bundes-Klimaschutzgesetz im Jahr 2025 eine 
Emissionsbilanz erstellt. Aufsichtsrat und Vor-
stand haben sich in der gemeinsamen Sitzung am 
4. Dezember 2025 intensiv mit der Thematik und 
den bisherigen Ergebnissen auseinandergesetzt.

Als Mitglied der Initiative Wohnen.2050 (IW.2050) 
nutzen wir im Rahmen unseres CO₂-Monitorings 
die innerhalb der IW.2050-Unternehmen abge-
stimmte Analysemethodik. Die aktuell ermittelte 
CO₂-Intensität unserer Genossenschaft liegt  
unter dem Median der IW.2050-Partnerunter-
nehmen. Dieses gute Niveau ist das Ergebnis der 
jahrzehntelangen Bestands- und Investitions-
planung mit kontinuierlichen optimierten Instand-
haltungs- und Modernisierungsmaßnahmen. 
 
Auf Basis der bisherigen Analyseergebnisse wer-
den Reduktionspfade für unsere Treibhausgasbi-
lanz erarbeitet und dokumentiert. Durch technisch 
machbare und wirtschaftlich tragbare Investitio-
nen in die Gebäudetechnik werden wir uns suk-
zessive der angestrebten Klimaneutralität 2045 
nähern.
 
Für das Geschäftsjahr 2026 erwarten wir bei 
Ausgaben für aufwandswirksame Bauunterhal-
tung von 5,5 Mio. € ein voraussichtliches Jahres- 
ergebnis von rund 3,5 Mio. €. Somit sind wir zu-
versichtlich, weiterhin ein verlässlicher Garant für 
eine sichere, sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung der breiten Schichten der Bevölkerung 

zu sein. Die weitere Entwicklung des Spar- und 
Bauvereins bewerten wir als Chance einer auch 
zukünftig positiven Positionierung in einem über-
wiegend stabilen Marktumfeld. Unsere Wohn-, 
Sozial- und Gewerbeeinheiten befinden sich in 
gutem Zustand und in zentralen Standorten mit 
stimmiger Infrastruktur. Zuversichtlich sehen wir 
die nachhaltige Vermietbarkeit als gesichert. Vor-
teilhaft wirkt sich diesbezüglich aus, dass wir uns 
seit Langem intensiv mit demografischen Erfor-
dernissen und energieeffizienten Themenschwer-
punkten auseinandergesetzt haben, ebenso wie 
mit kontinuierlichen Wohnumfeldverbesserun-
gen sowie unsere Kooperationen mit Sozial- und 
Wohlfahrtsverbänden.
 
Seit nunmehr 133 Jahren stellt sich unsere Ge-
nossenschaft mit einer wirtschaftlich stabilen und 
zukunftsorientierten Grundlage erfolgreich den 
Herausforderungen unserer Zeit. Fokussiert auf 
Innovation, Nachhaltigkeit und integrative Kon-
zepte, blicken wir trotz der geopolitischen sowie 
welt- und gesamtwirtschaftlichen Wetterlage nach 
vorn. Dabei bleibt die enge Verbundenheit unserer 
Mitglieder mit unserer Genossenschaft eine wich-
tige Grundlage, über bezahlbares Wohnen hin-
aus mehr Lebensqualität und mehr Miteinander 
für die Menschen im Hochstift zu schaffen. Stets 
offen für alle Fragen unserer Zeit und all unsere 
Mitmenschen, unabhängig von Kultur, Religion,  
Geschlecht und Einkommen.

Paderborn, 10. Juni 2026
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IV. BERICHT DES AUFSICHTSRATES

Der Aufsichtsrat hat im Geschäftsjahr 2025 die 
Aktivitäten der Genossenschaft mit der gebotenen 
Sorgfalt begleitet und dabei die ihm nach Gesetz, 
Satzung und Geschäftsordnung obliegenden Auf-
gaben, zu denen die regelmäßige Beratung sowie 
die kontinuierliche Überwachung des Vorstandes 
gehören, sorgfältig und gewissenhaft wahrge-
nommen. Der Aufsichtsrat kam im Berichtsjahr 
zu insgesamt fünf ordentlichen Sitzungen zusam-
men. Er hat die Geschäftsführung des Vorstan-
des laufend überwacht und den Vorstand bei der 
Leitung der Genossenschaft beratend begleitet. 
Hierzu ließ sich der Aufsichtsrat regelmäßig, um-
fassend und zeitnah entsprechend den gesetz-
lichen und satzungsgemäßen Bestimmungen 
über alle wesentlichen Vorgänge informieren, die 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage sowie die 
strategische Ausrichtung unserer Genossenschaft 
betrafen. Alle Fragen des Aufsichtsrates wurden 
vom Vorstand ausführlich beantwortet, sodass 
sich der Aufsichtsrat jederzeit ein fundiertes Bild 
zur Beurteilung der Situation machen konnte. 
Zentrale Themen – wie Neubau- und Moderni-
sierungsvorhaben, Instandhaltungsmaßnahmen, 
Finanzierungsfragen sowie die Beurteilung von 
Chancen und Risiken – wurden in intensiven ge-
meinsamen Sitzungen von Aufsichtsrat und Vor-
stand beraten. Entscheidungen, die einer Zustim-
mung des Aufsichtsrates bedurften, wurden nach 
sorgfältiger Prüfung und umfassender Erörterung 
auf fundierter Grundlage gefasst.
 
Für das Geschäftsjahr 2025 konnte die Genos-
senschaft erneut ein sehr gutes Jahresergebnis 
erzielen, sodass auch für das Berichtsjahr eine 
angemessene Dividendenausschüttung sowie 
eine weitere Stärkung der gesetzlichen und freien 
Rücklagen möglich sind. Das wirtschaftliche Um-
feld blieb dabei weiterhin herausfordernd und war 
insbesondere von hohen Preisen und Energie-
kosten sowie insgesamt schwierigen Rahmen- 
bedingungen geprägt. Gleichwohl konnten laufen-
de Baumaßnahmen fortgeführt und weitere Neu-
baumaßnahmen geplant werden. Mit der Neubau-
tätigkeit – insbesondere im Bereich des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus – engagiert sich die 
Genossenschaft weiterhin für die Schaffung und 
Sicherung bezahlbaren Wohnraums insbesondere 
für Menschen mit geringen und mittleren Einkom-
men.
 
Der Vorstand informierte den Aufsichtsrat und 
die Ausschüsse des Aufsichtsrates in regelmä-
ßig stattfindenden Sitzungen über die Geschäfts- 

entwicklung, die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage sowie über besondere Ereignisse. Da-
rüber hinaus stand der Aufsichtsratsvorsitzende 
in einem engen Informations- und Gedankenaus-
tausch mit dem Vorstand. Die mündliche Bericht-
erstattung des Vorstandes in den Sitzungen wurde 
mit Unterlagen vorbereitet, die jedem Aufsichts-
ratsmitglied jeweils rechtzeitig vor der entspre-
chenden Sitzung zugänglich gemacht wurden. 
Über wichtige Vorgänge informierte der Vorstand 
schriftlich, auch zwischen den Sitzungen.
 
In alle Entscheidungen, die von wesentlicher Be-
deutung für die Genossenschaft sind, war der 
Aufsichtsrat eingebunden und hat bei zustim-
mungsbedürftigen Vorgängen die erforderlichen 
Beschlüsse gefasst. Dabei stand die solide und 
stabile wirtschaftliche Entwicklung der Genossen-
schaft im Mittelpunkt der Tätigkeit der Organe. 
Die Zusammenarbeit zwischen Vorstand und Auf-
sichtsrat war auch in diesem Jahr von dem sat-
zungsmäßigen Auftrag bestimmt, die Mitglieder 
durch eine gute, sichere und sozial verantwort-
bare Wohnungsversorgung zu fördern.

Der Prüfungsausschuss trat im Geschäftsjahr 2025 
zu zwei Sitzungen zusammen. Gegenstand der 
Beratungen waren insbesondere Fragen der Rech-
nungslegung, der internen Kontroll- und Überwa-
chungsprozesse sowie die Vorbereitung der Prü-
fung und Beratung des Jahresabschlusses. 
 
Die Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsrat und 
Vorstand war im Geschäftsjahr 2025 von einem 
offenen, konstruktiven und vertrauensvollen Aus-
tausch geprägt. Der Aufsichtsrat hat sich regel-
mäßig über die gesamtwirtschaftlichen und im-
mobilienwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
sowie deren Auswirkungen auf die Genossen-
schaft informieren lassen. Darüber hinaus wurden 
strategische Fragestellungen, die Priorisierung 
von Maßnahmen sowie die mittel- und langfris-
tige Planung intensiv diskutiert. Der Aufsichtsrat 
hat sich davon überzeugt, dass der Vorstand die 
Geschäfte ordnungsgemäß geführt und die Ge-
nossenschaft im Sinne ihrer Mitglieder nachhaltig 
weiterentwickelt hat. 
 
Der Weg des Spar- und Bauvereins zur Umset-
zung der Klimaschutzziele wurde 2025 weiter kon-
kretisiert. Der gesetzlich vorgeschriebene Klima- 
pfad wird in den kommenden Jahren bis 2045 
sukzessive durch geeignete energetische Mo-
dernisierungsmaßnahmen umgesetzt. Dafür sind 
erhebliche Investitionen in unseren Wohnungs-
bestand notwendig. 

BERICHT DES AUFSICHTSRATES



Hubert Böddeker
Vorsitzender des Aufsichtsrates

 
Mit Wirkung zum 01.01.2025 wurde der bisherige 
Mitarbeiter und Prokurist Alexander Prior zum 
Mitglied des Vorstandes bestellt. Der Aufsichtsrat 
hat diese Personalentscheidung begleitet und die 
Bestellung im Rahmen seiner Zuständigkeiten be-
raten. 
 
In der Vertreterversammlung am 26.06.2025 stan-
den turnusmäßige Wahlen zum Aufsichtsrat an. 
Die gemäß Satzung turnusmäßig aus dem Auf-
sichtsrat ausscheidenden Herren Dr. Jörg Markus 
Habich und Jürgen Wegener wurden jeweils für 
eine weitere Amtszeit von drei Jahren wieder- 
gewählt.
 
Für die aus dem Aufsichtsrat ausscheidende Frau 
Sandra Weiffen sowie die ausscheidenden Herren 
Rüdiger Bonke und Edmund Donschen wurden 
Frau Alexandra Rosenthal sowie die Herren Prof. 
Volker Huckemann und Arnd Paas einstimmig in 
den Aufsichtsrat der Genossenschaft gewählt.
 
Der Aufsichtsrat dankt den ausgeschiedenen 
Mitgliedern für die engagierte und verantwor-
tungsvolle Mitarbeit sowie für die stets sachorien-
tierte Begleitung der Genossenschaft. Den wieder- 
gewählten und neu gewählten Mitgliedern wünscht 
der Aufsichtsrat für ihre Tätigkeit Erfolg und eine 
weiterhin gute Zusammenarbeit im Gremium.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestell-
ten Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang) sowie den Lagebericht eingehend geprüft 
und beraten. Der Verband der Wohnungs- und Im-
mobilienwirtschaft Rheinland Westfalen e. V. hat 
im Frühjahr 2026 gemäß § 53 Genossenschafts-
gesetz den Jahresabschluss zum 31.12.2025 
unter Einbeziehung der Buchführung, des Lage-
berichts und der Geschäftsführung geprüft. Der 
Aufsichtsrat hat in der Aufsichtsratssitzung am 9. 
Juni 2026 über den Jahresabschluss beraten.
 
Aus dem Prüfungsergebnis ergeben sich keinerlei 
Beanstandungen, Empfehlungen oder Hinweise, 
die einer Berichterstattung bedürfen. Somit hat 
der Prüfungsverband der Genossenschaft den 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.
 
Der Aufsichtsrat empfiehlt der Vertreterversamm-
lung, den Jahresabschluss 2025 in der vorgeleg-
ten Form festzustellen, dem Vorschlag zur Ge-
winnverwendung zuzustimmen und dem Vorstand 
für das Geschäftsjahr 2025 Entlastung zu erteilen.

 
Der Aufsichtsrat dankt dem Vorstand, dem Mitar-
beiterteam sowie der Vertreterversammlung herz-
lich für die im Geschäftsjahr 2025 erfolgreiche, 
vertrauensvolle, angenehme, stets ergebnisorien-
tierte Zusammenarbeit. 

Paderborn, 10. Juni 2026 
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V. JAHRESABSCHLUSS 2025

AKTIVA Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
A. ANLAGEVERMÖGEN
I. Immaterielle Vermögensgegenstände  
1. Entgeltlich erworbene Lizenzen 9.753,45 2.297,79

2. Geleistete Anzahlungen 0,00 9.753,45 2.439,50
 

II. Sachanlagen    
1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  
    mit Wohnbauten 129.340.611,76

  
126.688.670,53

2. Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten 1.050.562,75  1.096.877,85
3. Grundstücke ohne Bauten 344.192,02 0,00

4. Technische Anlagen und Maschinen 978.996,87 123.761,98

5. Betriebs- und Geschäftsausstattung 152.762,60  148.124,95
6. Anlagen im Bau 2.041.632,97  3.287.887,03
7. Bauvorbereitungskosten 0,00 601.379,77
8. Geleistete Anzahlungen 1.907,50 133.910.666,47 264.589,34

III. Finanzanlagen  

Andere Finanzanlagen 8.000,00 8.000,00

Anlagevermögen insgesamt  133.928.419,92 132.224.028,74

 
B. UMLAUFVERMÖGEN  
I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke  
   und andere Vorräte
1. Grundstücke ohne Bauten 1.704,83 1.704,83
2. Unfertige Leistungen 5.417.561,70 4.754.509,44
3. Andere Vorräte 12.314,90 5.431.581,43 16.315,43

II. Forderungen und sonstige Vermögens-
    gegenstände
1. Forderungen aus Vermietung 57.665,03 53.072,09
2. Sonstige Vermögensgegenstände 124.540,05 182.205,08 268.044,03

III. Flüssige Mittel
Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 18.336.127,06 10.707.914,66

Bilanzsumme  157.878.333,49 148.025.589,22

1. BILANZ zum 31. Dezember 2025
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V. JAHRESABSCHLUSS 2025

PASSIVA Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
A. EIGENKAPITAL
I. Geschäftsguthaben
1. der mit Ablauf des Geschäftsjahres 
    ausgeschiedenen Mitglieder 400.082,60   291.051,89
2. der verbleibenden Mitglieder 17.512.115,22  17.672.738,14
3. aus gekündigten Geschäftsanteilen 67.270,00 17.979.467,82 51.770,00
Rückständige fällige Einzahlungen auf Geschäfts-
anteile: 7.534,78 € (im Vj. 12.761,86 €)

II. Ergebnisrücklagen
1. Gesetzliche Rücklage 10.412.000,00  10.021.000,00
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 
eingestellt: 391.000,00 € (im Vj. 324.000,00 €)
2. Andere Ergebnisrücklagen 68.746.622,48 79.158.622,48 66.112.230,75
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 
eingestellt: 2.634.391,73 € (im Vj. 2.024.206,66 €)

III. Bilanzgewinn
1. Jahresüberschuss 3.907.977,24  3.233.029,93
2. Einstellungen in Ergebnisrücklagen   3.025.391,73 882.585,51 2.348.206,66
Eigenkapital insgesamt 98.020.675,81 95.033.614,05

B. RÜCKSTELLUNGEN

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche  
    Verpflichtungen 9.953.136,00 9.796.654,00
2. Rückstellungen für Bauinstandhaltung 110.000,00 110.000,00
3. Sonstige Rückstellungen 58.550,00 10.121.686,00 237.900,00

C. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 39.754.540,58 34.766.040,30
2. Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern 85.510,65 86.756,41
3. Erhaltene Anzahlungen 5.339.780,45 5.169.206,07
4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 48.623,78 49.019,40
b) Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen 
    und Leistungen

870.803,70 931.593,05

5. Sonstige Verbindlichkeiten 265.358,52 46.364.617,68 231.508,94
davon aus Steuern: 38.996,67 € (im Vj. 17.127,75 €)

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: 
1.611,01 € (im Vj. 358,01 €)

D. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 3.371.354,00 1.613.297,00

Bilanzsumme 157.878.333,49 148.025.589,22
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V. JAHRESABSCHLUSS 2025

Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
1. Umsatzerlöse
a) aus Bewirtschaftungstätigkeit 20.862.564,95 19.701.239,32
b) aus Betreuungstätigkeit 72.949,00 66.342,99
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 31.408,72 20.966.922,67 26.252,30
2. Veränderung des Bestandes an unfertigen Leistungen 577.259,26 482.082,03
3. Andere aktivierte Eigenleistungen 42.006,83 26.347,43
4. Sonstige betriebliche Erträge 417.714,69 338.147,48
5. Aufwendungen für bezogene Lieferungen  
    und Leistungen
Aufwendungen für Bewirtschaftungstätigkeit 10.727.178,08 9.814.893,01
6. Rohergebnis 11.276.725,37 10.825.518,54
7. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 1.561.523,55 1.771.391,92
b) soziale Abgaben und Aufwendungen  
    für Altersversorgung 898.389,87 2.459.913,42 1.056.540,66
davon für Altersversorgung: 556.337,94 €
    (im Vj. 704.440,89 €)
8. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-                                      
    stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 3.613.895,94 3.499.032,23
9. Sonstige betriebliche Aufwendungen 849.640,75 675.220,49
10. Erträge aus anderen Wertpapieren und Aus- 
      leihungen des Finanzanlagevermögens  320,00 5.560,00
11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 369.943,82 370.263,82 267.708,63
davon aus Abzinsung von Rückstellungen:
109.514,00 € (im Vj. 0,00 €)
12. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 418.234,63 334.398,44
davon aus Abzinsung von Rückstellungen:
0,00 € (im Vj. 21.081,00 €)
13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 14.437,67 14.967,14
14. Ergebnis nach Steuern 4.290.866,78 3.747.236,29
15. Sonstige Steuern 382.889,54 514.206,36
16. Jahresüberschuss 3.907.977,24 3.233.029,93
17. Einstellungen aus dem Jahresüberschuss  
      in Ergebnisrücklagen 3.025.391,73 2.348.206,66
18. Bilanzgewinn 882.585,51 884.823,27

2. GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG
    für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025
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V. JAHRESABSCHLUSS 2025

3.  ANHANG ZUM JAHRES- 
     ABSCHLUSS 2025
A. Allgemeine Angaben

Der Spar- und Bauverein Paderborn eG hat seinen 
Sitz in Paderborn und ist eingetragen in das Ge-
nossenschaftsregister beim Amtsgericht Pader-
born (Nr. 231). 
 
Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 
wurde nach den Vorschriften des Handelsgesetz-
buches aufgestellt.
 
Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung 
sind nach der Verordnung über die Gliederung des 
Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen 
aufgestellt. 
 
Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das 
Gesamtkostenverfahren gewählt.

Bei folgenden Positionen bestehen Bilanzierungs-
wahlrechte:
 
1.  aktive latente Steuern
2.  Rückstellungen für Pensionen, die rechtlich
     vor dem 01.01.1987 begründet wurden
3.  Rückstellung für Bauinstandhaltungen  
     (§ 249 Abs. 2 HGB alte Fassung)
4.  Verbindlichkeiten aus Aufwendungsdarlehen
     (§ 88 II. WoBauG)
 
Die bestehenden Bewertungsunterschiede zwi-
schen Handels- und Steuerbilanz führen zu einer 
aktiven Steuerlatenz, eine Bilanzierung wurde nicht 
vorgenommen. 
Zu 2, 3 und 4 wurde eine Bilanzierung vorgenom-
men bzw. beibehalten.

Bewertung des Anlagevermögens
Das gesamte Sachanlagevermögen wurde zu fort-
geführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
bewertet. Die Herstellungskosten wurden auf der 
Grundlage der Vollkosten ermittelt. Diese setzen 
sich aus den Fremdkosten, Eigenleistungen, Be-
triebskosten und Grundsteuern während der Bau-
zeit zusammen. 

Die Eigenleistungen umfassen Architekten- und 
Verwaltungsleistungen. 
 
Die planmäßigen Abschreibungen auf Gegenstände 
des Anlagevermögens wurden wie folgt vorge-
nommen:
 
–   immaterielle Vermögensgegenstände – linear mit 
33 % Abschreibung

– Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Wohnbauten sowie Grundstücke mit Geschäfts- 
und anderen Bauten – linear pro rata temporis über 
die Restnutzungsdauer.
Die der linearen Abschreibung zugrunde liegenden 
Nutzungsdauern betragen  
a)  bei Altbauten 40/30 Jahre ab 01.01.1980; bei  
     umfangreicher Modernisierung erfolgt die An- 
      passung auf 30 Jahre 
b)  80 Jahre bei Gebäuden mit Nutzungsbeginn bis 
     zum 31.12.2006
c)  50 Jahre bei Gebäuden mit Nutzungsbeginn   
     nach dem 31.12.2006
d)  10 Jahre bei Außenanlagen nach dem 31.12.2006
e)  33 Jahre bei Grundstücken mit Geschäfts- und 	
     anderen Bauten 

Anschaffungskosten für Erbbaurechte werden 
über deren Laufzeiten linear abgeschrieben. Für 
ein abzureißendes Gebäude wurde die Rest-
nutzungsdauer entsprechend herabgesetzt. Die 
Technischen Anlagen und Maschinen sowie die 
Betriebs- und Geschäftsausstattung wurden nach 
der linearen Abschreibungsmethode bei Abschrei-
bungssätzen von 5 %, 10 %, 12,5 %, 20 % und 
25 % abgeschrieben.

„Geringwertige Wirtschaftsgüter“ bis zu einem An-
schaffungswert von 150,00 € wurden im Jahr des 
Zugangs als Aufwand erfasst, bei Anschaffungs-
werten von 150,01 € bis 800,00 € werden diese im 
Jahr des Zugangs voll abgeschrieben. 
 
Die Finanzanlagen sind zu Nominalwerten bilanziert.

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-  		
     und Bewertungsmethoden



Bewertung des Umlaufvermögens
Die „Unbebauten Grundstücke“ und die „Unferti-
gen Leistungen“ sind mit den Anschaffungskosten 
bilanziert. Die „Unfertigen Leistungen“ sind mit 
31.000,00 € pauschal wertberichtigt.
Die „Anderen Vorräte“ sind mit den Anschaffungs-
kosten bewertet. 
Die „Forderungen“ und „Sonstigen Vermögens- 
gegenstände“ werden mit ihren Nominal- 
beträgen, bei den Vermietungsforderungen abzüg-
lich einer pauschalen Wertberichtigung in Höhe 
von 13.000,00 € ausgewiesen. Uneinbringliche und 
zweifelhafte Forderungen aus Vermietung wurden 
abgeschrieben. 
 
Die „Liquiden Mittel“ werden zu Nominalwerten 
ausgewiesen.

Bewertungsmethoden Rückstellungen/
Verbindlichkeiten 
Die Rückstellungen wurden nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung mit dem Erfüllungs-
betrag angesetzt. 
Pensionsrückstellungen sind nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen entsprechend dem 
Anwartschaftsbarwertverfahren gebildet worden. 
Dabei wurden die Richttafeln 2018G von Prof. 
Dr. Heubeck, ein Abzinsungssatz von 2,06 % bei 
einer durchschnittlichen Restlaufzeit von 15 Jah-
ren sowie ein Gehalts- und Rententrend von je-
weils 2,50 % zugrunde gelegt. Eine Fluktuation 
wurde nicht berücksichtigt. In der Zuführung 
zur Pensionsrückstellung ist ein Zinsertrag von 
109.514,00 € enthalten. 
 
Bei den Rückstellungen für Pensionen besteht 
zwischen dem Ansatz der Rückstellungen nach 
Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen 
Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn Ge-
schäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen 
nach Maßgabe des entsprechenden durchschnitt-
lichen Marktzinssatzes aus den vergangenen sie-
ben Geschäftsjahren im Geschäftsjahr ein Unter-
schiedsbetrag in Höhe von –280.947,00 €. 
 
Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungs-
betrag angesetzt. 
 
Der passive Rechnungsabgrenzungsposten be-
trifft Tilgungszuschüsse im Rahmen der sozialen 
Wohnraumversorgung; sie werden über den Zeit-
raum der Mietpreisbindung erfolgswirksam linear 
aufgelöst. 
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C. Angaben zur Bilanz

Anschaffungs-/
Herstellungs-

kosten  
zum 01.01.

Zugänge des
Geschäfts-

jahres

Abgänge des 
Geschäfts-

jahres

Umbuchungen 
des  

Geschäfts-
jahres

(+/–)

Anschaffungs-/
Herstellungs-

kosten zum 
31.12.

€   € € € €
Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich  
erworbene Lizenzen 73.114,96 10.376,80 0,00 2.439,50 85.931,26
Geleistete Anzahlungen 2.439,50 0,00 0,00 –2.439,50 0,00
Immaterielle Vermögens-
gegenstände insgesamt 75.554,46 10.376,80 0,00

2.439,50
–2.439,50 85.931,26

Sachanlagen

Grundstücke und  
grundstücksgleiche Rechte  
mit Wohnbauten 204.687.815,33 1.814.321,62 –88.105,63

4.318.354,30
–9.113,85 210.723.271,77

Grundstücke mit Ge-
schäfts- und anderen 
Bauten 2.086.803,78 0,00 0,00 0,00 2.086.803,78

Grundstücke ohne Bauten
0,00 341.867,50 0,00

2.324,52
0,00 344.192,02

Technische Anlagen 
und Maschinen 145.356,71 874.005,61 0,00 0,00 1.019.362,32

Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 616.918,37 77.463,31 –44.222,31 0,00 650.159,37

Anlagen im Bau 
3.287.887,03 2.199.311,90 0,00

610.523,52
–4.056.089,48 2.041.632,97

Bauvorbereitungskosten 601.379,77 29,90 0,00 –601.409,67 0,00

Geleistete Anzahlungen 264.589,34 1.907,50 0,00 –264.589,34 1.907,50

Sachanlagen  
gesamt 211.690.750,33 5.308.907,34 –132.327,94

4.931.202,34
–4.931.202,34 216.867.329,73

Finanzanlagen

Andere Finanzanlagen 8.000,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00

Finanzanlagen gesamt 8.000,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00

Anlagevermögen insgesamt

211.774.304,79 5.319.284,14 –132.327,94
4.933.641,84

–4.933.641,84 216.961.260,99

1. Anlagespiegel 
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist in dem nachfolgenden Anlagespiegel 	
dargestellt.
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Kumulierte  
Abschreibungen 

zum 01.01.

Abschreibungen 
des Geschäfts-

jahres

Änderung der 
Abschreibungen 

in Zusammenhang 
mit Abgängen

Kumulierte  
Abschreibungen  

zum 31.12.

Buchwert  
am 31.12.

Buchwert  
am 31.12.

(Vorjahr)

€   € € € € €

70.817,17 5.360,64 0,00 76.177,81 9.753,45 2.297,79

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.439,50

70.817,17 5.360,64 0,00 76.177,81 9.753,45 4.737,29

77.999.144,80 3.470.623,82 –87.108,61 81.382.660,01 129.340.611,76 126.688.670,53

989.925,93 46.315,10 0,00 1.036.241,03 1.050.562,75 1.096.877,85

0,00 0,00 0,00 0,00 344.192,02 0,00

21.594,73 18.770,72 0,00 40.365,45 978.996.87 123.761,98

468.793,42 72.825,66 –44.222,31 497.396,77 152.762,60 148.124,95

0,00 0,00 0,00 0,00 2.041.632,97 3.287.887,03

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 601.379,77

0,00 0,00 0,00 0,00 1.907,50 264.589,34

79.479.458,88 3.608.535,30 –131.330,92 82.956.663,26 133.910.666,47 132.211.291,45

0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00

0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00

79.550.276,05 3.613.895,94 –131.330,92 83.032.841,07 133.928.419,92 132.224.028,74
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2. In der Position „Unfertige Leistungen“ sind 5.417.561,70 € (Vorjahr: 4.754.509,44 €) noch nicht 
abgerechnete Betriebs- und Heizkosten ausgewiesen.

3. Die Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr stellen sich wie folgt dar:

Geschäftsjahr Vorjahr

insgesamt davon mit einer 
Restlaufzeit von 
mehr als 1 Jahr

insgesamt davon mit einer 
Restlaufzeit von 
mehr als 1 Jahr

€ € € €

Forderungen aus Vermietung 57.665,03 31.209,74 53.072,09 28.024,47

Sonstige Vermögensgegenstände 124.540,05 0,00 268.044,03 0,00

Gesamtbetrag 182.205,08 31.209,74 321.116,12 28.024,47

Ergebnisrücklagen Bestand am Ende  
des Vorjahres

Einstellung aus dem  
Jahresüberschuss  

des Geschäftsjahres

Bestand am Ende 
 des Geschäftsjahres

€ € €

Gesetzliche Rücklage 10.021.000,00 391.000,00 10.412.000,00

Andere Ergebnisrücklagen 66.112.230,75 2.634.391,73 68.746.622,48

4. Rücklagen

€ €

Rückstellungen für Pensionen 9.953.136,00

Rückstellungen für Bauinstandhaltung 110.000,00

Sonstige Rückstellungen 58.550,00

für Prüfungskosten 36.300,00

für Steuerberatungskosten 4.200,00

für nicht genommenen Urlaub 3.050,00

für interne Jahresabschlusskosten 15.000,00

5. Rückstellungen
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Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
und gegenüber anderen Kreditgebern sind in voller 
Höhe durch Grundpfandrechte gesichert.

D. Gewinn- und Verlustrechnung
 
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 
sind periodenfremde Erträge aus Anlageverkäu-
fen (4.942,98 €), aus der Auflösung von Rückstel-
lungen (32.387,56 €) sowie Erträge früherer Jahre 
(1.833,05 €) enthalten. Periodenfremde Aufwen-
dungen waren nicht zu verzeichnen. 

E. Sonstige Angaben
Haftungsverhältnisse gegenüber Dritten bestehen 
nicht. 
 
Für laufende Baumaßnahmen fallen noch Herstel-
lungskosten in Höhe von circa 16.147,5 T€ an, de-
nen noch nicht valutierte Darlehen über 5.490,0 T€ 
gegenüberstehen.
 
Am 31.12.2025 bestanden aus der Verwaltung 
von Eigentumswohnungen auf laufenden Konten 
und Festgeldkonten Bankguthaben in Höhe von 
2.010.589,71 €.

6. Verbindlichkeitenspiegel

Verbindlich-
keiten

Insgesamt
€

davon Restlaufzeit € Vorjahr €

bis 1 Jahr über 1 bis
 5 Jahre

über 5 
Jahre

Insgesamt bis 1 Jahr über 1 Jahr

Verbindlich-
keiten gegen-
über Kredit-
instituten 39.754.540,58 1.371.775,11 7.109.139,85 31.273.625,62 34.766.040,30 1.469.835,42 33.296.204,88

Verbindlich-
keiten gegen-
über anderen 
Kreditgebern 85.510,65 1.246,54 4.994,05 79.270,06 86.756,41 1.245,76 85.510,65

Erhaltene 
Anzahlungen 
(für noch ab-
zurechnende 
Betriebs- und 
Heizkosten) 5.339.780,45 5.339.780,45 0,00 0,00 5.169.206,07 5.169.206,07 0,00

Verbindlich-
keiten aus Lie-
ferungen und 
Leistungen 919.427,48 919.427,48 0,00 0,00 980.612,45 980.612,45 0,00

Sonstige Ver-
bindlichkeiten 265.358,52 265.358,52 0,00 0,00 231.508,94 231.508,94 0,00

Gesamtbetrag  46.364.617,68 7.897.588,10 7.114.133,90 31.352.895,68 41.234.124,17 7.852.408,64 33.381.715,53

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte oder ähnliche 
Rechte stellen sich wie folgt dar:
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Mitgliederbewegung

Anzahl der Mitglieder

Stand am 01.01.2025 5.893
Zugang 2025 288
Abgang 2025 268
Stand am 31.12.2025 5.913

Geschäftsguthaben 

Inwieweit der im Frühjahr 2026 ausgebrochene Krieg im Nahen Osten, insbesondere im Iran, seine mit-
telfristige Wirkung auf die Inflationsrate, damit verbundene Zinssteigerungen und Kostensteigerungen bei 
der Beschaffung von fossilen Energieträgern und Baumaterialien entfalten wird, ist zum aktuellen Zeitpunkt 
nicht abschätzbar. Nach Abschluss des Geschäftsjahres 2025 sind ansonsten keine weiteren Vorgänge von 
besonderer Bedeutung eingetreten. 

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder 
haben sich im Geschäftsjahr vermindert um 160.622,92 €

Die Haftsummen haben sich vermehrt um 6.200,00 €

Zum 31.12.2025 beträgt:

  a) der Gesamtbetrag der Haftsummen 1.833.030,00 €

  b) der Gesamtbetrag der verbleibenden 
      Geschäftsguthaben 17.512.115,22 €

  c) die rückständigen fälligen Einzahlungen 
      auf die Geschäftsanteile 7.534,78 €

  d) das durchschnittliche Guthaben je Anteil 309,87 €

Vollbe- 
schäftigte

Teilzeit-  
beschäftigte

Geringfügig 
Beschäftigte

Kaufmännische Mitarbeiter 12 3 –

Technische Angestellte 3 – –

Auszubildende 1 – –

Regiebetrieb/Hauswarte 1 2 1

17 5 1

Im Geschäftsjahr durchschnittlich beschäftigte Arbeitnehmer:

V. JAHRESABSCHLUSS 2025
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Name und Anschrift des zuständigen 
Prüfungsverbandes: 

Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
Rheinland Westfalen e. V.
Goltsteinstraße 29
40211 Düsseldorf

Mitglieder des Vorstandes:

Vorsitzender: Thorsten Mertens, 
Dipl.-Volkswirt

Alexander Prior, 
Dipl.-Ing. (FH)

Mitglieder des Aufsichtsrates:

Vorsitzender: Hubert Böddeker, 
Sparkassendirektor a. D.

Rüdiger Bonke, 
Pfarrer (bis 26.06.2025)

Edmund Donschen, 
Maurermeister (bis 26.06.2025)

Dr. Jörg-Markus Habich,  
Dipl.-Kaufmann

Prof. Volker Huckemann, 
Dipl.-Ingenieur (ab 26.06.2025)

Paul Knocke, 
Dipl.-Ingenieur

Sabine Loewe,  
Justizbeamtin 

Arnd Paas, Vorstandsvorsitzender 
Sparkasse (ab 26.06.2025)

Alexandra Rosenthal, Verwaltungs-
fachangestellte (ab 26.06.2025)

Stellv.  
Vorsitzender:

Dr. Ernst Warsitz, 
Dipl.-Ingenieur

Jürgen Wegener, 
Dipl.-Kaufmann 

Sandra Weiffen, Lehrerin (bis 
26.06.2025)

F. Vorschlag für die Verwendung des    	
    Jahresergebnisses

Vom Jahresüberschuss in Höhe von 3.907.977,24 € 
wurden 391.000,00 € der gesetzlichen Rücklage 
zugeführt. Ferner haben Vorstand und Aufsichtsrat 
auf der Grundlage der Satzungsregelungen be-
schlossen, vom Jahresüberschuss einen Betrag 
von 2.634.391,73 € im Rahmen der Vorwegzuwei-
sung in die anderen Ergebnisrücklagen einzustel-
len. Der Vertreterversammlung wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses unter Billigung der Vorweg-
zuweisung vorgeschlagen. Es wird vorgeschlagen, 
den verbleibenden Bilanzgewinn von 882.585,51 € 
für die Ausschüttung einer Dividende von 5 % zu 
verwenden.   

Paderborn, 10. Juni 2026

Thorsten Mertens                  Alexander Prior 	  
Vorstandsvorsitzender           Vorstandsmitglied
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Frei finanzierte Wohnungen

Öffentlich geförderte Wohnungen

Studentenwohnheim

Studentenwohnungen

Singlewohnungen

Familienfreundliche Wohnungen

Barrierefreie Seniorenwohnungen

Seniorenwohngemeinschaften

Seniorenwohngemeinschaften für Demenzerkrankte

Kindertagesstätte

Tagespflege

Sozialstation

Nachbarschaftstreffs

Bezahlbare, qualitativ hochwertige, energetisch optimierte Wohnungen  

Faire Mieten, keine Eigenbedarfskündigungen

... und vieles mehr! 

Über 3.000
gute Gründe
FÜR DEN SPAR- UND BAUVEREIN PADERBORN:



Das 
PLUS an 
GENOSSENSCHAFT



GEGRÜNDET

18 93


